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Das Liechtenstein-Institut im Jahr 2023

 � «Monetary policy shocks and consumer expectations in 
the euro area» | Beitrag im Journal of International  
Economics erscheint

 � «100 Jahre Zollanschlussvertrag Schweiz– 
Liechtenstein» | interdisziplinäre Vortragsreihe

 � Wachstumsmonitor | dritte Ausgabe erscheint

 � «Wissenschaftsstandort Liechtenstein – Forschung  
sichtbar machen!» | gemeinsame Veranstaltung  
des Hochschulverbunds Liechtenstein (S. 4/5)

 � «Empirical Macroeconomics: The Transmission of 
Macroeconomic Shocks and Policy Challenges» | Work-
shop des Liechtenstein-Instituts und der Universität 
Innsbruck

 � Tag der offenen Tür am Liechtenstein-Institut (S. 6/7)

 � Grundfinanzierung für die Jahre 2024–2027 gesichert: 
Der Landtag stimmt dem Finanzantrag des Liechten-
stein-Instituts in seiner Sitzung vom 31. Mai 2023 zu

 � Aufarbeitung der Corona-Pandemie aus rechtlicher,  
politikwissenschaftlicher und volkswirtschaftlicher  
Perspektive | Veröffentlichung der Auftragsstudien

 � IWF-Delegation im Gespräch mit dem Liechten- 
stein-Institut | Fachbereich Volkswirtschaft (S. 18)

 � Christian Frommelt verlässt das Liechtenstein- 
Institut. Georges Baur und Martin Geiger übernehmen 
die interimistische Co-Leitung (S. 2/3)

 � Was motiviert Jugendliche, sich politisch zu  
beteiligen? | Studie

 � «Zeitenwende. Liechtenstein zwischen Neutralität  
und Sanktionen» | Vortragsreihe (S. 27)

 � «Spaces of Social Policies» | Tagung (S. 8)

 � Thomas Meier übernimmt die Leitung des  
Liechtenstein-Instituts (S. 2/3)

 � Vierte Ausgabe des Magazins «1602» erscheint (S. 26)

Januar bis März

April bis Mai

Juli bis September

Oktober bis Dezember
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Kontinuität trotz Veränderung
Die «kleine Grösse» Liechtensteins, seine marginale Bedeu-
tung allein in der europäischen Staatenwelt, sein Beachtet-
werden, seine Eigenstaatlichkeit sind Phänomene, mit de-
nen wir uns immer wieder befassen müssen, wenn wir uns 
annähernd richtig verorten wollen. 

Unser Land ist klein, die Entscheidungswege kurz, die Sache 
übersichtlich, unsere Finanzsituation exzellent, und doch 
sehen wir uns mannigfachen Herausforderungen gegen-
über.

Als ich noch Mitglied der «Jungen FBP» war, zählte unser 
Land 20 000 Einwohnerinnen und Einwohner, und wir ver-
suchten uns vorzustellen, wie es wohl mit 40 000 wäre. 
Heute wissen wir es. Und zu den 40 000 kommen 25 000 
Zupendlerinnen und Zupendler hinzu, macht 65 000. 

Steuern wir unseren Wirtschaftsmotor oder fahren wir mit 
den eigendynamischen äusseren Kräften so gut es geht mit 
und üben die Prinzipien der liberalen Volkswirtschaft?

«Souveränität» – was ist das innerhalb des EWR, des Zollan-
schlussvertrags und der Schweizer Währung, der Rezeption 
(sprich: «Abschreibens») ausländischen Rechts, in unserer 
Rolle im Europarat oder beim Spitalneubau? Und was be-
deutete Souveränität bei unserer Präsenz in der Frankfurter 
Paulskirche im Revolutionsjahr 1848? 

Wie gehen wir mit unserer direkten Demokratie um, die 
immer selbstbewusster in die politischen Abläufe eingreift, 
welche ihrerseits immer diverser werden? Wie handhaben 
wir unsere Medienlandschaft im Umbruch, den Status der 
Religionsgemeinschaften, die Frage der Armut und Fürsor-
ge im reichen Liechtenstein, und wie war dies früher? 

Liebe Leserinnen und Leser

(V.l.n.r.) Christian Frommelt, 
Direktor von 2018 bis 2023, 

sein Nachfolger Thomas Meier 
und Guido Meier, Präsident des 

Liechtenstein-Instituts. 
Foto: Julian Konrad, Schaan

Mit diesen Fragen hat sich das Liechtenstein-Institut auch 
im vergangenen Jahr befasst und hat unserem Staat und 
Volk zugearbeitet. 

Und so wie beim Staat sich Standortbestimmung und Ab-
stimmung der Aufgaben aufdrängen, so hat auch unser In-
stitut dies im vergangenen Jahr geübt, wozu uns der Wech-
sel unseres Direktors von Dr. Christian Frommelt zu Prof. Dr. 
Thomas Meier guter Anlass war, und von unseren beiden 
Interimsdirektoren Dr. Georges Baur und Dr. Martin Geiger 
mit Begeisterung an die Hand genommen wurde. Die be-
wiesene Fähigkeit, sich selbst zu organisieren und die Stabi-
lität des Instituts auch in Zeiten so wichtiger Übergänge zu 
bewahren, erfüllt uns mit Befriedigung. Ich danke an dieser 
Stelle unserem früheren Direktor, den beiden Interimsdi-
rektoren und unserem neuen Direktor als Garanten unserer 
Kontinuität und Qualität.

Mit ebensolcher Freude danke ich allen, die das Institut 
gleichermassen mit Überzeugung tragen, den Forscherin-
nen und Forschern, der Administration, dem wissenschaftli-
chen Rat, dem Vorstand und den Mitgliedern. 

Das Land Liechtenstein hat uns erneut die wichtige Grund- 
finanzierung für vier Jahre zugesichert, welche von Gemein-
den und privaten Spenden ergänzt wird. Auch ihnen danke 
ich herzlich im Namen des Instituts.

Wir wollen vom Bendner Kirchhügel aus, diesem Kraftort, 
wo uns die Gemeinde Gamprin einen grossartigen und stets 
gut unterhaltenen Sitz gewährt, weiterhin einen bedeuten-
den wissenschaftlichen Beitrag an das liechtensteinische 
Selbstverständnis leisten. Dafür leben und arbeiten wir. 

Dr. Guido Meier
Präsident
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Begeisterung für wissenschaftliche 
Fragestellungen
Das Liechtenstein-Institut ist ein faszinierender Ort. Es fällt 
nicht nur durch seine exklusive Lage auf, sondern vor allem 
durch Liechtenstein-bezogene, einzigartige Forschungstätig-
keiten und viele themenbezogene Veranstaltungen. In den 
letzten fast 40 Jahren ist aus einem kleinen Pflänzchen ein 
Baum entstanden, welcher inzwischen nicht mehr aus Liech-
tenstein wegzudenken ist. Fast täglich liest oder hört man 
von unseren Arbeiten in den Medien mit wertvollen Beiträ-
gen aus unseren Reihen. Die Arbeiten sind dabei von beein-
druckend hoher Qualität und dürfen sich sehen lassen. Dies 
ist die gemeinsame Leistung aller Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Instituts, sowie die bemerkenswerte Leistung 
meines Vorgängers, Dr. Christian Frommelt. Ich freue mich, 
dass dieser Jahresbericht Ihnen ein aktuelles Bild der Akti-
vitäten und Begeisterung für unsere Arbeiten näherbringt.

Die Aufgabe der erfolgreichen Fortführung der Forschung 
des Liechtenstein-Instituts ist nun an mich übertragen wor-
den. Ich durfte auf ein aussergewöhnlich motiviertes Team 
treffen, welches mit mir auf Augenhöhe meine Begeiste-
rungsfähigkeit für wissenschaftliche Fragestellungen teilt. 
Wissenschaft und Forschung verlangt die stetige Beschäfti-
gung mit neuen Themen, an vorderster Front aktueller Ent-
wicklungen. Der amerikanische Schauspieler und Komiker 
Milton Berle sagte einmal: «If opportunity doesn’t knock, 
build a door.» Ich betrachte es als eine meiner Aufgaben, 
solche neuen Türen zu bauen, um das Team, dessen For-
schungsarbeiten und die daraus entstehenden Erfolge best-
möglich zu unterstützen. 

Prof. Dr. Thomas Meier 
Direktor

Stärkung der Fachbereiche
Ein wichtiges Anliegen im Übergangsregime war uns die 
Stärkung der vier Fachbereiche zur  internen Entscheidungs-
findung. So konnten wir Entscheidungen breiter  abstützen 
und die jeweilige fachliche Expertise berücksichtigen. Durch 
die Koordination in den Fachbereichen und im Austausch 
mit den jeweiligen Forschungsleitern waren die einzelnen 
Teammitglieder aber auch aufgefordert, eine gemeinsame 
Vision und ein geschärftes Profil für den Fachbereich zu 
entwickeln. Auf Basis dieser Auseinandersetzung mit der 
Fachbereichsausrichtung konnten wir den neuen Direktor 
an Bord eines Schiffes mit klarem Kurs und entsprechenden 
Navigationsvorschlägen begrüssen.

Dr. Georges Baur und Dr. Martin Geiger 
interimistische Co-Direktoren von August bis Oktober 2023

Martin Geiger (links) und 
Georges Baur, interimistische 
Co-Direktoren von August bis 
Oktober 2023
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Wissenschaftsstandort Liechtenstein 
– Forschung sichtbar machen!
Die Universität Liechtenstein, die Private Universität im 
Fürstentum Liechtenstein (UFL) und das Liechtenstein-In-
stitut bilden gemeinsam den Hochschulverbund. An allen 
drei Institutionen wird wissenschaftliche Forschung be-
trieben mit ganz unterschiedlichen Schwerpunkten. Am 
3. April 2023 stellten sich die drei Institutionen im Rahmen 
einer gemeinsamen Veranstaltung mit Podiumsdiskussion 
und Posterausstellung an der Universität Liechtenstein der 
interessierten Öffentlichkeit vor.

Nach Begrüssungsworten von Bildungsministerin Domi-
nique Hasler stellten Markus Jäger, Rektor der Universität 
Liechtenstein, Christian Frommelt, Direktor des Liechten-
stein-Instituts, und Barbara Gant, Rektorin der Privaten Uni-
versität im Fürstentum Liechtenstein (UFL), ihre jeweiligen 
Institutionen und deren Tätigkeitsschwerpunkte kurz vor.  

In der anschliessenden Podiumsdiskussion erörterten 
Andreas Brunhart (Liechtenstein-Institut), Christoph Gass-
ner (UFL) und Johannes Schneider (Universität Liech-
tenstein) Gemeinsamkeiten und Unterschiede ihrer For-
schungstätigkeit. Auch Chancen und Herausforderungen 
des Forschungsstandorts Liechtenstein kamen zur Sprache.
Moderiert wurde die Podiumsdiskussion von Carmen Dahl 
von der Universität Liechtenstein. 

Im Anschluss bot sich die Möglichkeit, im Rahmen einer 
Posterausstellung mit Forschenden der drei Institutionen 
ins Gespräch zu kommen. Neben allgemeinen Informati-
onen zu den am Liechtenstein-Institut bearbeiteten vier 
Fachbereichen Geschichte, Recht, Politik und Volkswirt-
schaft zeigten einzelne Poster ausgewählte Projekte und 
Schwerpunktthemen aus den Fachbereichen.

Bildimpressionen: Paul Trummer

Bildungsministerin Dominique Hasler eröffnet die Veran-
staltung. 

Direktor Christian Frommelt stellt das Liechtenstein-Institut 
und dessen Fachbereiche und Tätigkeiten vor. 
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Den Fragen von 
Carmen Dahl 
stellten sich (v.l.) 
Andreas Brunhart, 
Liechtenstein-In-
stitut, Christoph 
Gassner, UFL, und 
Johannes Schnei-
der, Universität 
Liechtenstein. 



6 LIECHTENSTEIN-INSTITUT

Tag der offenen Tür am Liechtenstein-Institut

1997 zog das Liechtenstein-Institut in den damals neu re-
novierten Pfarrstall auf dem Kirchhügel in Bendern ein. Das 
Liechtenstein-Institut nahm dies zum Anlass, am 13. Mai 
2023 zu einem Tag der offenen Tür einzuladen. Zahlreiche 
Interessierte nutzten die Gelegenheit, die Räumlichkei-
ten zu erkunden und mit den Forschenden des Liechten-
stein-Instituts ins Gespräch zu kommen.

Vorsteher Johannes Hasler und Direktor Christian Frommelt 
begrüssten das zahlreich erschienene Publikum. Ein Kurz-
vortrag von Fabian Frommelt widmete sich dem früheren 
Bendner Zoll, der bis zur Schaffung der Eisenbahnlinie Feld-
kirch–Buchs von grosser Bedeutung war. Im Gespräch mit 
Emanuel Schädler ging Altvorsteher Donath Oehri auf die 
bewegte und langwierige Geschichte der damaligen Pfarr-
stallrenovation ein. Musikalisch umrahmt wurde die Veran-
staltung vom Unterländer A-cappella-Quartett Vocalis. Bildimpressionen: Paul Trummer

Christian Frommelt (li.) und  
Gemeindevorsteher Johannes Hasler

Beat Ospelt (links) erläutert Interessierten 
sein Dissertationsprojekt. 

Donath Oehri, Vorsteher von 1995 bis 
2019 (li.), und Emanuel Schädler

Maria Marxer, Vorsteherin von 1991 
bis 1995 (re.), mit dem ehemaligen 
Gemeinderat Hubert Müssner

Bibliothekarin Rosmarie Lorenz (3.v.l.) führt Besucher:innen 
durch die Bibliothek des Liechtenstein-Instituts. 

Zahlreiche Interessierte nahmen die Gelegenheit wahr, das 
Liechtenstein-Institut zu besuchen. 

Beim Apéro im Kellergeschoss wurde 
rege diskutiert. 

Fabian Frommelt (li.) und Stephan 
Scheuzger. 

(V.l.) Herbert Wille, Fabian Frommelt 
und Beat Ospelt. 
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Die Bibliothek klingt!
Text: Rosmarie Lorenz

Es ist ein besonderer Morgen am 
3. Mai 2023 um 6.00 Uhr. In der Bib-
liothek ertönen ungewohnte Klänge. 
Das Gesangsquartett Vocalis testet 
den Raumklang für den Auftritt am 
Tag der offenen Tür, der am 13. Mai 
2023 stattfindet.  

Am Tag der offenen Tür nutzen viele 
Besucher:innen das Angebot einer Bi-
bliotheksführung, lassen sich von den 
historisch geprägten Räumlichkeiten 
inspirieren und  versuchen sich an der 
kleinen Spielerei «Schau genau».  

Ein eigens für diesen Tag erstelltes Bi-
bliotheksplakat gibt ausserdem einen 
Überblick über die Bibliothek und ihre 
Aufgaben.

Zwischendurch verwandelt sich die Bibliothek in einen Konzertsaal. Die Architektur der Bibliothek eignet 
sich bestens mit den verschiedenen Ebenen, Treppen und Relings und öffnet den Blick Richtung Gesangs-
quartett Vocalis, das in einem besonderen Lied die Bibliothek besingt: «… ist hier denn ’ne  Vinotheke, nein, 
’ne trockene Bibliothek …»                                                                                                             Bild: Paul Trummer
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Agrarverfassung – Bäuerliche Mentalitäten
Seit Mai 2021 werden im mentalitätsgeschichtlichen For-
schungsprojekt «Agrarverfassung – Bäuerliche Mentalitä-
ten» grundlegende Denk-, Empfindungs- und Einstellungs-
weisen der bis zur ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts von 
Landwirtschaft und dörflichen Lebensverhältnissen be-
stimmten Gesellschaft im Gebiet des Fürstentums Liechten-
stein untersucht. 

2023 wurde mit der Ausformulierung der Erkenntnisse in 
zwei Studien begonnen. Jürgen Schremser legt den Schwer-
punkt auf den Einstellungswandel in der Mensch-Tier-Ko-
operation im ländlichen Raum seit dem 18. Jahrhundert. 
Toni Büchel beschäftigt sich mit dem bäuerlichen Dorf als 
mentalitätsprägendem Mikrokosmos und fokussiert sich 
auf seine soziopolitischen Entwicklungen und Mentalitäten 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Das Projekt wird 
2024 abgeschlossen. 

Verantwortlich: Jürgen Schremser, Toni Büchel

Beiträge zur liechtensteinischen Gesellschafts- 
und Sozialgeschichte im 19. und 20. Jahrhundert
In diesem Projekt erscheint eine lose Folge von Einzelbei-
trägen, die sich u.a. der Entwicklung der gesellschaftlichen 
Vielfalt und der sozialen Ungleichheit, der sozioökonomi-
schen Lage, dem kulturellen Selbstverständnis, den symbo-
lischen und rituellen Repräsentationsformen sozialer Grup-
pen und Schichten oder ihrem relativen politischen Gewicht 
widmen.

Im Berichtsjahr 2023 erschienen dazu der Aufsatz «So-
ziale Schichtung und soziale Lage im Liechtenstein der 
Nachkriegszeit» in LPS 63, der Lie-Zeit-Gastkommentar 
«Zur Entwicklung sozialer Ungleichheit» sowie der Beitrag 
«‹Menschen aus aller Herren Ländern›: Wie international 
ist Liechtenstein?» im Magazin 1602. 

Verantwortlich: Fabian Frommelt

Die Kaiserliche Administration der 
Reichsgrafschaft Vaduz und der Reichsherrschaft 
Schellenberg (1684–1699/1712). Herrschaft, 
Verwaltung, politische Kultur
Die rund dreissigjährige Periode vom Ende der Vaduzer 
Hexenprozesse 1680 bis zum Verkauf der Herrschaft Schel-
lenberg (1699) und der Grafschaft Vaduz (1712) durch die 
Grafen von Hohenems an das Fürstenhaus Liechtenstein 
war geprägt von der Zwangsverwaltung der beiden Herr-
schaften durch kaiserliche Kommissare im Auftrag des Rö-
misch-deutschen Reichs. Mit dem Ende der Herrschaft der 
Grafen von Hohenems und dem Übergang an das Haus 

Fachbereich Geschichte

Liechtenstein erfolgte in dieser Zeit eine wichtige Weichen-
stellung im Prozess der liechtensteinischen Staatsbildung.

Die von Prof. Dr. Matthias Asche betreute und im April 2022 
eingereichte Dissertation von Fabian Frommelt wurde im 
Oktober 2023 an der Universität Potsdam erfolgreich ver-
teidigt.

Verantwortlich: Fabian Frommelt

Die Welt der Sozialpolitik in einem sehr kleinen 
Staat: Fürsorge in Liechtenstein vom 19. bis ins 
21. Jahrhundert
Das Forschungsprojekt verfolgt nicht nur einen zeitlich brei-
ten, sondern auch inhaltlich umfassenden Ansatz in der 
Bearbeitung seines Gegenstandes. Durch die Untersuchung 
der Fürsorgepolitik und -praxis in der Vielfalt ihrer bedin-
genden sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen, diskursiven, 
politischen und wissenschaftlichen Faktoren soll ein besse-
res Verständnis des komplexen Phänomens der Fürsorge in 
ihrer historischen Dimension ermöglicht werden – in Liech-
tenstein, aber auch darüber hinaus. Eine derartige «Ge-
samtschau» eines nationalen Fürsorgesystems ist bisher 
noch zu keinem Land geleistet worden. 

Die Ergebnisse der umfangreichen Studie werden in zwei 
Bänden präsentiert. Die Arbeit am ersten Band der Mono-
grafie, der den Zeitraum von den 1840er- bis in die 1920er- 
Jahre abdeckt, ist 2023 entscheidend vorangebracht wor-
den.

***

Im Zusammenhang mit dem Forschungsprojekt «Die Welt 
der Sozialpolitik in einem sehr kleinen Staat» wurde vom 
12. bis 14. Oktober 2023 am Liechtenstein-Institut die Ta-
gung «Spaces of Social Policies: Achievements and Pros-
pects of Historical Research Perspectives» durchgeführt. 
Historikerinnen und Historiker aus Deutschland, Frankreich, 
der Schweiz, Österreich, Luxemburg und Liechtenstein ha-
ben in fünf thematischen Sektionen Aspekte der Bedeutung 
des Raumes für die historische Entwicklung von Sozialpoli-
tik diskutiert. Auf der einen Seite wurde kritisch darauf zu-
rückgeblickt, was die Forschung mit welchen Ansätzen an 
Wissen über das historische Verhältnis von Raum und Sozi-
alpolitik hervorgebracht hat. Auf der anderen Seite wurden 
anhand von präsentierten Projekten neue oder nach wie 
vor vielversprechende Zugänge zur Erforschung dieses Ver-
hältnisses besprochen. Das thematische Spektrum reichte 
vom Zusammenhang von Sozial- und Nationalstaat über die 
konstruierten Räume des sozialen Wohnungsbaus bis zum 
Ansatz einer nationalen Mikrogeschichte von Sozialpolitik 
im Kleinstaat.

Verantwortlich: Stephan Scheuzger
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Handbuch der liechtensteinischen Geschichte
Das Handbuch gibt einen Gesamtüberblick über die liech-
tensteinische Geschichte von der Ur- und Frühzeit bis in die 
Gegenwart. Herrschaftliche und politische, wirtschaftliche, 
soziale, kulturelle und naturräumliche Aspekte werden an-
gemessen berücksichtigt. 

Das Projekt steht unter der gemeinsamen Trägerschaft des 
Liechtenstein-Instituts und des Historischen Vereins für 
das Fürstentum Liechtenstein. Als Herausgeber fungieren 
Fabian Frommelt seitens des Liechtenstein-Instituts sowie 
Martina Sochin-D’Elia und Klaus Biedermann seitens des 
Historischen Vereins.

Rund 50 Autorinnen und Autoren sind am Projekt beteiligt. 
Am Ende des Berichtsjahrs lagen drei Viertel der Beiträge in 
einer ersten Fassung vor. Die Begutachtung und Überarbei-
tung der Texte hat begonnen, einzelne wurden bereits ab-
geschlossen. Mit dem Erscheinen des zweibändigen Hand-
buches ist für 2026 zu rechnen.

Verantwortlich: Fabian Frommelt

Historisches Lexikon des Fürstentums 
Liechtenstein – Online-Lexikon
Im November 2018 ging die vom Liechtenstein-Institut um-
gesetzte digitale Version des 2013 im Druck erschienenen 
Historischen Lexikons online (https://historisches-lexikon.
li/).  Das eHLFL bündelt das geschichtliche Wissen über das 
Land und seine Menschen von den Anfängen bis zur Gegen-
wart in rund 2700 thematischen, biografischen und geogra-
fischen Artikeln.

Im Berichtsjahr wurden zehn neue Artikel aufgenommen, 
neun Texte für die Startseite erstellt, 29 weitere Artikel 
überarbeitet oder aktualisiert und 114 neue Medien (Fotos, 
Bilder usw.) hochgeladen. Ausserdem wurde die formale 
Überarbeitung fortgeführt.

Um die künftigen Aktualisierungs- und Erweiterungsarbei-
ten zu beschleunigen, wurden vom Landtag mit dem Finanz- 
antrag des Liechtenstein-Instituts für die Jahre 2024–2027 
auch Mittel für die Schaffung einer neuen 60%-Stelle für das 
Historische Lexikon genehmigt. Die Stelle wurde noch 2023 
besetzt. Im Januar 2024 nimmt der neue Mitarbeiter seine 
Tätigkeit auf.

Verantwortlich: Fabian Frommelt, Cornelius Goop (ab 2024)
Mitarbeit: Ruth Allgäuer

Foto: Martin Geiger

Aktenbestand aus dem Nachlass von Wilhelm 
Beck an das Landesarchiv übergeben
2010 hatte Rupert Quaderer, langjähriger Forschungs-
beauftragter am Liechtenstein-Institut, einen umfang-
reichen Aktenbestand aus dem Nachlass Wilhelm Beck 
erhalten. Diese Unterlagen wurden nun per Schen-
kungsvertrag zur weiteren Bearbeitung und Erschlies-
sung an das Landesarchiv übergeben. Ziel ist es, die 
Unterlagen für die Forschung allgemein zugänglich zu 
machen.

Über mehrere Jahren hinweg befasste sich Rupert 
Quaderer (im Bild) mit der Aufarbeitung und Sichtung 
dieses wertvollen Aktenbestands. Er erstellte dazu ein 
detailliertes Verzeichnis, welches nun die Grundlage für 
die weitere Aufarbeitung durch das Landesarchiv dar-
stellt.

Der Nachlass umfasst einen sehr breiten Themen-
bereich. Zu nennen sind etwa Dokumente zu Verfas-
sungsfragen, Gesetzesentwürfe, Stellungnahmen zu 
politischen Angelegenheiten und zu Landtagsangele-
genheiten sowie Gerichtsakten. Ergänzende Informa-
tionen dazu sind durch Fotos, Postkarten, Flugblätter, 
Transkriptionen gegeben. Ebenfalls ermöglichen priva-
te Notizen und Korrespondenz vertiefte Einblicke in die 
damaligen politischen und wirtschaftlichen Verhältnis-
se. Insgesamt bietet der Bestand eine wichtige Grund-
lage für die Erforschung der historischen Entwicklung 
Liechtensteins vor, während und nach dem Ersten Welt-
krieg und bis in die Zwanziger- und Dreissigerjahre des 
20. Jahrhunderts.

Mit der Übergabe der Unterlagen an das Liechtenstei-
nische Landesarchiv im Januar 2024 wurde das Projekt 
abgeschlossen.



10 LIECHTENSTEIN-INSTITUT

Beteiligungsmuster an Volksabstimmungen 
Im Zentrum des Forschungsprojekts steht die Regelmässig-
keit der Teilnahme an Volksabstimmungen. Dabei werden 
unter Zuhilfenahme von Registerdaten zeitliche Muster der 
Abstimmungsbeteiligung untersucht. Im Berichtsjahr 2023 
konnte eine erste Analyse von Thomas Milic in der Fach-
zeitschrift «Swiss Political Science Review» veröffentlicht 
werden. Während diese Studie die Rolle des sozialen Um-
felds untersucht, ist für 2024 eine detailliertere Analyse mit 
Anwendungen sequenzanalytischer Methoden geplant. 

Verantwortlich: Thomas Milic, Philippe Rochat

Conditions of Citizen Participation in Direct 
Democracy
In einem gemeinsamen Forschungsprojekt mit dem Zen-
trum für Demokratie Aarau (ZDA) wird die Teilnahme an 
direktdemokratischen Versammlungen mittels eines ex-
perimentellen Settings untersucht. Die Analyse konnte im 
Laufe des Jahres 2023 vorläufig abgeschlossen werden. Die 
Studie befindet sich momentan zur Begutachtung bei einer 
renommierten internationalen Fachzeitschrift. 

Verantwortlich: Philippe Rochat, Daniel Kübler (ZDA/UZH)

Datenpool.li
Die Forschung des Liechtenstein-Instituts generiert laufend 
neue Daten und Erkenntnisse. Diese werden auf einer ei-
genen Online-Plattform allen Interessierten kostenfrei zu-
gänglich gemacht. Im Zentrum stehen dabei kommentierte, 
interaktive Grafiken der Fachbereiche Volkswirtschaft und 
Politik. Eine erste, noch nicht online zugängliche Version der 
Homepage konnte 2023 erstellt werden. Sie wird gegenwär-
tig überarbeitet und erweitert. Die Homepage wird im Lau-
fe des Jahres 2024 online gehen. 

Verantwortlich: Martin Geiger, Philippe Rochat

Der liechtensteinische Landtag 
Im Zentrum des Forschungsprojekts steht die deskriptive 
Analyse der Tätigkeit des liechtensteinischen Landtages. 
Das Forschungsprojekt untersucht unter anderem, wie 
die einzelnen Landtagsabgeordneten abstimmen und wel-
che parlamentarischen Instrumente sie nutzen. Zu diesem 
Zweck wird ein Datensatz unterhalten, der im Berichtsjahr 
2023 weiter ergänzt werden konnte. Informationen daraus 
fliessen laufend in verschiedene Arbeiten des Instituts ein, 
so beispielsweise in das Handbuch zum politischen System 
oder den Datenpool. Es sind jedoch weitere Bereinigungen 

nötig, bevor zu einem späteren Zeitpunkt grössere Auswer-
tungen möglich sind.  

Verantwortlich: Thomas Milic, Philippe Rochat

Direkte Demokratie in Liechtenstein
Das Liechtenstein-Institut begleitet nationale Volksabstim-
mungen mit Umfragen und Abstimmungsanalysen. Im Jahr 
2023 betraf dies die Abstimmung zum Initiativbegehren «Ca-
sino-Verbot» vom 29. Januar 2023. Die Umfrage erfolgte als 
Onlineumfrage mit dem Liechtensteiner Vaterland und dem 
Liechtensteiner Volksblatt als Medienpartner. Die Ergebnisse 
wurden in den Liechtensteiner Medien präsentiert und in LI 
Aktuell 1/2023 publiziert. 

Verantwortlich: Thomas Milic, Philippe Rochat

Handbook of Voting Behaviour in Direct 
Democracy
Ziel dieses Forschungsprojekts ist ein neues, englischspra-
chigen Handbuch zur Abstimmungsforschung aus der Per-
spektive der politischen Verhaltensforschung. Das Buch ist 
international ausgerichtet und umfasst Erkenntnisse aus 
Liechtenstein, der Schweiz, Italien, den amerikanischen 
Gliedstaaten und den weiteren EU-Raum sowie UK. Das 
Projekt wurde 2023 gestartet. Die Publikation ist für 2024 
geplant. 

Verantwortlich: Thomas Milic, Eike-Christian Hornig, Adrian Vat-
ter (Universität Bern)

EFTA-Studies.org 
Die Website EFTA-Studies.org thematisiert die Integration 
der vier EFTA-Staaten Liechtenstein, Island, Norwegen und 
Schweiz in Europa. Durch den Austritt des Vereinigten König-
reichs aus der EU haben Integrationsmodelle ausserhalb der 
EU an Relevanz gewonnen. Umso wichtiger ist deshalb die 
Analyse der Institutionen und Prozesse, mit welchen die EF-
TA-Staaten am europäischen Integrationsprozess partizipie-
ren. EFTA-Studies.org soll Forschungsergebnisse zu den EFTA- 
Staaten einer breiten Öffentlichkeit zugänglich machen 
und den Austausch zwischen Forscher:innen sowie Akteu-
ren aus Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft fördern. Die 
Website wurde vom Liechtenstein-Institut initiiert und soll 
sich schrittweise in ein Netzwerk mit verschiedenen Institu-
tionen aus den EFTA-Staaten entwickeln. 

Für 2024 ist ein Relaunch der Website geplant. 

Verantwortlich: Georges Baur
Mitarbeit: Christian Frommelt

Fachbereich Politik
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Exploring Liechtenstein’s and Poland’s 
Perspectives on European Integration (EEA Grants)
2021 konnte das Liechtenstein-Institut erstmals ein EEA-
Grants-Projekt initiieren. Das gemeinsame Projekt der Uni-
versität Opole, vertreten durch Rafal Riedel, und des Liech-
tenstein-Instituts, vertreten durch Christian Frommelt, soll 
die liechtensteinische und polnische Perspektive auf den 
Europäischen Integrationsprozess beleuchten. Im Rahmen 
des Projekts werden verschiedene Publikationen erstellt. 
Diese sollen das Wissen über die beiden Länder verbessern, 
indem sie Gemeinsamkeiten und Unterschiede aufzeigen. 
Im Zuge dieses Analyseprozesses werden konkrete Heraus-
forderungen identifiziert, denen sich die beiden Länder im 
Hinblick auf ihre Integration in Europa stellen müssen. 

Auch 2023 fanden im Rahmen des Projekts je eine Veran-
staltung in Liechtenstein und in Polen statt, welche ver-
schiedene Herausforderungen der beiden Staaten in der 
Europäischen Integration gegenüberstellten. Das Projekt 
wird 2024 abgeschlossen. 

Verantwortlich: Christian Frommelt 

Funktionsweise der Prozesse und Institutionen des 
EWR sowie externer differenzierter Integration 
Das Projekt analysiert die Funktionsweise der unterschiedli-
chen Integrationskonzepte der EFTA-Staaten Liechtenstein, 
Island, Norwegen und Schweiz sowie der europäischen Mi-
krostaaten Andorra, Monaco und San Marino. Der Schwer-
punkt liegt dabei auf dem EWR, welcher sowohl mit Blick 
auf die erfassten Politikbereiche als auch die institutionelle 
Zusammenarbeit die weitreichendste Form differenzierter 
Integration darstellt. Welche Politikfelder werden vom EWR 
abgedeckt? Welchen Einfluss haben die Verfahren und In-
stitutionen des EWR auf dessen Funktionsweise? Und wie 
kann die Effizienz in der Verwaltung des EWR-Abkommens 
erhöht werden? 

Das Projekt setzt die in der Dissertation «In Search of Ef-
fective Differentiated Integration: Lessons from the Euro-
pean Economic Area (EEA)» veröffentlichten Analysen fort 
und verknüpft sie mit aktuellen Fragestellungen, insbeson-
dere zu der institutionellen Zusammenarbeit der EWR/EF-
TA-Staaten und der EU sowie deren Auswirkungen auf die 
Souveränität der EWR/EFTA-Staaten und der Integrität des 
EU-Rechts. 

Dieses Projekt wird von Christian Frommelt ausserhalb des 
Liechtenstein-Instituts weiterbearbeitet. 

Verantwortlich: Christian Frommelt

Handbuch: Das politische System Liechtensteins
Seit Oktober 2023 sind Thomas Milic und Philippe Rochat 
neben Wilfried Marxer neu Mitherausgeber des Handbuchs 
zum politischen System Liechtensteins. In der Zwischenzeit 
liegt die Mehrzahl der über 20 Beiträge verschiedener Au-
torinnen und Autoren in finaler Fassung vor oder befinden 
sich im Lektorat. Die Publikation des Handbuchs wird 2024 
erfolgen.   

Verantwortlich: Wilfried Marxer, Thomas Milic, Philippe Rochat

Innerstaatliche Auswirkungen des europäischen 
Integrationsprozesses 
Das Projekt analysiert die Auswirkungen des europäischen 
Integrationsprozesses auf die innerstaatlichen Prozesse. 
Im Zentrum des Forschungsprojekts stehen dabei die Aus-
wirkungen der EWR- und Schengen-Mitgliedschaft Liech-
tensteins auf dessen Rechtsordnung, Parlamentsarbeit, 
Verwaltung und Wirtschaft. Wie und in welchem Umfang 
beeinflussen europäische Vorgaben das Handeln inner-
staatlicher Politikakteure? Wie hoch ist die wirtschaftliche 
und politische Abhängigkeit Liechtensteins von Europa? 
Welche Spielräume nationaler Regulierung bleiben beste-
hen? Welche Auswirkungen hat die EWR-Mitgliedschaft auf 
Schlüsselbereiche der liechtensteinischen Volkswirtschaft?  

Die Ergebnisse zeigen unter anderem einen sehr hohen Ein-
fluss des EWR-Rechts auf die liechtensteinische Rechtsord-
nung. So verfügten in den letzten 15 Jahren durchschnittlich 
über 30 Prozent der im liechtensteinischen Landesgesetz-
blatt veröffentlichten Gesetze über einen EWR-Impuls.

Dieses Projekt wird von Christian Frommelt ausserhalb des 
Liechtenstein-Instituts weitergeführt.

Verantwortlich: Christian Frommelt

Navigator to Direct Democracy 
In Kooperation mit Democracy International und der 
Schweizer Demokratie Stiftung wird die Online-Datenbank 
«Direct Democracy Navigator» mit Informationen über 
etwa 2000 verschiedene direktdemokratische Verfahren in 
über 100 Ländern betrieben. Auf eine Neuausrichtung der 
theoretischen Grundlage mit einer Überarbeitung der Ty-
pologie direktdemokratischer Verfahren folgte 2022/2023 
eine völlige Überarbeitung der Homepage www.direct-de-
mocracy-navigator.org. Die neue Seite ist 2023 online ge-
gangen. Mit dem Austritt von Eike-Christian Hornig aus dem 
Liechtenstein-Institut hat sich das Institut auf Ende Jahr 
2023 aus dem Projekt zurückgezogen.  

Verantwortlich: Eike-Christian Hornig



12 LIECHTENSTEIN-INSTITUT

Wie interessiert sind Liechtensteinerinnen und 
Liechtensteiner an Politik? (1997 bis 2023)

politisches
    Interesse

In der Grafik dargestellt ist der Anteil 
Liechtensteinerinnen und Liechtensteiner,
die sich gemäss Umfragen sehr oder 
eher für Politik interessieren. 
Die Frage nach dem Interesse an 
Politik wird seit 1997 vom Liechtenstein-
Institut immer wieder gestellt. 
Die dadurch gewonnenen Daten werden 
im Rahmen des Projekts Datenpool.li 
aufgearbeitet und als interaktive 
Grafiken allen Interessierten online 
zugänglich gemacht. 
Die Homepage wird 2024 online gehen.
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Politische Beteiligung von Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen
Um mehr über die politischen Haltungen und Einstellun-
gen sowie die politische Beteiligung von Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen in Erfahrung zu bringen, wurde 
im Dezember 2022 eine Umfrage unter allen in Liechten-
stein wohnhaften Personen im Alter von 16 bis 24 Jahren 
durchgeführt. Das Projekt konnte 2023 abgeschlossen wer-
den. Die Ergebnisse der Analyse wurden als Band 52 in der 
Schriftenreihe «Beiträge Liechtenstein-Institut» publiziert.  

Verantwortlich: Thomas Milic, Philippe Rochat,  
Christian Frommelt

Politische Kultur und Einstellung
Im Rahmen des Projekts wird die politische Kultur Liechten-
steins beleuchtet. Das Projekt knüpft dabei an ein Projekt 
zum Populismus in Liechtenstein an. Neben der Analyse 
von Wahlkampagnen, Parlamentsdebatten und Medien-
beiträgen von Politiker:innen werden auch die politische 
Einstellung und die politischen Werte der Einwohner:innen 
Liechtensteins analysiert. 

2023 wurden auf der Basis der Abstimmungsumfragen neue 
Daten gesammelt. Auch stellte die Auseinandersetzung 
mit der politischen Kultur einen wichtigen Bestandteil der 
Aufarbeitung der Corona-Pandemie dar. Entsprechende Er-
kenntnisse aus dem Projekt flossen damit in die Studie über 
die  Auswirkungen der Corona-Pandemie auf Gesellschaft 
und Politik ein, welche im Frühjahr veröffentlicht wurde.

Verantwortlich: Thomas Milic, Philippe Rochat,  
Christian Frommelt

Swiss Direct Democracy in the 21st Century  
(SDD-21, SNF) 
Zusammen mit verschiedenen politikwissenschaftlichen 
Instituten der Schweiz reichte das Liechtenstein-Institut im 
Herbst 2021 einen Projektförderungsantrag beim Schweize-
rischen Nationalfonds (SNF) ein. Dem Projekt wurde statt-
gegeben, es startete im Juni 2022. Hauptsächlich basierend 
auf Umfragen soll mehr über den Meinungsbildungsprozess 
bei Abstimmungen in der Schweiz in Erfahrung gebracht 
werden. Das Liechtenstein-Institut wirkt dabei vor allem bei 
der Analyse des Einflusses der digitalen Medien mit.

Im Berichtsjahr 2023 wurden erste Daten aus Wahlen und 
Abstimmungen erhoben. 

Verantwortlich: Thomas Milic 

Wahlen 
Seit 1997 werden Landtagswahlen mit Meinungsumfragen 
und darauf basierenden Analysen begleitet. Im Jahr 2023 
hat das Liechtenstein-Institut nun erstmals auch eine On-
lineumfrage zu den Gemeindewahlen durchgeführt. Die 
Ergebnisse wurden als Band 54 in der Schriftenreihe «Bei-
träge Liechtenstein-Institut» publiziert. Begleitet wurde die 
Umfrage durch verschiedene Auftritte in den Liechtenstei-
ner Medien am Wahltag und danach.  

Verantwortlich: Thomas Milic, Philippe Rochat
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Das Homogenitätsprinzip in  
EU-Assoziationsverträgen
Das Homogenitätsprinzip ist wohl das wichtigste methodi-
sche Prinzip im EWR-Abkommen. Es soll sicherstellen, dass 
die Rechtsgestaltung und die Interpretation in dem um 
die drei EFTA-Staaten Liechtenstein, Island und Norwegen 
erweiterten Binnenmarkt so einheitlich wie möglich, also 
homogen, erfolgt. In der Praxis hat sich herausgestellt, dass 
der Begriff der Homogenität alles andere als klar ist. 

Unterdessen ist eine französische Dissertation «L’Espace é-
conomique européen: recherche sur l’homogénéité au re-
gard du droit de l’intégration européenne» erschienen, die 
einen ähnlichen Bereich wie das angestrebte Forschungs-
projekt abdeckt. Obwohl neben dieser Dissertation noch 
viel Raum für eine eigenständige Arbeit besteht, wurde 
entschieden, den Fokus etwas zu verändern. Neu lautet der 
Arbeitstitel: «Die Kriterien der EU für die Binnenmarktteil-
nahme von Nicht-Mitgliedstaaten». 

Im Zusammenhang mit diesem Projekt wurden im Berichts-
jahr zwei Vorträge gehalten (Universität Leiden, Universität 
Zürich). 

Verantwortlich: Georges Baur

Kirchenrecht / Staatskirchenrecht /
Religionsverfassungsrecht
In Liechtenstein wurde im 19. Jahrhundert ein eigener 
staatskirchenrechtlicher Weg eingeschlagen und 1921 mit 
der römisch-katholischen «Landeskirche» (Art. 37 Abs. 2 LV) 
verfassungsmässig verankert. Dieser eingeschlagene Weg 
stellt uns heute vor die Herausforderung, wie er künftig zu 
einem zukunftsträchtigen Religionsverfassungsrecht unter 
Berücksichtigung auch der anderen hiesigen Religionsge-
meinschaften führen kann.

Im Berichtsjahr wurden im Auftrag der Regierung ein Ver-
nehmlassungsbericht sowie ein Bericht und Antrag zur Ver-
fassungsänderung und zum Erlass eines Religionsgemein-
schaftengesetzes ausgearbeitet. 

Verantwortlich: Emanuel Schädler

Liechtensteinisches Umweltrecht
Hauptziel des Projekts sind mehrere Monografien zum 
liechtensteinischen Umweltrecht als kompakte Darstellun-
gen wichtiger Aspekte. Das Erkenntnisinteresse gilt insbe-
sondere den praxisrelevanten Ausprägungen des Umwelt-
rechts. Das Umweltrecht umfasst alle Rechtsvorschriften, 
die direkt oder indirekt nachteiligen Einwirkungen auf Men-
schen, Tiere und Pflanzen entgegenwirken sollen. Als Teil 
des Besonderen Verwaltungsrechts gilt es als dynamische 

Fachbereich Recht

Querschnittmaterie von Impulse setzender Praxisrelevanz, 
etwa mit Blick auf das Verursacherprinzip oder die Ver-
bandsbeschwerde.

2023 wurde ein Poster zum Projekt erarbeitet und am Tag 
der offenen Tür des Liechtenstein-Instituts präsentiert. Zu-
dem hielt der Projektverantwortliche im Sommer einen 
Vortrag zum Umweltverfassungsrecht im Kunstmuseum 
Liechtenstein.

Verantwortlich: Cyrus Beck

Liechtensteinisches Verwaltungs verfahrensrecht
Das Landesverwaltungspflegegesetz (LVG) von 1922 regelt 
bis heute das liechtensteinische Verwaltungs(beschwerde)
verfahren im inländischen Instanzenzug. Das Projekt be-
zweckt, das heutige liechtensteinische Verwaltungsverfah-
ren im LVG in seiner Entstehung und Entwicklung bis hin zu 
seiner Gestalt de lege lata verständlich zu machen sowie 
rechtsgeschichtlich und rechtsvergleichend zu würdigen.

Im Rahmen dieses Projekts entstanden im Berichtsjahr zwei 
Publikationen.   

Verantwortlich: Emanuel Schädler

Neuauflage Grundriss des liechtensteinischen 
Verwaltungsrechts 
Die Publikation «Grundriss des liechtensteinischen Verwal-
tungsrechts» (LPS 23, erschienen 1998) stellt noch immer 
die einzige Gesamtdarstellung des allgemeinen Verwal-
tungsrechts in Liechtenstein dar. Seit der Erstauflage hat 
sich das allgemeine Verwaltungsrecht allerdings stark wei-
terentwickelt. 

Das geplante Buch soll die seit der Erstauflage publizierte 
Rechtsprechung der liechtensteinischen Gerichtshöfe des 
öffentlichen Rechts als auch die seither erschienenen wis-
senschaftlichen Publikationen verarbeiten. Die Neuauflage 
will damit sowohl den praktisch tätigen Juristinnen und Ju-
risten ein aktualisiertes Nachschlagewerk bieten als auch 
einen Beitrag zur Wissenschaft vom liechtensteinischen 
Verwaltungsrecht leisten.

Im Berichtsjahr fand am Liechtenstein-Institut ein internes 
Kolloquium zum Auftakt der Arbeiten statt. 

Verantwortlich: Goran Seferovic, Andreas Kley

Online-Vorträge im Rahmen des Doktoratskollegs 
Liechtensteinisches Recht
Seit 2021 zeichnen das Doktoratskolleg Liechtensteinisches 
Recht der Universität Innsbruck und das Liechtenstein-Insti-
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tut gemeinsam verantwortlich für Vorträge vonseiten Wis-
senschaft und Praxis zu verschiedenen aktuellen Themen 
des liechtensteinischen Rechts. Die Vorträge mit anschlies-
sender Diskussion werden frei zugänglich online durchge-
führt. 2023 referierten vonseiten Liechtenstein-Institut 
Christian Frommelt zum Thema «Besondere Entwicklungen 
in der Rechtsordnung Liechtensteins aus Sicht der Politik-
wissenschaft» sowie Emanuel Schädler mit «Vom Staatskir-
chenrecht zum Religionsverfassungsrecht in Liechtenstein».

Verantwortlich: Fachbereich Recht

Rechtliche Analyse der Massnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus
Die im Frühling 2020 begonnene rechtliche Analyse der 
Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus konnte im 
Sommer 2023 abgeschlossen werden. Die Publikation «Die 
Corona-Pandemie und das Recht» bildete einen Teil der von 
der Regierung beim Liechtenstein-Institut in Auftrag gege-
benen Untersuchung des liechtensteinischen Krisenma-
nagements während der Pandemie. Im August 2023 stellte 
Patricia Schiess die Aufarbeitung der Corona-Pandemie in 
Liechtenstein zudem im Video-Podcast «Ars boni» des De-
partment of Innovation and Digitalisation in Law der Uni-
versität Wien vor.

Verantwortlich: Patricia Schiess

SNF-Projekt «Staatsaufgaben im Kleinstaat»
2017 bis 2020 hatte der Schweizerische Nationalfonds SNF 
das Forschungsprojekt «Staatsaufgaben im Kleinstaat. Eine 
rechtsvergleichende Analyse für Liechtenstein» gefördert, 
indem er zwei Dissertationen unterstützte. 2023 zeigte sich, 
dass die eine Dissertation nicht fertiggestellt werden kann. 
Die andere wird voraussichtlich im Sommer 2024 beendet.

Ausgehend von der Fragestellung, welche Aufgaben ein 
Staat wahrnehmen muss, wandte sich Patricia Schiess dem 
Thema Medien zu und veröffentlichte im Herbst 2023 eine 
kurze Publikation zu den Leitplanken für die Regelung des 
öffentlichen Rundfunks und der Medienförderung in Liech-
tenstein. 2024 wird von ihr zu diesem Thema eine umfang-
reiche rechtsvergleichende Publikation erscheinen.

Verantwortlich: Patricia Schiess

Stellungnahme zum Vernehmlassungsbericht der 
Regierung betr. Totalrevision des Archivgesetzes
Das Archivgesetz aus dem Jahr 1997 soll einer Totalrevisi-
on unterzogen werden. Die Regierung verabschiedete im 

September 2023 den entsprechenden Vernehmlassungsbe-
richt. Georges Baur, Fabian Frommelt und Lukas Ospelt er-
arbeiteten im Berichtsjahr eine Stellungnahme seitens des 
Liechtenstein-Instituts zur geplanten Revision.

Verfassungskommentar (verfassung.li)
Verfassung.li beinhaltet eine wissenschaftlich fundierte, 
Rechtsprechung und Literatur gleichermassen umfassend 
darstellende Kommentierung der liechtensteinischen Ver-
fassung, welche seit Frühjahr 2016 frei zugänglich ist.

2023 wurden wegen der Beschäftigung mit anderen rechtli-
chen Fragen, insbesondere im Nachgang zur Corona-Pande-
mie, keine neuen Kommentierungen verfasst. Das Begleit-
gremium diskutierte jedoch weitere Kommentierungen, die 
2024 veröffentlicht werden können.

Verantwortlich: Patricia Schiess
 

Vorbereitungskolloquien für die  
Rechtsanwaltsprüfungen
Für Kandidaten und Kandidatinnen der Rechtsanwalts-
prüfung resp. der Eignungsprüfung für Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte führt das Liechtenstein-Institut 
Vorbereitungskolloquien durch, so auch im Frühjahr und 
im Herbst 2023. In den Kolloquien werden folgende Prü-
fungsthemen behandelt:

• Strafrecht (Dozent: lic. iur. Uwe Öhri)
• Verfassungsrecht (Dozent: Dr. Hilmar Hoch)
• Verwaltungsrecht (Dozent: lic. iur. Daniel Tschikof)
• Zivil- und Zivilprozessrecht (Dozent: Dr. Wigbert Zim-

mermann)
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Auswirkung der Liechtensteiner 
Aufenthaltsbewilligung auf Arbeitseinsatz und 
Arbeitsangebot
Die Frage, inwiefern die Gestaltung von Einkommenssteu-
ern das Arbeitsangebot beeinflussen, hat eine hohe poli-
tische als auch wissenschaftliche Relevanz. Liechtensteins 
Aufenthaltsbewilligungsauslosung bietet die einmalige Ge-
legenheit, experimentelle Variation in Steuersätzen zu nut-
zen, um den Effekt von niedrigeren Steuern auf das Arbeits-
angebot zu untersuchen. Mit dem vorliegenden Projekt 
sollen bisher für die Forschung unzugängliche, vollanonymi-
sierte Individualdaten über Einkommen und Beschäftigung 
genutzt werden, um den Effekt der Einkommenssteuer auf 
den Arbeitseinsatz zu isolieren. 2024 lag der Fokus darauf, 
den Modus und die Voraussetzungen zu definieren, unter 
welchen die nicht-öffentlichen Daten für die Forschung ge-
nutzt werden können.

Verantwortlich: Jörg Paetzold, Andreas Brunhart

Die Auswirkungen von kostenlosem öffentlichem 
Personennahverkehr (ÖPNV) auf Mobilität 
Der Transportsektor verursacht weltweit etwa ein Fünftel 
aller Kohlendioxidemissionen. Eine wichtige Massnahme 
zur Reduzierung der Emissionen des Verkehrssektors be-
steht darin, die Verkehrsmittelwahl von individuellem Ver-
kehr (wie z. B. Autos) auf den öffentlichen Verkehr (wie 
z. B. Schiene) umzustellen. Viele Länder, unter anderem 
Liechtenstein, diskutieren die Einführung von kostenlosem 
öffentlichem Nahverkehr, um das hohe Verkehrsaufkom-
men zu bekämpfen und Klimaziele zu erreichen (siehe z. b. 
Mobilitätskonzept 2030 des Fürstentums Liechtenstein). 
Von Juni bis September 2022 führte Deutschland das soge-
nannte 9-Euro-Ticket ein. Mit diesem Ticket konnten Fahr-
gäste den lokalen und regionalen öffentlichen Verkehr in 
ganz Deutschland für nur 9 Euro pro Monat nutzen. Um die 
Auswirkungen des Tickets breit zu evaluieren, nutzt dieses 
Projekt hochwertige Daten zum Verkehrsaufkommen an 
Zählstellen auf Autobahnen/Bundesstrassen, Mobilfunk-
daten zur Messung von Bewegungsströme als auch Daten 
über Zugverspätungen. Darüber hinaus wird mittels einer 
Subanalyse der Liechtenstein am ähnlichsten erscheinen-
den deutschen Landkreise (gemessen in Bezug auf Varia-
blen wie Durchschnittseinkommen, Bevölkerungsdichte, 
Pkw-Dichte, Einpendlerquote etc.) eine Schätzung darüber 
abgegeben, welche Auswirkungen kostenloser ÖPNV für 
Liechtenstein hätte. 

Das Projekt startete neu im Herbst 2023. 

Verantwortlich: Jörg Paetzold

Fachbereich Volkswirtschaft

Identifikation von Ursachen für die stagnierende 
Entwicklung der liechtensteinischen Güterexporte
Die Güterexporte Liechtensteins entwickelten sich während 
Jahrzehnten sehr dynamisch, synchron mit dem internatio-
nalen Güterhandel und positiver als das Welt-BIP. Seit der 
Finanzkrise 2008/09 zeigt sich aber eine tendenzielle Stag-
nation mit nur noch schwachem Wachstum. Im Forschungs-
projekt wurden die Ursachen dafür untersucht, vor allem 
basierend auf der Erhebung und Analyse eines umfangrei-
chen Datensets mit nationalen Exportdaten (auf Güterkate-
gorie-Ebene) von Liechtenstein und 18 europäischen Staa-
ten. Die Ergebnisse wurden im LI Focus 2/2024 publiziert.

Verantwortlich: Andreas Brunhart, Martin Geiger
Mitarbeit: Lukas Berend

Konjunkturelle Entwicklungen und Erwartungen 
Wie interpretiert die allgemeine Bevölkerung makroökono-
mische Entwicklungen? Indem Erwartungen wirtschaftliche 
Entscheidungen und somit das Spar-, Konsum- und Inves-
titionsverhalten beeinflussen, hat die Interpretation mak-
roökonomischer Entwicklungen Einfluss auf die Verbreitung 
konjunktureller Schocks. Ein Schwerpunkt in diesem For-
schungsprojekt war die Untersuchung der wirtschaftlichen 
Konsequenzen des Austrittsprozesses des Vereinigten Kö-
nigreichs aus der EU, der zu substanzieller Verunsicherung 
über die wirtschaftliche Zukunft des UK führte. Ein Artikel 
zu diesem Thema von Martin Geiger wurde im renommier-
ten Journal of Monetary Economics zur Publikation ange-
nommen.

Verantwortlich: Martin Geiger

Ungleichheit und Umverteilung in Liechtenstein 
Die Bedeutung von Verteilungsfragen haben in der volks-
wirtschaftlichen Analyse an Bedeutung gewonnen und 
werden auch in Liechtenstein politisch immer vehementer 
diskutiert. Nimmt die Ungleichheit zu? Wie ungleich verteilt 
sind die liechtensteinischen Einkommen und Vermögen im 
internationalen Vergleich? Im vergangenen Jahr wurde zu 
diesem Thema unter anderem an zwei Publikationen ge-
arbeitet. Andreas Brunhart und Martin Geiger verfassten 
in der Festschrift für Guido Meier einen Überblicksbeitrag 
zum Thema «Wirtschaftswachstum im Spannungsfeld von 
Zufriedenheit, Verteilung und Nachhaltigkeit». In Ergän-
zung zum kommissionierten Armutsbericht des Amts für 
Statistik stellten Andreas Brunhart und Julian Meier darü-
berhinaus im LI Focus 1/2024 international vergleichende 
Analysen zur Einordnung von Ungleichheit und Umvertei-
lung in Liechtenstein dar.

Verantwortlich: Andreas Brunhart
Mitarbeit: Julian Meier
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Wachstums- und Konjunkturanalyse
Die punktuelle, aber fortlaufende Wachstums- und Kon-
junkturanalyse wird seit 2013 als Daueraufgabe am Liech-
tenstein-Institut betrachtet. Dabei ergeben sich wegen der 
Kleinheit der liechtensteinischen Volkswirtschaft Synergien 
zum Forschungsbereich Kleinstaatenökonomie, zu anderen 
Forschungsprojekten und den Modulen der «Angewandten 
Wirtschaftsanalyse». Die Forschungsbeauftragten des Fach-
bereichs Volkswirtschaft haben in diesem Zusammenhang 
in zahlreichen Zeitungsbeiträgen, Interviews, Vorträgen 
sowie kürzeren Studien ihre Expertise und Beratung ange-
boten. Beispiele dafür sind die Involvierung von Andreas 
Brunhart und Martin Geiger in die Konsultationsgespräche 
im Kontext der Beitrittsverhandlungen Liechtensteins zum 
Internationalen Währungsfonds oder des liechtensteini-
schen Ratings von Standard & Poor’s.

Verantwortlich: Andreas Brunhart, Martin Geiger

Wirtschaftliche Integration Liechtensteins und der 
Zollanschlussvertrag mit der Schweiz
Ziel des Forschungsprojektes war es, anlässlich des 
100-Jahr-Jubiläums des Zollanschlussvertrags Schweiz–
Liechtenstein die gemeinsame jüngere Wirtschaftsge-
schichte beider Staaten zu beleuchten, Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede der Charakteristika beider Volkswirt-
schaften zu identifizieren und die konjunkturellen Muster 
zu analysieren; sowohl vergleichend auf nationaler Ebene, 
für Liechtenstein im Kantonsquerschnitt und für die Schweiz 
und Liechtenstein im internationalen Vergleich. Darauf auf-
bauend wurde evaluiert, inwiefern sich der Zollanschluss an 
die Schweiz und die gemeinsame Währung als optimaler 
Grad wirtschaftlicher Integration in die Schweiz erwiesen 
haben. Der Beitrag wird im LPS-Sammelband zum Jubiläum 
100 Jahre Zollanschlussvertrag Schweiz–Liechtenstein ver-
öffentlicht (erscheint 2024). 

Verantwortlich: Andreas Brunhart, Martin Geiger

ANGEWANDTE WIRTSCHAFTSANALYSE

BIP-Schätzung
Das Bruttoinlandprodukt (BIP) stellt eine zentrale Grösse für 
verschiedene volkswirtschaftliche Analysen und Einschät-
zungen dar. Zur Verbesserung der Datenlage erstellt das 
Liechtenstein-Institut eine BIP-Schätzung, welche fast ein 
Jahr vor der Veröffentlichung der BIP-Schätzrechnung des 
Amtes für Statistik bereits einen ersten BIP-Schätzwert für 
das gerade abgelaufene Jahr liefert. Die BIP-Schätzung ist 
ein Modul der «Angewandten Wirtschaftsanalyse», welche 

durch die Regierung des Fürstentums Liechtenstein geför-
dert wird. Sie erschien zum ersten Mal im März 2021 und 
wird jährlich im Frühling publiziert.

Verantwortlich: Andreas Brunhart, Martin Geiger

Fokusthema
Das Liechtenstein-Institut erarbeitet jährlich vertiefte Ana-
lysen zu einer konkreten volkswirtschaftlichen Fragestel-
lung mit Bezug zur Konjunktur- und Wachstumsentwicklung 
in Liechtenstein. Das Fokusthema ist ein Modul der «Ange-
wandten Wirtschaftsanalyse», welche durch die Regierung 
des Fürstentums Liechtenstein gefördert wird. Es werden 
aktuelle Herausforderungen für die liechtensteinische Wirt-
schaftsentwicklung untersucht. Im vergangenen Jahr stand 
die Untersuchung von internationalen Konjunktureinflüs-
sen auf die liechtensteinische Industrie im Mittelpunkt. 

Verantwortlich: Andreas Brunhart, Martin Geiger
Mitarbeit: Lukas Berend

Konjunkturindex KonSens 
Der Konjunkturindex KonSens des Liechtenstein-Instituts 
ist ein konjunktureller Sammelindikator, der vierteljährlich 
16 liechtensteinische Einzelindikatoren in sich vereint, die-
se mit statistischen Methoden zu einem gleichlaufenden 
Signal zusammenfasst und so zeitnah verschiedene – mit-
unter widersprüchliche – konjunkturelle Impulse zu einem 
einheitlichen Bild verbindet. Er generiert für jedes Quartal 
einen indexierten Datenpunkt in Form eines von saisonalen 
Einflüssen und langfristigem Wachstumstrend bereinigten 
Indexwertes und zeigt an, ob das volkswirtschaftliche rea-
le Quartalswachstum über (Boom) oder unter (Rezession) 
dem historischen Durchschnitt seit 1998 liegt. Gerade im 
abgelaufenen Jahr, welches von einer Eintrübung der Welt-
wirtschaft geprägt war, war der KonSens eine zentrale Grös-
se zur Einordnung der wirtschaftlichen Betroffenheit Liech-
tensteins.

Verantwortlich: Andreas Brunhart

Wachstumsmonitor
Der «Wachstumsmonitor» des Liechtenstein-Instituts ana-
lysiert relevante und verfügbare Wirtschaftsdaten, welche 
die langfristige Wachstumsentwicklung der liechtenstei-
nischen Volkswirtschaft aus verschiedenen Blickwinkeln 
abbilden. Er ist entsprechend der Auffassung konzipiert, 
dass Wohlstand ein mehrdimensionales Konzept darstellt. 
Neben klassischen wirtschaftlichen Kennzahlen sind Indika-
toren, welche Aspekte wie beispielweise Lebensbedingun-
gen oder Ressourcenverbrauch abbilden, für die langfristi-
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ge Entwicklung einer Volkswirtschaft ebenfalls wichtig. Der 
Wachstumsmonitor erfasst also nicht nur den materiellen 
Wohlstand, sondern auch die wahrgenommene Wohlfahrt. 
Aktuell umfasst der Wachstumsmonitor ein Set von über 70 
Indikatoren, welche in Hinblick auf Situation und Tendenz 
bewertet werden. Der Wachstumsmonitor wurde erstmals 
im Jahr 2020 veröffentlicht und wird im Zweijahresrhyth-
mus publiziert. Die nächste Ausgabe erscheint 2024. Er 
stellt ein Modul der «Angewandten Wirtschaftsanalyse» 
dar, welche durch die Regierung des Fürstentums Liechten-
stein gefördert wird. 

Verantwortlich: Andreas Brunhart, Martin Geiger

Wirtschafts- und Finanzdaten zu Liechtenstein
Das Liechtenstein-Institut bereitet Daten aus verschiedenen 
nationalen und internationalen Quellen auf und kommen-

tiert diese. Ergänzt werden diese durch Datenschätzungen 
aus der Forschung des Liechtenstein-Instituts. Die Broschü-
re soll Mitarbeitenden von Regierung und Verwaltung für 
das Erstellen von Dossiers und Hintergrundinformationen 
zum Wirtschaftsstandort Liechtenstein dienen und liefert 
der Öffentlichkeit darüber hinaus einen einfach verständ-
lichen Überblick zur Volkswirtschaft Liechtensteins. Sie ist 
auch in englischer Sprache verfügbar, womit eine wichtige 
Lücke geschlossen werden kann, welche bis anhin für Inter-
essenten aus dem Ausland (internationale Organisationen, 
ausländische Behörden, Ratingagenturen, Medien, Investo-
ren, Forschende etc.) bestand. Der jährliche Bericht wurde 
2018 erstmals publiziert und ist seit 2020 ein Modul der 
«Angewandten Wirtschaftsanalyse», welche durch die Re-
gierung des Fürstentums Liechtenstein gefördert wird. 

Verantwortlich: Andreas Brunhart

IWF-Delegation besucht Liechtenstein-Institut
Am 28. Juli 2023 besuchte eine Delegation des Internationalen Währungsfonds (IWF) gemeinsam mit Repräsentanten 
der Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (FMA) das Liechtenstein-Institut. Andreas Brunhart erläuterte im Rahmen des 
Besuches die volkswirtschaftlichen Charakteristika Liechtensteins.

Die IWF-Delegation weilte zu einem ganztägigen informellen Besuch in Liechtenstein, um sich im Vorfeld des Beitritts-
prozesses Liechtensteins zum IWF ein erstes persönliches Bild zu machen, und mit verschiedenen Akteuren aus Poli-
tik, öffentlicher Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft in Diskussion zu treten.

(V.l.n.r.) Cornelius Kuth (Senior Advisor to Executive Director, IWF), Martin Meier (Makropruden-
zielle Aufsicht, FMA), Mark Horton (Deputy Director European Department, IWF), Gabriel Di Bella 
(Mission Chief Liechtenstein, IWF), Andreas Brunhart (Liechtenstein-Institut) und Martin Gächter 
(Leiter Finanzstabilität, FMA).
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Analysen für Financial Stability Report
Das Liechtenstein-Institut erarbeitet im Auftrag der Finanz-
marktaufsicht des Fürstentums Liechtenstein (FMA) jährlich 
makroökonomische Analysen, die im Financial Stability Re-
port dargestellt werden. Für den Financial Stability Report 
2023 trug das Liechtenstein-Institut Inhalte und Expertise 
zur Analyse der liechtensteinischen Konjunkturentwicklung 
bei. Dabei lag der Fokus auf Analysen zur liechtensteini-
schen Konjunktur und zu den Stützungsmassnahmen der 
liechtensteinischen Regierung während der Corona-Rezes-
sion.

Verantwortlich: Andreas Brunhart, Martin Geiger

Aufarbeitung der Corona-Pandemie
Das Liechtenstein-Institut wurde im Sommer 2021 von der 
Regierung beauftragt, die Corona-Pandemie in Liechten-
stein aufzuarbeiten. Im Zentrum standen rechtliche, orga-
nisatorische und gesellschaftspolitische Fragestellungen, 
welche spezifisch für Liechtenstein betrachtet wurden. Im 
Rahmen der Analyse wurden verschiedene Akteure inter-
viewt und Befragungen durchgeführt. Die Veröffentlichung 
der Studien erfolgte im Sommer 2023.

Verantwortlich: Christian Frommelt, Patricia Schiess,  
Philippe Rochat, Thomas Milic

Bildungsbericht
Der Bildungsbericht Liechtenstein, der vom Ministerium für 
Äusseres, Bildung und Sport in Auftrag gegeben wurde, soll 
in einem Turnus von vier Jahren entstehen. Er beinhaltet 
zwei Teile: Im wiederkehrenden ersten Teil wird die Leis-
tungsfähigkeit und Performanz des liechtensteinischen Bil-
dungswesens nach den Kriterien Effektivität, Effizienz und 
Equity beurteilt. Der zweite Teil setzt sich eingehend mit bis 
zu zwei aktuellen und bildungsrelevanten Themen ausein-
ander.

Im Jahr 2023 sind für den ersten Bildungsbericht Liechten-
stein alle Daten, Leistungsergebnisse und Auswertungen 
auf den neusten Stand gebracht worden. Ferner wurden 
für das Schwerpunktthema «Bildung unter Pandemiebe-
dingungen» die empirischen Befunde zu den Auswirkungen 
der Pandemie und der damit einhergehenden Massnahmen 
auf den Erwerb von Wissen und Kompetenzen im Ausland 
evaluiert und aufbereitet. Die Auswertung der Befunde in 
Liechtenstein wurde anhand von Befragungsergebnissen 
von Schülerinnen und Schülern, Eltern und Lehrpersonen 
an Liechtensteins Schulen vorgenommen.

Der Bildungsbericht erscheint im Spätsommer 2024. 

Verantwortlich: Kristina Budimir

Auftragsstudien

Gesellschaftlicher Zusammenhalt in Liechtenstein
Auch in Liechtenstein gibt es verschiedene Anzeichen für 
wachsende Polarisierung, sinkendes Vertrauen in politische 
Institutionen sowie generell für Veränderungen in der öf-
fentlichen Diskussionskultur. Ebenso konstatieren verschie-
dene Vereine wachsende Herausforderungen – insbesonde-
re bei der Suche nach ehrenamtlich tätigem Personal. Wie 
nachhaltig und ausgeprägt diese Entwicklungen tatsächlich 
sind, untersucht das Liechtenstein-Institut für die Stiftung 
Lebenswertes Liechtenstein. Ein entsprechender Auftrag 
wurde 2023 erteilt. Das Liechtenstein-Institut führt zu die-
sem Zweck im Frühjahr 2024 eine Bevölkerungsbefragung 
durch. 

Verantwortlich: Thomas Milic, Philippe Rochat
Mitarbeit: Christian Frommelt

Gesundheitswesen Liechtenstein
Die Stiftung Zukunft.li beauftragte das Liechtenstein-Insti-
tut 2024 mit einem Gutachten zu den rechtlichen Aspekten 
des liechtensteinischen Gesundheitswesens. Dabei ist im 
Wesentlichen abzuklären, ob die bei der Systemeinführung 
verwendete Argumentation der heutigen Bedarfsplanung 
aus rechtlicher Sicht noch gültig ist. Zudem ist abzuklären, 
welche rechtlichen Bestimmungen für die Frage der grenz- 
überschreitenden Versicherungsdienstleistungen zwischen 
Liechtenstein und der Schweiz massgebend sind und ob 
es rechtlich möglich ist, dass Krankenkassen in einem Land 
Personen im jeweils anderen Land versichern.

Verantwortlich: Georges Baur

Kurzgutachten zur Initiative betreffend Einbezug 
des Volkes bei der Wahl der Regierung
Im Auftrag der Regierung erstellte das Liechtenstein-Institut 
2022 eine Studie über die Möglichkeit und die potenziellen 
Auswirkungen einer Wahl der Regierung durch das Volk. Die 
Studie diente als Basis für die Beantwortung eines im De-
zember 2019 vom Landtag an die Regierung überwiesenen 
Postulats. Im Juni 2023 wurde eine Verfassungsinitiative zu 
einem verstärkten Einbezug des Volkes bei der Bestellung 
der Regierung des Fürstentums Liechtenstein angemeldet. 
Aus diesem Anlass hat die Regierung das Liechtenstein-Ins-
titut damit beauftragt, eine Folgestudie zu der Anfang 2022 
erschienenen Studie zu erstellen. Der Studienauftrag sah 
vor, die Herausforderungen und Systemwirkungen im Lichte 
des nun bekannten, konkreten Verfassungstextes neu ein-
zuordnen. Der Bericht wurde 2023 veröffentlicht. 

Verantwortlich: Christian Frommelt, Thomas Milic
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Mediennutzung und Informationsverhalten
Im Auftrag der Regierung (Ministerium für Inneres, Wirt-
schaft und Umwelt) führte das Liechtenstein-Institut im 
September/Oktober 2023 eine Studie zu Medienhaltungen 
und zum Mediennutzungsverhalten in Liechtenstein durch. 
Das Ziel der repräsentativen Bevölkerungsbefragung war 
es, möglichst viel über das Informationsverhalten und die 
Mediennutzung der Einwohnerinnen und Einwohner Liech-
tensteins sowie über deren generelle Einstellung zu in- und 
ausländischen Medien zu erfahren. Die Umfrage soll in rund 
zwei Jahren nochmals wiederholt werden. Die Ergebnisse 
wurden im Frühjahr 2024 publiziert. 

Verantwortlich: Thomas Milic, Philippe Rochat

Meinungsumfrage zur Einführung von Tempo 30 
in der Gemeinde Ruggell
Der Gemeinderat der Gemeinde Ruggell beauftragte das 
Liechtenstein-Institut, eine Meinungsumfrage bezüglich 
der Einführung von Tempo 30 in der Gemeinde durchzufüh-
ren. Zur Teilnahme eingeladen waren alle Einwohnerinnen 
und Einwohner im Alter von 16 Jahren und älter. Die vom 
Liechtenstein-Institut erstellte Auswertung beschränkt sich 
auf die Wiedergabe der Ergebnisse und grafische Aufberei-
tungen.

Verantwortlich: Christian Frommelt, Philippe Rochat,  
Thomas Milic

Menschenrechtsbericht 
Seit 2010 wird im Auftrag der Regierung jährlich ein Status-
bericht zur Situation der Menschenrechte in Liechtenstein 
erstellt. Der Bericht umfasst Informationen zu mehr als 90 
menschenrechtsrelevanten Themen und zeigt die langjäh-
rige Entwicklung der Menschenrechtssituation in Liechten-
stein auf. 

Verantwortlich: Patricia Hornich

Monitoring Extremismus 
Von 2011 bis 2016 wurde jährlich im Auftrag der Regierung 
und der Gewaltschutzkommission ein Bericht über den 
Rechtsextremismus in Liechtenstein erstellt. Seit 2016 wur-
de dieser Jahresbericht zu einem Bericht über Extremismus 
ausgeweitet. Der Bericht sammelt alle öffentlich zugängli-
chen Informationen über Aktivitäten der extremistischen 
Szene, sowohl Berichte in den Medien wie auch Flugblätter, 
Aktionen, Veranstaltungen oder Darstellungen im Internet. 
Ferner werden auch Aktionen von Behörden, NGOs und an-
deres im Bericht dokumentiert.  

Verantwortlich: Patricia Hornich

Online-Befragung der VU-Parteimitglieder
Im Auftrag der Vaterländischen Union (VU) führte das 
Liechtenstein-Institut im November 2023 eine Umfrage 
unter den Mitgliedern der VU durch. Die Arbeit des Liech-
tenstein-Instituts beschränkte sich auf die Erhebung und 
Auswertung der von der VU konzipierten Befragung. Es war 
dies die zweite Auswertung einer VU-Mitgliederbefragung 
durch das Liechtenstein-Institut. 

Verantwortlich: Thomas Milic, Philippe Rochat

Stützungsmassnahmen für die Wirtschaft in 
Liechtenstein während der Corona-Pandemie. 
Eine abschliessende Evaluation
Nachdem in der Studie «Stützungsmassnahmen für die 
Wirtschaft in Liechtenstein und Vergleichsstaaten während 
der Corona-Krise: Analyse aus volkswirtschaftlicher Pers-
pektive» (2020) die unmittelbare wirtschaftspolitische Re-
aktion auf den Ausbruch der Pandemie evaluiert worden 
war, beauftragte das Ministerium für Inneres, Wirtschaft 
und Umwelt das Liechtenstein-Institut Anfang 2023 mit ei-
ner Aktualisierung der Studie und abschliessenden Bewer-
tung. Die Studie wurde Ende März 2023 abgeschlossen und 
im Juli publiziert.

Verantwortlich: Andreas Brunhart, Martin Geiger
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Expertennetzwerke, Länderberichte

Forscher:innen des Liechtenstein-Instituts arbeiten in ver-
schiedenen internationalen Expertennetzwerken mit. Bei 
direkt von der EU finanzierten Netzwerken finden öffentli-
che Ausschreibungen statt, bei denen die sich bewerben-
den Konsortien für jeden Staat eine unabhängige Person 
mit akademischem Hintergrund benennen müssen. Dies 
betrifft die Mitgliedstaaten der EU, teilweise auch EWR- 
und weitere Staaten und somit auch Liechtenstein. 

Bei manchen Netzwerken wird das Liechtenstein-Institut als 
die geeignete Institution für den Länderfall Liechtenstein 
identifiziert. Expert:innen müssen je nach Fragestellung 
und Themenschwerpunkten relevante Informationen über 
den betreffenden Staat, Gesetzeslage, politische Entschei-
dungen und Massnahmen, statistische Daten etc. liefern. 

European Disability Expertise (EDE)
2020 vergab die Europäische Kommission, Abteilung Be-
schäftigung, Soziales und Integration, den langjährigen 
Projektauftrag «European Disability Expertise (EDE)». Die-
ser diente der weiteren Fokussierung und Fortführung 
des bisherigen akademischen Netzwerks für europäische 
Behindertenpolitik (ANED). EDE unterstützt die EU-Kom-
mission und die EU-Mitgliedstaaten in der Entwicklung 
von behindertenpolitischen Strategien durch unabhängige 
wissenschaftliche Beratung, Analyse und Information. Des 
Weiteren dienen die Arbeiten von EDE einem sachkundi-
gen Dialog mit Organisationen von Menschen mit Behin-
derungen und mit den EU-Mitgliedstaaten. Auch werden 
die Ziele der Behindertenpolitik der EU im Hinblick auf eine 
vollständige Integration und Gleichstellung von Menschen 
mit Behinderungen gefördert und die Berichtspflichten, die 
sich aus der UNCRPD ergeben, erfüllt. Die Leitung des Netz-
werks EDE erfolgt durch Human European Consultancy.

Neben dem jährlichen Länderbericht und einer digitalen 
Datenbank wurde 2023 ein Sonderbericht zur Bedeutung 
von Qualitätssicherungssystemen im Bereich der Sozial-
dienstleistungen für Behinderte in Liechtenstein von der 
EU-Kommission eingefordert.

https://www.humanconsultancy.com/projects/ 
european-disability-expertise-ede 
Verantwortlich: Patricia Hornich

European Equality Law Network (EELN)
Die Hauptaufgabe des europäischen Netzwerks von Rechts-
experten für Gleichstellung und Nichtdiskriminierung 
(EELN) besteht darin, zuverlässige und sachkundige Infor-
mationen zur Unterstützung der Europäischen Kommis-
sion betreffend die Entwicklung der beiden Antidiskrimi-
nierungsrichtlinien (2000/43/EG, Antirassismusrichtlinie; 
2000/78/EG, Beschäftigungsrichtlinie) bereitzustellen. Hier-
bei werden Analysen hinsichtlich der Auswirkungen regula-
torischer Vorgaben auf die Praxis, einschliesslich des damit 
zusammenhängenden Fallrechts, sowie Empfehlungen zu 
den einschlägigen Entwicklungen in den Mitgliedstaaten 
zur wirksamen Bekämpfung von Diskriminierung erarbeitet.

Das Liechtenstein-Institut ist seit 2012 im europäischen 
Netzwerk unabhängiger Sachverständiger im Bereich der 
Nichtdiskriminierung tätig. Das Netzwerk wird seit 2014 
von Human European Consultancy, Migration Policy Group 
(MPG) und der Universität Utrecht im Auftrag der Europäi-
schen Kommission betrieben.

http://www.equalitylaw.eu/ 
Verantwortlich: Patricia Hornich

European Social Policy Network (ESPN)
Das Liechtenstein-Institut ist seit 2014 in diesem von der 
Europäischen Kommission initiierten und finanzierten Ex-
pertennetzwerk vertreten. Aufgabe des Netzwerkes ist 
es, Informationen über die Sozialpolitik, soziale Eingliede-
rung und nationale Strategien zu liefern, etwa betreffend 
Arbeitslosigkeit oder Altersvorsorge. Aufgrund einiger 
struktureller Anpassungen sind die EWR-Staaten und die 
Schweiz seit 2019 keine dauerhaften Mitglieder in diesem 
Expertennetzwerk mehr. In Bezug auf spezifische Analysen 
stehen die Expert:innen dieser Länder – und somit auch das 
Liechtenstein-Institut – für Ad-hoc-Anfragen zur Verfügung.

Verantwortlich: Patricia Hornich
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Eurydice
Eurydice ist ein Netzwerk für Bildungsinformationen der 
Europäischen Kommission, welches Informationen und 
Analysen zu europäischen Bildungssystemen und -politiken 
erstellt und veröffentlicht und einen detaillierten Überblick 
über die unterschiedliche Bildungslandschaft Europas lie-
fert. Da die europäische Kooperation im Bildungsbereich 
ebenso wie die Mobilität in Europa zunimmt, wird es immer 
wichtiger zu verstehen, wie die Bildungs- und Ausbildungs-
systeme der Nachbarländer organisiert und aufgebaut sind. 
Die zentrale Anlaufstelle für Eurydice Liechtenstein ist beim 
Schulamt verankert. 

Die Online-Plattform National Education Systems ist ein 
Teilprojekt von Eurydice und wird für das Land Liechten-
stein vom Liechtenstein-Institut erarbeitet. Die Enzyklo-
pädie bietet detaillierte Beschreibungen und Übersichten 
über die einzelnen nationalen Bildungssysteme Europas. 
Die insgesamt 18 Kapitel in deutsch und englisch umfassen 
alle Ebenen und Formen der Bildung von der frühkindlichen 
Betreuung, Bildung und Erziehung über Bildungsfinanzie-
rung bis hin zu Erwachsenenbildung. Die Kapitel werden 
fortlaufend aktualisiert und überarbeitet.

https://eurydice.eacea.ec.europa.eu/national-education-systems
Verantwortlich: Barbara Schneider

Trans European Policy Studies Association (TEPSA) 
Die Trans European Policy Studies Association (TEPSA) ist 
das erste transeuropäische Forschungsnetzwerk auf dem 
Gebiet der europäischen Beziehungen. Sie besteht aus füh-
renden Forschungsinstituten auf dem Gebiet der europäi-
schen Beziehungen in ganz Europa mit einem Büro in Brüs-
sel. TEPSA ist eine internationale Non-Profit-Vereinigung 
nach belgischem Recht (AISBL) und wurde 1974 gegründet. 
Seitdem hat sie ihre Mitgliederzahl als Reaktion auf die Er-
weiterungsrunden der Europäischen Union stetig erhöht. 
Aktuell (April 2024) besteht TEPSA aus 49 Mitgliedsinsti-
tuten und assoziierten Mitgliedern, die in 37 europäischen 
Ländern ansässig sind. Das Liechtenstein-Institut ist seit 
2019 Mitglied der TEPSA. 

Screenshot der  
Eurydice-Website
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Monografien, Sammelbände
• Frommelt, Christian; Geiger, Märten (Hg.): «Und nach 

dem Nachdenken kommt das Handeln». Festschrift zum 
75. Geburtstag von Guido Meier. Verlag der Liechtenstei-
nischen Akademischen Gesellschaft (Liechtenstein Politi-
sche Schriften, Bd. 63). (Die Publikation wurde bereits im 
Jahresbericht 2022 vorgestellt.)

• Merki, Christoph Maria: Ein Jahrhundert Frauenerwerbs-
arbeit (Beiträge Liechtenstein-Institut, 53).

• Milic, Thomas; Frommelt, Christian; Rochat, Philippe: 
Einstellungen junger Menschen zu Politik, Gesellschaft 
und Beruf. Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage 
(Beiträge Liechtenstein-Institut, 52).

• Rochat, Philippe; Frommelt, Christian; Milic, Thomas: 
Gemeindewahlen 2023 – Ergebnisse der Wahlumfrage 
(Beiträge Liechtenstein-Institut, 54).

Artikel in Fachzeitschriften  
und Sammelbänden 
• Baur, Georges: Konsistente Auslegung im liechtensteini-

schen Recht. In: Liechtensteinische Juristen-Zeitung (LJZ) 
2023, H. 1, S. 2–6.

• Baur, Georges: Switzerland-UK Trade Relations: A Future 
Planned by the Past? In: Maresceau/Tobler (Hg.): Swit-
zerland and the EU - A Challenging Relationship, Leiden/
Boston: Brill Nijhoff, S. 383–417.

• Baur, Georges: Télétravail des travailleurs frontaliers – 
Coordination en matière de sécurité sociale – nouvelle 
flexibilité post Covid-19? In: Epiney/Progin-Theuerkauf/ 
Dahinden/Zlatescu (Hg.): Schweizerisches Jahrbuch für 
Europarecht 2022/2023, S. 335–357.

• Breitenlechner, Max; Geiger, Martin; Gründler, Daniel; 
Scharler, Johann: Sequencing the COVID-19 Recession in 
the USA: What Were the Macroeconomic Drivers? Ox-
ford Bulletin of Economics and Statistics, vol. 86, issue 1, 
S. 119–136. 

Veröffentlichungen 2023

• Frommelt, Christian: Die EFTA-Staaten und ihre (un-)
komplizierten Beziehungen mit der Europäischen Union. 
In: integration. Vierteljahreszeitschrift des Instituts für 
Europäische Politik in Zusammenarbeit mit dem Arbeits-
kreis Europäische Integration, 2/2023, S. 162–179.

• Frommelt, Christian: Liechtenstein and its relations with 
the EU. In: Fossum/Lord (Hg.): Handbook on the Europe-
an Union and Brexit. Cheltenham/Northampton: Edward 
Elgar, S. 384–401.

• Frommelt, Christian: Liechtenstein: Small state, little re-
sponsibility? In: Kaeding/Pollak/Schmidt (Hg.): Climate 
Change and the Future of Europe: Views from the Capi-
tals. Cham: Springer, S. 143–146.

• Frommelt, Christian: Spoiling the Celebration: Liechten-
stein Gets Noticed in Europe. In: Baldacchino (Hg.): The 
Success of Small States in International Relations. Mice 
that Roar? London: Routledge, S. 118–123.

• Gächter, Martin; Geiger, Martin; Hasler, Elias: On the 
Structural Determinants of Growth-at-Risk, International 
Journal of Central Banking, vol. 19, no. 2.

• Geiger, Martin; Eminidou, Snezana; Zachariadis, Marios: 
Public Debt and state-dependent Effects of Fiscal Policy 
in the Euro Area, Journal of International Money and Fi-
nance, 130.

• Geiger, Martin; Gründler, Daniel; Scharler, Johann: Mo-
netary policy shocks and consumer expectations in the 
euro area, Journal of International Economics, 140.

• Hornig, Eike-Christian: Auf dem Weg zu mehr direkter 
Demokratie in Thüringen – was bringt die Einführung 
eines Volkseinwandes? In: Braun Binder/Feld/Huber/
Poier/Wittreck (Hg.): Jahrbuch für direkte Demokratie 
2021. Baden-Baden: Nomos, S. 55–81.

• Hornig, Eike-Christian: Patterns of Party Positioning in 
Referendums in Switzerland, Political Studies Review.

• Milic, Thomas: Der Effekt des Haushalts auf die Beteili-
gungsdisposition, Swiss Political Science Review.

• Milic, Thomas: Sind Schweizer Abstimmungen käuflich? 
In: Neumann (Hg.): Sachunmittelbare Demokratie im in-
ternationalen und interdisziplinären Kontext 2013/2014. 
Band 16. Baden-Baden: Nomos, S. 207–242.

• Ospelt, Lukas: Das fürstliche Begnadigungsrecht im Lich-
te der liechtensteinischen Zollverträge mit Österreich 
(1852) und der Schweiz (1923). Rechtsgeschichtliche und 
souveränitätspolitische Bemerkungen. In: Jahrbuch des 
Historischen Vereins für das Fürstentum Liechtenstein, 
Bd. 122. Vaduz: Verlag des Historischen Vereins für das 
Fürstentum Liechtenstein, S. 161–183.

• Ospelt, Lukas: Was das Siezen von Bürgern und Häftlin-
gen mit der Revolution von 1848 zu tun hat. Eine Miszel-
le, Liechtensteinische Juristen-Zeitung (LJZ) 2023, H. 3, 
S. 202–204.
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Über dieses Buch 

«Und nach dem Nachdenken kommt das Handeln» – der Titel der
Festschrift für Guido Meier zum 75. Geburtstag beschreibt das Motto
für das langjährige Wirken des Jubilars auf ganz verschiedenen Tätig-
keitsfeldern. Nachdenken und Handeln, Theorie und Praxis nebenei-
nander Seite an Seite zu stellen, und dies aufgefächert anhand der Ge-
biete, auf denen der Jubilar sich vornehmlich betätigt hat, ist auch das
Ziel der vorliegenden Festschrift. Sie umfasst 17 thematische Beiträge,
die sich auf vier Bereiche verteilen: Geschichte; Umwelt- und Raum-
politik; Politik, Recht und Wirtschaft; Finanzdienstleistungen. Die
Beiträge widerspiegeln in ihrer Gesamtheit einen Facettenreichtum
des Nachdenkens über Liechtenstein ebenso wie des Handelns über
Liechtenstein hinaus. In letzterem Sinne bereichern als illustrative 
Besonderheit zudem zwei farbenprächtige Fotostrecken zur Land-
schaft Grönlands, zu welcher der Jubilar ein ganz besonderes Verhält-
nis pflegt, den vorliegenden Band.  

ISBN 978-3-7211-1101-9

LIECHTENSTEIN
POLITISCHE SCHRIFTEN

n
«U

nd
 n

ac
h 

de
m

 N
ac

hd
en

ke
n 

ko
m

m
t 

da
s 

H
an

de
ln

» Christian Frommelt, Märten Geiger (Hrsg.)

«Und nach dem 
Nachdenken kommt 
das Handeln»  
Festschrift zum 75. Geburtstag
von Guido Meier

Band 63

LPS
Verlag der Liechtensteinischen Akademischen Gesellschaft63

RB = 40 mm



24 LIECHTENSTEIN-INSTITUT

• Schiess, Patricia: Die Corona-Urteile von Staatsgerichts-
hof, Bundesverfassungsgericht, Verfassungsgerichtshof 
und Bundesgericht im Vergleich, Liechtensteinische Ju-
risten-Zeitung (LJZ) 2023, H. 1, S. 32–37.

• Schädler, Emanuel: The Austrian Model and the Codifi-
cation of Administrative Procedure in Liechtenstein. In: 
Della Cananea/Ferrari Zumbini/Pfersmann (Hg.): The 
Austrian Codification of Administrative Procedure. Diffu-
sion and Oblivion (1920-1970), Oxford: Oxford University 
Press, S. 57–85.

• Schädler, Emanuel: Vom Staatskirchenrecht zum Religi-
onsverfassungsrecht in Liechtenstein – eine Orientie-
rung, Liechtensteinische Juristen-Zeitung (LJZ) 2023, 
H. 3, S. 210–219.

• Scheuzger, Stephan: Making Monarchy Fit for the Twen-
ty-First Century – in a Small State and beyond: Continu-
ity and Change in Liechtenstein. In: Armenteros/Zarikos 
(Hg.): The Making of Modern European Monarchy, Vol. II: 
Fall, Strife, Survival: Monarchism in the Age of Extremes. 
London: Bloomsbury [i.Ersch.].

• Schiess, Patricia: Das Sezessionsrecht der liechtensteini-
schen Gemeinden. Eine nicht umgesetzte Bestimmung 
der Verfassungsrevision von 2003, Jusletter 16. Januar 
2023.

• Schiess, Patricia: Kommentierung zu Art. 137 BV. In:  
Ehrenzeller / Egli / Hettich / Hongler / Schindler / Schmid 
/ Schweizer (Hrsg.), Die schweizerische Bundesverfas-
sung. St. Galler Kommentar, 4. Aufl., Zürich/St. Gallen 
und Zürich, S. 3627–3640

Auftragsstudien, Forschungsdienstleistungen
• Brunhart, Andreas: Wirtschafts- und Finanzdaten zu 

Liechtenstein. Datenstand: Ende Juni 2023. Regierung 
des Fürstentums Liechtenstein (Hg.). Vaduz. (Deutsch 
und Englisch).

• Brunhart, Andreas; Geiger, Martin: 2022: Realer 
BIP-Rückgang gegenüber gutem Konjunkturjahr 2021. 
BIP-Schätzung 2022 (30.3.2023). Liechtenstein-Institut.

• Brunhart, Andreas; Geiger, Martin: Domestic Economy. 
In: Finanzmarktaufsicht Liechtenstein (Hg.): Financial 
Stability Report 2023, Vaduz 2023, S. 20–26.

• Brunhart, Andreas; Geiger, Martin: Stützungsmassnah-
men für die Wirtschaft in Liechtenstein während der Co-
rona-Pandemie: Eine abschliessende Evaluation. Studie 
im Auftrag des Ministeriums für Inneres, Wirtschaft und 
Umwelt der Regierung des Fürstentums Liechtenstein.

• Hornich, Patricia: Extremismus in Liechtenstein. Monito-
ringbericht 2022. Liechtenstein-Institut.

• Hornich, Patricia: Menschenrechte in Liechtenstein. Zah-
len und Fakten 2022. Regierung des Fürstentums Liech-
tenstein, Amt für Auswärtige Angelegenheiten (Hg.). Va-
duz.

• Hornich, Patricia: Striving for an inclusive labour market 
in Liechtenstein. Hg. v. European Commission, Directora-
te-General for Employment, Social Affairs and Inclusion, 
Directorate D — Social Rights and Inclusion, Unit D3 — 
Disability & Inclusion. Brussels.

• Liechtenstein-Institut: Meinungsumfrage zur Einführung 
von Tempo 30 in der Gemeinde Ruggell. 

• Liechtenstein-Institut: Wahrnehmung der Vaterländi-
schen Union. Ergebnisse einer Online-Befragung der Par-
teimitglieder – Management Summary. 

• Milic, Thomas; Frommelt, Christian: DpL-Volksinitiative 
betreffend Einbezug des Volkes bei der Wahl der Regie-
rung. Kurzgutachen im Auftrag der Regierung. Liechten-
stein-Institut.

Studien zur Aufarbeitung der Corona-Pandemie im 
Auftrag der Regierung
• Frommelt, Christian; Milic, Thomas; Rochat, Philippe: Die 

Corona-Pandemie aus der Sicht von Gesellschaft, Politik 
und Verwaltung. Synthese aus verschiedenen Umfragen 
und weiteren Analysen. Liechtenstein-Institut.

• Frommelt, Christian; Schiess, Patricia: Das Krisenma-
nagement Liechtensteins in der Corona-Pandemie: Or-
ganisation, Kommunikation und Massnahmen. Liechten-
stein-Institut.

• Frommelt, Christian; Schiess, Patricia: Die Corona-Pande-
mie in Liechtenstein - Rahmenbedingungen, ausgewähl-
te Erkenntnisse und Lehren. Liechtenstein-Institut.

• Rochat, Philippe: Der Verlauf der Corona-Pandemie in 
Liechtenstein. Eine Darstellung mit öffentlich zugängli-
chen Daten. Liechtenstein-Institut.

• Schiess, Patricia: Die Corona-Pandemie in Liechtenstein 
und das Recht. Liechtenstein-Institut.

Patricia M. Schiess Rütimann

Das Sezessionsrecht der liechtensteinischen
Gemeinden
Eine nicht umgesetzte Bestimmung der
Verfassungsrevision von 2003

Der von Fürst Hans-Adam II. formulierte Art. 4 Abs. 2 der liechtensteini-
schen Verfassung sieht seit 2003 ein Austrittsrecht der Gemeinden vor. Hans-
Adam behauptete, mit diesem Sezessionsrecht das Selbstbestimmungsrecht
Liechtensteins abzusichern. Völkerrechtler und die Venedig-Kommission wi-
dersprachen ihm. Das Abspaltungsrecht der Gemeinden bricht überdies mit
der in der Erbeinigung von 1606 begründeten und in der Konstitutionellen
Verfassung von 1862 bestätigten Unteilbarkeit des Landes. Der Beitrag zeigt
zudem die Probleme, die sich ergeben, weil die Einleitung des Austrittsverfah-
rens bis heute keine gesetzliche Regelung erfahren hat.

Beitragsart: Beiträge
Rechtsgebiete: Völkerrecht, Europäisches Verfassungsrecht, Staatsorganisation
und Behörden

Zitiervorschlag: Patricia M. Schiess Rütimann, Das Sezessionsrecht der liechtensteinischen
Gemeinden, in: Jusletter 16. Januar 2023
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Kein Staat muss einen öffentlichen 
Rundfunk betreiben. Aber das Völ-
kerrecht verlangt, dass jeder Staat 
für Medienpluralismus sorgt und 
dass die mit einem öffentlichen 
Auftrag versehenen Medien ausrei-
chend und längerfristig finanziert 
werden. Gerade in einem Klein-
staat kann ein öffentlich-rechtli-
cher Radiosender einen wichtigen 
Beitrag zur Medienvielfalt leisten. 
Alle Medien müssen wahrheits-
getreu und objektiv berichten 
sowie das Sachgerechtigkeitsgebot 
beachten. Der Liechtensteinische 
Rundfunk (LRF) ist – in Überein-
stimmung mit den Empfehlungen 
des Europarates – zusätzlich zur 
Berücksichtigung der Vielfalt ver-
pflichtet. Ob für ihn – wie von der 
Regierung vorgeschlagen – künftig 
ein Werbeverbot gelten soll und ob 
er mehr Online-Aktivitäten entwi-
ckelt, ist ein politischer Entscheid.

Der öffentliche Rundfunk zeichnet 
sich insbesondere dadurch aus, dass 
er keinen Gewinn erwirtschaften 
muss. Mit ihm werden andere Ziele 
verfolgt, nämlich demokratische, so-
ziale und kulturelle. Vor allem soll er 
die öffentliche und die individuelle 
Meinungsbildung ermöglichen. Aus 
diesem Grund und wegen der Finan-
zierung mit öffentlichen Mitteln (sei 
es aus dem ordentlichen Budget wie 
in Liechtenstein oder mittels Rund-
funkgebühren wie in der Schweiz, in 
Österreich und Deutschland) unter-
stehen die öffentlichen Radio- und 
Fernsehanstalten der besonderen 
Kontrolle durch die Öffentlichkeit. 

Vorgaben des Europarates zum 
Schutz der Medienfreiheit und der 
demokratischen Willensbildung
Die in den Verfassungen (zu Art. 40 
LV siehe Hoch/Schädler, https://
verfassung.li/Art._40) und in der 

Leitplanken für die Regelung 
des öffentlichen Rundfunks 
und der Medienförderung 
in Liechtenstein
PATRICIA M. SCHIESS RÜTIMANN

Der Liechtensteinische Rund-
funk (LRF) ist schon länger Ge-
genstand verschiedener Diskus-
sionen, nicht zuletzt weil seine 
Einnahmen aus der Werbung in 
den letzten Jahren tiefer ausfielen 
als budgetiert und die Regierung 
mehrmals um Nachtragskredite 
für ihn nachsuchen musste. 

Spätestens seit am 4. März 
2023 die letzte Ausgabe des 
«Liechtensteiner Volksblatts» 
erschien, ist allgemein bekannt, 
dass Liechtenstein über ein Me-
dienförderungsgesetz (MFG) ver-
fügt. Seine Förderungsbeiträge 
reichen jedoch nicht aus, um eine 
Tageszeitung am Leben zu erhal-
ten. Mit dem Vernehmlassungs-
bericht vom 11. Juli 2023 stellt 
die Regierung ihre Vorschläge zur 
Revision der Medienförderung 
zur Diskussion. Gleichzeitig hat 
sie den Bericht und Antrag (BuA) 
Nr. 77/2023 betreffend die Sanie-
rung und zukünftige Ausrichtung 
des LRF verabschiedet.

Diese Ausgabe des LI Focus 
stellt dar, welche Vorgaben des 
Europarates und der EU Liech-
tenstein bei der Ordnung seiner 
Medienlandschaft beachten muss. 
Überdies zeigt der Vergleich 
mit der Schweiz, Österreich und 
Deutschland die Bandbreite mög-
licher Regelungen auf. Er ergänzt 
damit die in BuA Nr. 77/2023 und 
im Vernehmlassungsbericht ent-
haltenen Ausführungen.

Die Aussagen in diesem LI Fo-
cus stützen sich auf eine umfang-
reiche rechtsvergleichende Studie 
der Autorin über die Finanzie-
rung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks, die noch im laufenden 
Jahr abgeschlossen werden soll.

Es freut uns, dieses aktuelle 
Thema sowie wesentliche Er-
kenntnisse aus der Grundlagen-
studie im Rahmen dieses LI Focus 
einer breiteren Öffentlichkeit be-
kannt machen zu können.

Georges Baur und Martin Geiger 
interimistische Ko-Direktoren 
Liechtenstein-Institut

LI FOCUS
1/2023

EDITORIAL

Arbeitspapiere
• Morat, Valérie: Das EWR-Recht als Teil der liechtensteini-

schen Rechtsordnung (Arbeitspapiere Liechtenstein-Ins-
titut, 79).

• Ospelt, Lukas: Der (Staats-)Notstand. Über einen schil-
lernden Rechtsbegriff aus liechtensteinischer Perspekti-
ve (Arbeitspapiere Liechtenstein-Institut, 82).

• Ospelt, Lukas: Verabsäumte Amnestien und Rehabilitie-
rungen in Liechtenstein. Geschichtliche Betrachtungen 
zu einem aktuellen Problemkreis (Arbeitspapiere Liech-
tenstein-Institut, 81).

• Schädler, Emanuel: Zwei «Ur-Tafeln» von Wilhelm Beck 
zum LVG (Arbeitspapiere Liechtenstein-Institut, 80).

Sonstige Publikationen – institutseigene Gefässe
• Schiess, Patricia: Leitplanken für die Regelung des öffent-

lichen Rundfunks und der Medienförderung in Liechten-
stein. LI Focus 1/2023. Liechtenstein-Institut.

• Brunhart, Andreas: Produktionssubventionen und -abga-
ben im internationalen Vergleich. LI Facts 1/2023. Liech-
tenstein-Institut.

• Milic, Thomas; Rochat, Philippe: Volksabstimmung «Ca-
sino-Verbot» vom 29. Januar 2023. Ergebnisse einer On-
line-Umfrage. Liechtenstein-Institut (LI Aktuell 1/2023).

Sonstige Publikationen – weitere Herausgeber
• Frommelt, Christian: War es der Schmied oder doch der 

Schuhmacher? In: Regierung des Fürstentums Liechten-
stein (Hg.): 100 Jahre Zollvertrag Schweiz–Liechtenstein, 
S. 16–17.

• Frommelt, Fabian: Der Bendner Zoll. In: gamprinben-
dern. Informationen der Gemeinde Gamprin-Bendern 
Januar - Juni, 1/2023, S. 66–67.

• Frommelt, Fabian: «Vorzügliches hat diese Gemeinde gar 
nichts ...» Gamprin und Bendern in der Landesbeschrei-
bung von 1784. In: gamprinbendern. Informationen der 
Gemeinde Gamprin-Bendern Juli–Dezember, 2/2023, 
S. 58–59.

• Goop, Cornelius: Das Ehepaar Kesselstatt und die Bilder 
aus Paris. In: Terra Plana 3/2023, S. 27–32.

VERABSÄUMTE AMNESTIEN 
UND REHABILITIERUNGEN 
IN LIECHTENSTEIN

Im Zusammenhang mit dem Umstieg auf klimaschonende Technologien sowie mit dem Umbau von Liefer-
ketten im Zuge der Corona-Pandemie und des Ukrainekriegs wird oft von einem internationalen «Subven-
tionswettlauf» gesprochen. In Liechtenstein lassen sich solche Tendenzen nicht feststellen, die öffentlichen 
Subventionen sind vergleichsweise gering. Niedrig sind im internationalen Vergleich allerdings auch die 
Produktions-/Importabgaben, was die Wirtschaftsproduktion entlastet.
Liechtensteins Wirtschaftspolitik verfolgt einen liberalen Ansatz und beschränkt sich weitgehend auf die Schaffung von guten Rah-
menbedingungen, was sich auch in einer niedrigen Staatsausgabenquote (21.1% des BIP im Jahr 2021, EU-Durchschnitt 51.7%) und 
Fiskalquote (19.8% des BIP im Jahr 2021, OECD-Durchschnitt 34.3%) ausdrückt. Staatliche Markteingriffe sind also eher selten. Das ist 
auch damit zu begründen, dass die Fiskalpolitik in Liechtenstein nur einen begrenzten Handlungsspielraum hat, da die Binnennach-
frage in der extrem kleinen und sehr offenen Volkswirtschaft sekundär ist. In Übereinstimmung mit diesen strukturellen Merkmalen 
wurde eine antizyklische Fiskalpolitik so gut wie nie angewandt. Aus derselben Argumentation heraus spielen auch die Subventionen 
eine eher untergeordnete Rolle in Liechtensteins Wirtschaftspolitik. Eine Ausnahme bildete die COVID-19-Rezession, in der staatliche 
Stützungsmassnahmen ergriffen wurden, um die Produktionskapazität der liechtensteinischen Wirtschaft zu stabilisieren.

Lässt sich diese wahrgenommene Zurückhaltung bei den Subventionen in Liechtenstein aber auch empirisch belegen? Die Volkswirt-
schaftliche Gesamtrechnung (VGR) gibt darüber Aufschluss. Um ein vollständiges Bild der Produktionsbelastung (Nettotransfers) zu 
erhalten, sollten neben den Subventionen aber auch die Produktions-/Importabgaben – das Gegenstück – berücksichtigt werden.

Datenquellen: Amt für Statistik, Eurostat, Liechtenstein-Institut (Strukturbruchbereinigung, Quotenberechnung). Bemerkungen: Subventionen werden in der VGR als von allen 
Staatsebenen an (marktorientierte) Produzenten geleistete Zahlungen ohne Gegenleistung definiert. Produktions-/Importabgaben sind als Zwangsabgaben in Form von Geld- 
oder Sachleistungen definiert, welche der Staat ohne Gegenleistung auf Folgendes erhebt: Produktion und Einfuhr von Waren/Dienstleistungen, Beschäftigung von Arbeitskräf-
ten, Eigentum und Einsatz von Grundstücken/Gebäuden/anderen im Produktionsprozess eingesetzten Aktiva (Gewinnsteuern gehören nicht zu Produktions-/Importabgaben). 
Die Nettotransfers ergeben sich als Summe aus Subventionen und Produktions-/Importabgaben (Letztere gehen mit negativem Vorzeichen in obige Berechnungen ein).

Produktionssubventionen und  
-abgaben im internationalen Vergleich
Andreas Brunhart © Liechtenstein-Institut, Dezember 2023

LI FACTS
1/2023

Die Nettotransferquote Liechtensteins hat sich seit 1998 nur 
unwesentlich verändert, die Subventionsquote ist stabil ge-
blieben und die Rolle der Produktions-/Importabgaben in 
Relation zum BIP eher geringer geworden. Während COVID-
19-Rezession und Ukraine-Krieg sind grosse Differenzen be-
obachtbar (Abbildung rechts, für Liechtenstein liegen noch 
keine 2022-Zahlen vor). Der Prozentpunkteanstieg 2020 war 
aufgrund der wirtschaftlichen Stützungsmassnahmen wäh-
rend der COVID-19-Rezession beträchtlich, lag in Liechtenstein 
jedoch deutlich unter dem EU-Durchschnitt und 2021 bereits 
wieder niedriger als 2019. Auch 2022 lag die Nettotransfer-
quote in den meisten betrachteten Staaten immer noch deut-
lich über derjenigen von 2019.
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Nettotransfers / BIP

 2020 vs. 2019  2021 vs. 2019  2022 vs. 2019

Der europäische Vergleich der Nettotransferquoten (Jahresdurchschnitt 1998–2019) zeigt erhebliche Länderunterschiede (Abbildung 
oben). Während die Subventionen im Verhältnis zum BIP in Liechtenstein (1.7 %) lediglich leicht unter dem EU-Durchschnitt (1.8 %) 
lagen, betrug die BIP-Quote der Produktions-/Importabgaben (−6.6 %) nur etwa ein Drittel des EU-Niveaus (−18.9 %). Liechtensteins 
Nettotransfers (Subventionen + [−Produktions-/Importabgaben]) sind mit −4.8% die zweitniedrigsten, nur in der Schweiz sind sie im 
absoluten Betrag des Prozentwertes noch niedriger (−2.7%). Dies ist kongruent mit Liechtensteins liberalem Ansatz, nur in geringem 
Ausmass in den Markt einzugreifen, was sowohl mit einer eher niedrigen Subventionsquote sowie einer im Betrag sehr geringen Pro-
duktions-/Importabgabenquote und Nettotransferquote einhergeht.
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Durchschnitt 1998–2019

 Subventionen / BIP  Produktions- und Importabgaben / BIP  Nettotransfers / BIP

Verlag der Liechtensteinischen Akademischen 
Gesellschaft (LAG)
Viele wissenschaftliche Arbeiten von Forschenden des 
Liechtenstein-Instituts werden im Verlag der Liech-
tensteinischen Akademischen Gesellschaft publiziert 
(«Liechtenstein Politische Schriften» (LPS), «Kleine 
Schriften» (KS)). Emanuel Schädler ist seit 1. Januar 2016 
Leiter des Verlags und betreut verschiedene umfassende 
Projekte in den beiden Publikationsreihen des LAG-Ver-
lags. 

Im Januar 2023 erschien LPS Band 63 «Und nach dem 
Nachdenken kommt das Handeln. Festschrift für Guido 
Meier», herausgegeben von Christian Frommelt und 
Märten Geiger. 

Weitere Mitglieder der Verlagsleitung sind Thomas Mei-
er, Direktor des Liechtenstein-Instituts, Christian From-
melt, Wilfried Marxer und Norbert Jansen. 
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Das Wissenschaftsmagazin 1602 ein gemeinsames Projekt 
des Liechtenstein-Instituts, der Privaten Universität im Fürs-
tentum Liechtenstein und der Universität Liechtenstein. Ziel 
ist es, die Forschungslandschaft Liechtenstein und die viel-
fältige Forschungstätigkeit der drei Institutionen des Hoch-
schulverbunds Liechtenstein aufzuzeigen und in der Öffent-
lichkeit breiter bekannt zu machen. 

Ausgabe 4 war dem Thema Internationalität gewidmet und 
erschien im Dezember 2023. Das Magazin enthielt folgende 
Beiträge von Forschenden des Liechtenstein-Instituts: 

• Baur, Georges: Wozu dient das Völkerrecht?, S. 64–65.
• Brunhart, Andreas; Geiger, Martin: Die Weltwirtschaft 

gibt den Takt für Liechtensteins Konjunktur vor, S. 35–
37.

• Frommelt, Fabian: «Menschen aus aller Herren Län-
dern»: Wie international ist Liechtenstein?, S. 41–44.

• Hornig, Eike-Christian: Direkte Demokratie im weltwei-
ten Vergleich, S. 12–14 (siehe Bild unten).

• Rochat, Philippe: Glokalisierung, das lokale Echo der 
Globalisierung, S. 72–73.

• Schädler, Emanuel: Meine Arbeit als Rechtshistoriker: 
grenzenlos international, S. 60–61.

• Schremser, Jürgen; Büchel, Toni: Dörflegeist und weite 
Welt – Mentalitäten zwischen Tradition und Moderni-
sierung, S. 18–22.

Wissenschaftsmagazin 1602

DIE SYSTEMFUNKTIONEN DER DIREKTEN 

DEMOKRATIE 

Ausgangspunkt der Überlegungen ist ein einfaches 

Kreislaufmodell von Politik, wie in Abbildung 1 zu sehen ist. 

In der Gesellschaft entwickeln sich immer wieder neue ge­

sellschaftliche Konflikte, die von der Politik bearbeitet und 

im besten Fall gelöst werden. Damit diese Konflikte die Poli­

tik auch erreichen, werden sie von Parteien oder Interessen­

gruppen, wie von so einer Art «Zwischenhändler», gefiltert, 

gebündelt und transportiert. So angekommen im parlamen­

tarischen Prozess beginnen die Verhandlungen und am Ende 

steht in der Regel eine Entscheidung in Form eines Gesetzes. 

Die Umsetzung erfolgt dann durch öffentliche Institutionen. 

Die Auswirkungen treffen dann wieder auf die Gesellschaft 

und generieren neue politische Konflikte und Anforderun­

gen und der Kreislauf geht von vorne los. Instrumente der di­

rekten (und auch der deliberativen) Demokratie setzen die­

se Prozesse partiell ausser Kraft. Dies wird an drei zentralen 

Funktionen der direkten Demokratie deutlich. 

DIREKTE DEMOKRATIE IM WELTWEITEN VERGLEICH

Direkte Demokratie hat sich in den vergangenen Jahrzehnten  

als Instrument der demokratischen Entscheidungsfindung  

weltweit immer mehr etabliert. Vor diesem Hintergrund wurde  

ein neuer konzeptioneller Ansatz entwickelt, um die  

System funktionen der direkten Demokratie in politischen Systemen  

zu messen und zu vergleichen. Dieser Ansatz und erste  

Ergebnisse für die nationale Ebene werden hier verkürzt  

dargestellt berichtet.

INPUT-FUNKTION: ZWEI DIREKTE KANÄLE IN  

DAS ENTSCHEIDUNGSVERFAHREN

Die erste Funktion besteht in der direkten Kanalisie­

rung von politischen Anforderungen in die Entscheidungs­

findung. Der Punkt ist, dass dies unter Umgehung der «Zwi­

schenhändler» in den Parteien und Interessengruppen 

geschieht. Diese Funktion wird als Input­Funktion bezeich­

net, die aus zwei Kanälen bestehen kann, je nach Ausgestal­

tung in einem Land. Ein Kanal führt direkt in das parlamen­

tarische Entscheidungssystem, was in der Typologie der 

direktdemokratischen Instrumente der sogenannten Agen­

da Initiative entspricht. Eine Volksabstimmung findet hier in 

der Folge aber nicht statt, sondern das Thema landet auch wie­

der im Parlament. Anders beim zweiten Kanal, der direkt zur 

Volksabstimmung führt. Mittels der sogenannten Gesetzesin­

itiative können Abstimmungen direkt eingeleitet und damit 

die repräsentative Arena vollständig umgangen werden.

EXIT-FUNKTION: ALLES AUF STOPP – ENT SCHEI-

DUNG GEHT ZUM REFERENDUM 

Die zweite Funktion greift nun direkt in die Abläufe 

im Parlament ein. So können Instrumente der direkten De­

mokratie dortige Entscheidungsverfahren bei einem Thema 

stoppen. Bei der Exit­Funktion wird das Thema stattdessen 

dem Stimmvolk zur Entscheidung zugeleitet. Diese Auskopp­

lung kann insbesondere für die Opposition oder politische 

Minderheiten im Allgemeinen relevant sein. Fünf Varian­

ten der Ausleitung stellen unterschiedlich starke Eingriffe 

in die parlamentarische Logik dar. Schwach ist der Eingriff 

noch bei der Ausleitung durch die Regierung oder die Mehr­

heit im Parlament. Diese machen einfach von ihrer Mehrheit 

Gebrauch zu einem Thema und einem Zeitpunkt, der ihnen 

passt. Stärkere Eingriffe sind dann die Ausleitung eines The­

mas im Konflikt zwischen Regierung (Präsident) und Parla­

ment, durch eine strukturelle Minderheit (Abgeordnete oder 

subnationale Einheiten), durch die Verfassung und schliess­

lich durch das Volk. Die letzte Stufe stellt den stärksten Ein­

griff in das parlamentarische Verfahren dar, da im Prinzip 

jeder politische Akteur berechtigt ist, durch eine Unterschrif­

Quelle: Hornig/Frommelt 2023; eigene Bearbeitung.

ABBILDUNG 1: VEREINFACHTES KREISLAUFMODELL DER 

POLITIK UNTER HINZUFÜGUNG DER DREI FUNKTIONEN DER 

DIREKTEN DEMOKRATIE
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ABBILDUNG 2: WERTE DER SYSTEMFUNKTIONEN DER DIREKTEN 

DEMOKRATIE IN REPRÄSENTATIVEN SYSTEMEN NACH FUNKTIONEN 
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Veranstaltungen des Liechtenstein-Instituts

VORTRAGSREIHEN

Wirtschaftspolitisches Seminar Alpenrhein 
[fortlaufend]
Kooperationsreihe des Zentrums für wirtschaftspolitische 
Forschung (ZWF) der Fachhochschule Graubünden, der Uni-
versität Liechtenstein und des Liechtenstein-Instituts.

5.12.2023: Die ökonomischen Konsequenzen von 
Fiskalregeln
Prof. Dr. Niklas Potrafke, if Zentrum für öffentliche Finanzen 
und politische Ökonomie München

Seminarreihe LIEconomics [fortlaufend]
Die Reihe dient dem Forschungsaustausch zu ökonomischen 
Themen und Statistiken mit Relevanz für Liechtenstein. Die 
Teilnehmenden stammen aus akademischen Institutionen, 
Think Tanks, Behörden, Verwaltung, Verbänden oder der 
Privatwirtschaft (18.4.2023 / 30.11.2023).

100 Jahre Zollanschlussvertrag Schweiz–
Liechtenstein
Am 29. März 1923 wurde der Vertrag zwischen der Schweiz 
und Liechtenstein über den Anschluss Liechtensteins an das 
schweizerische Zollgebiet unterzeichnet. Der Vertrag bildet 
noch heute das Herzstück der engen Beziehungen zwischen 
den beiden Staaten. Aus Anlass des 100-Jahr-Jubiläums der 
Unterzeichnung des Zollanschlussvertrags veranstalteten 
das Liechtenstein-Institut und der Historische Verein für 
das Fürstentum Liechtenstein eine vierteilige Vortragsreihe.

6.2.2023: Holprige Wege zum Zollanschlussvertrag vom 
März 1923
Rupert Quaderer, Historiker, Schaan

13.2.2023: Die liechtensteinischen Zollverträge mit 
Österreich (1852) und der Schweiz (1923) – ausgewählte 
institutionelle und strafrechtliche Aspekte
Lukas Ospelt, Liechtenstein-Institut

6.3.2023: «Eines Tages sind wir Schweizer»: Die 
zeitgenössische Frage nach einer liechtensteinischen 
nationalen Identität rund um den Zollvertrag 1923
Cornelius Goop, Universität Wien / Liechtenstein-Institut 

20.3.2023: 100 Jahre Zollvertrag – 100 Jahre 
Beziehungsgeschichte
Martina Sochin D'Elia, Historikerin, Eschen

Zeitenwende: Liechtenstein zwischen Neutralität 
und Sanktionen
Ziel der Vortragsreihe war es, den Einfluss der sogenannten 
«Zeitenwende» auf Liechtenstein zu skizzieren. Spätestens 
nach dem Überfall Russlands auf die Ukraine ist Europa aus 
dem vermeintlichen Paradies des ewigen Friedens seit 1945 
bzw. 1990 vertrieben worden. Haben uns die seitherigen 
lokalen (Bürger-)Kriege in Europa und in dessen Nachbar-
schaft, z. B. in Ex-Jugoslawien, Georgien oder Tschetscheni-
en wenig tangiert, so ist dies heute anders: Das «Ende der 
Geschichte» hat ein Ende.

19.10.2023: Liechtenstein im geopolitischen Umbruch
Georges Baur, Liechtenstein-Institut

6.11.2023: Die liechtensteinische Neutralitätsfrage im 
Wandel der Geschichte
Lukas Ospelt, Liechtenstein-Institut

23.11.2023: Liechtenstein und die internationalen 
Sanktionen
Georges Baur, Liechtenstein-Institut

Liechtensteiner Vaterland, 25. November 2023

Rezeption und Fortentwicklung im 
liechtensteinischen Recht
Kooperationsreihe des Forschungszentrums und Doktorats-
kollegs Liechtensteinisches Recht der Universität Innsbruck 
und des Liechtenstein-Instituts.

12.1.2023: Besondere Entwicklungen in der 
Rechtsordnung Liechtensteins aus Sicht der 
Politikwissenschaft
Christian Frommelt, Liechtenstein-Institut

11.5.2023: Vom Staatskirchenrecht zum 
Religionsverfassungsrecht in Liechtenstein
Emanuel Schädler, Liechtenstein-Institut

Die Wolfsjagd beginnt in Kürze 
In der Schweiz geht es dem Wolf an den Kragen: Ab dem 1. Dezember dürfen Kantone präventiv ganze Rudel schiessen.  
Liechtenstein prüft aktuell, ob diese Regelung ins Wolfskonzept übernommen wird. Derweil haben die Landwirte aufgerüstet. 

Manuela Schädler 
 
Diese Woche hat es der Wolf 
erstmals seit Langem wieder in 
die liechtensteinischen Schlag-
zeilen geschafft. Ein totes 
schottisches Hochlandrind 
sorgte für Aufsehen. Der Besit-
zer geht davon aus, dass es von 
einem Wolf gejagt wurde. Das 
zuständige Amt für Umwelt 
kann dies jedoch nicht bestäti-
gen, da weder Spuren nachge-
wiesen oder eine konkrete Sich-
tung gemacht wurde.  

Ansonsten war es dieses Jahr 
hierzulande ruhig um das The-
ma Wolf. Einzig an Fronleich-
nam gab es eine Sichtmeldung 
aus dem Alpengebiet. «Abgese-
hen davon konnten wir keinen 
anderen Wolfsverdacht bestäti-
gen», sagt Cathérine Frick, die 
beim Amt für Umwelt für Gross-
raubtiere zuständig ist. Trotz-
dem prüft auch Liechtenstein 
eine Verschärfung des Wolfsab-
schusses – analog zur Schweiz. 

Zwölf ganze Wolfsrudel 
sollen eliminiert werden 
Die Schweiz beginnt am 1. De-
zember erstmals eine präventi-
ve Wolfsjagd. Das heisst, Wölfe 
dürfen abgeschossen werden, 
bevor sie Schaden anrichten. 
Auch die Eliminierung von pro-
blematischen Rudeln ist mög-
lich. Die Kantone haben bereits 
entsprechende Gesuche beim 
Bund eingereicht: Zwölf ganze 
Wolfsrudel sollen ausgelöscht 
werden. Das Wallis will über die 
Hälfte seiner Rudel beseitigen, 
Graubünden ein Drittel. Der 
Kanton St. Gallen reichte ein 
Gesuch für den Abschuss  
des ganzen Calfeisental-Rudels 

ein. Der Grund für diesen ein-
schneidenden Schritt für die 
Raubtiere: In der Schweiz 
nimmt die Wolfspopulation 
 exponentiell zu. Aktuell sind  
32 Rudel und rund 300 Wölfe 
nachgewiesen. Im Jahr 2020 
waren es noch insgesamt elf 
Wolfsrudel und etwas mehr als 
100 Wölfe. Diese hohe Präsenz 
des Raubtiers sorgt für Konflik-
te in der Alpwirtschaft. Vergan-
genes Jahr wurden 1480 Risse 
registriert, 2019 rissen die Wöl-
fe noch 446 Nutztiere. Der Bun-
desrat hat deshalb immer 
 wieder die Abschussregelung 
gelockert. Da Liechtenstein in 
Sachen Wolfskonzept mit der 

Schweiz eng zusammenarbei-
tet, ist die befristete Änderung 
der Schweizer Jagdverordnung 
auch beim Amt für Umwelt ein 
Thema. Cathérine Frick erklärt, 
ab wann es möglich ist, ein gan-
zes Rudel zu erlegen: Dies soll 
dann möglich sein, wenn der 
Schwellenwert der Mindestzahl 
an Rudel pro Wolfsregion er-
reicht ist und das Rudel sich 
beispielsweise auf das Reissen 
von Rindern und Pferden zu 
spezialisieren beginnt.  

Aber auch wenn der Wolf 
lernt, Herdenschutzmassnah-
men zu umgehen, oder Men-
schen und Hunden gegenüber 
ein «unerwünschtes Verhalten» 

entwickelt, ist ein Abschuss -
gesuch möglich. «Unauffällige 
Rudel dürfen aber nicht 
entfernt werden», hält Frick 
fest. Der Wolf bleibt trotz der 
Abschusslockerung in der 
Schweiz und Liechtenstein ge-
schützt.  

Dieses Jahr nur eine  
bestätigte Sichtmeldung 
In Liechtenstein wurde das 
Thema Wolf vergangenen Au-
gust erstmals richtig emotional, 
als das Raubtier beim Augsten-
berg neun Schafe eines Triesen-
berger Landwirts riss. Daraufhin 
gründete sich die Vereinigung 
zum Schutz der Nutztiere vor 

Grossraubtieren. Die Landwirte 
forderten ein rigoroses 
Vorgehen gegen den Wolf.  

Mittlerweile ist es ruhig an 
der Wolfsfront geworden. Der 
Verein besteht noch, ist aber ak-
tuell nicht aktiv, wie Präsident 
Leopold Schurti auf Anfrage be-
stätigt. «Die Gesetzesänderun-
gen in der Schweiz und Liech-
tenstein gehen in die richtige 
Richtung. Ich denke, dass wenn 
der Wolf in der Schweiz reguliert 
wird, er weniger nach Liechten-
stein kommt», so Schurti. 

Diese Ansicht teilt das Amt 
für Umwelt allerdings nicht. 
Eine Wolfspräsenz werde es 
auch in Zukunft geben. «Ein ge-

wisser Bestand bleibt erhalten, 
der sich durch die jährliche 
 Reproduktion erneuert», sagt 
Cathérine Frick. Jedes Rudel 
bringt jährlich zwischen drei 
und neun Welpen zur Welt. 
Deshalb wächst die Schweizer 
Population grundsätzlich wei-
terhin an. «Durch die Regulie-
rung wird sich das Wachstum 
voraussichtlich verlangsamen 
und die Wölfe sollen unauffälli-
ger und scheuer werden», er-
klärt Frick den Hintergrund der 
Massnahme. So werden auch 
Nutztiere weiterhin dem Wolf 
zum Opfer fallen. Wenn viel-
leicht auch nicht mehr in so  
hoher Zahl – das ist zumindest 
die Hoffnung des Schweizer 
Bundes. 

Schutzmassnahmen: Land 
investiert 14 000 Franken 
Herdenschutzmassnahmen 
werden also auch in Zukunft 
notwendig sein, um die Nutz-
tiere vor dem Wolf zu schützen. 
Dazu zählen beispielsweise 
Zäune – auch auf den Alpen – 
oder Herdenschutzhunde. In 
Liechtenstein haben die Land-
wirte in den vergangenen 
 Jahren aufgerüstet und die Her-
denschutzmassnahmen erhöht. 
«Viele Tierhalter ersetzen zu-
dem in die Jahre gekommenes 
Material, um die Funktions-
tüchtigkeit weiterhin zu ge-
währleisten», sagt Cathérine 
Frick. Das Land Liechtenstein 
hat dieses Jahr bisher knapp 
14 000 Franken an Schutz-
massnahmen entrichtet. Bis 
Ende Jahr dürfte diese Zahl 
noch höher sein, da die Abrech-
nungsperiode noch nicht abge-
schlossen ist.  

Insgesamt haben die Schweizer Kantone zwölf Abschussgesuche für ganze Wolfsrudel beim Bund eingereicht. Bild: iStock

Die ersten Sanktionen Liechtensteins musste der Fürst erlassen 
Rechtsexperte Georges Baur erläuterte am Donnerstagabend, wie das internationale Sanktionsregime Liechtensteins funktioniert. 

Vor gut 33 Jahren erliess 
 Liechtenstein zum ersten Mal 
Wirtschaftssanktionen gegen 
einen anderen Staat: Im August 
1990 waren irakische Truppen 
unter dem Befehl von Diktator 
Saddam Hussein ins Nachbar-
land Kuwait einmarschiert. Die 
Reaktion der Vereinten Natio-
nen liess nicht lange auf sich 
warten: Am 6. August – vier Ta -
ge nach Beginn der irakischen 
Invasion – verhängte der UN- 
Sicherheitsrat ein Wirtschafts -
embargo gegen den Aggressor -
staat. Sanktionen der UNO 
 hatten damals aber noch keine 
 Geltung in Liechtenstein: Der 
Kleinstaat sollte erst im Septem-
ber 1990 als Mitglied der Ver-
einten Nationen aufgenommen 
werden. Liechtensteins Politik 
und Wirtschaft waren sich je-
doch bewusst, dass es nicht 
 ratsam ist, Sanktionen der Welt -
gemeinschaft nicht nachzuvoll-
ziehen. Also benötigte es einen 
Beschluss im Land, die UN-
Sanktionen zu übernehmen.  

Doch der Landtag und Teile 
der Regierung waren damals 
nicht zugegen. Darum wandte 
man sich an den Landesfürsten: 

Per fürstlicher Verordnung 
 erliess Hans-Adam II. am  
10. August 1990 Wirtschafts-
sanktionen gegen den Irak. 

EU-Sanktionen: Mehr als 
«autonomer Nachvollzug» 
Diese Episode war am Don-
nerstagabend Teil des Referats 
von Georges Baur, Forschungs-
beauftragter am Liechtenstein-
Institut im Bereich Recht. Zum 
Abschluss der Vortragsreihe 
«Zeitenwende» des Liechten-
stein-Instituts referierte der 
Rechtsexperte über das Thema 
internationale Sanktionen. Ein 
Thema, das im Zuge des russi-
schen Angriffskriegs auf die 
Ukraine enorm an Bedeutung 
gewonnen hat – gerade auch für 
Liechtenstein. Das Fürstentum 
hat die EU-Massnahmenpakete 
nachvollzogen und bereits über 
1500 Personen, die mit Putins 
Regime in Verbindung stehen, 
auf die Sanktionsliste gesetzt. 

Allerdings stellte sich für 
Baur die Frage, inwiefern 
Liechtenstein die EU-Sanktio-
nen tatsächlich «autonom 
nachvollzieht». Es bestehe 
nämlich zumindest eine infor-

melle Einbindung der drei 
EWR-/Efta-Staaten Liechten-
stein, Island und Norwegen in 

das Sanktionsregime der Euro-
päischen Union. Konkret heisst 
dies: Die drei Länder werden 

laut dem Experten von der  
EU dazu eingeladen, ob sie  
bei Sanktionsmassnahmen der 
Union mitmachen – und Vaduz, 
Oslo und Reykjavik müssen 
entsprechend entscheiden. An-
ders als in der Schweiz handle 
es sich in Liechtenstein dem-
nach um mehr als nur einen 
«autonomen Nachvollzug» von 
EU-Sanktionen. Sondern «es 
ist etwas, wozu man eingeladen 
wird und ausdrücklich Nein 
 sagen muss», so Baur. 

Darum sanktionierte das 
Land die «Tamil Tigers» 
Unter den EWR-/Efta-Staaten 
kann es aber auch zu unter-
schiedlichen Stellungnahmen 
zu solchen «Einladungen» kom-
men. Dies zeigte Baur anhand 
der sri-lankischen Separatisten-
bewegung «Tamil Tigers» auf. 
2006 stufte die EU die «Befrei-
ungstiger» als Terrorgruppe ein. 
Die Schweiz zog in diesem Fall 
nicht nach, weil die Friedens -
verhandlungen zwischen den 
Parteien des sri-lankischen Bür-
gerkriegs in Genf stattfanden. 
Norwegen und Island agierten 
ebenfalls als Vermittler in die-

sem Bürgerkrieg. «Sie konnten 
also schlecht ihre ‹Klienten› zu 
Terroristen erklären, weil sonst 
die ganze Vermittlungsaktion 
nicht mehr funktioniert hätte», 
sagte Baur.  

Liechtenstein hatte dagegen 
keine Funktion im Kontext des 
Bürgerkriegs in Sri Lanka und 
machte bei den EU-Sanktionen 
mit. Aus Sicht des Rechtsexper-
ten war dieser Nachvollzug auch 
sinnvoll, «um gewisse Versu-
chungen im Treuhandsektor 
erst gar nicht aufkommen zu las-
sen». Denn damit konnten in 
der EU sanktionierte Gelder 
nicht einfach in Liechtenstein 
deponiert werden. 
 
Elias Quaderer 

Anders als in der Schweiz wurden in Liechtenstein die «Tamil Tigers» 
sanktioniert. Für Baur war dies sinnvoll, «um gewisse Versuchungen 
im Treuhandsektor nicht aufkommen zu lassen». Bild: Nils Vollmar
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EINZELVERANSTALTUNGEN

21.3.2023: Direkte Demokratie in der Welt 2023 
– Präsentation der neuen Homepage Direct 
Democracy Navigator
Der Direct Democracy Navigator ist weltweit die grösste Da-
tenbank mit Regelungen zur direkten Demokratie in über 
100 Ländern. Eike-Christian Horning präsentierte die gründ-
lich überarbeitete Website und gab anhand neuer Funktio-
nen einen Überblick über die Verbreitung der direkten De-
mokratie in der Welt.

6.4.2023: Dependent Market Economies in 
East Central Europe – Differentiated European 
Integration Perspective
Mit der Einführung des Konzepts der «dependent market 
economy» («abhängige Marktwirtschaft») verlagerte sich 
der Schwerpunkt der vergleichenden Kapitalismusfor-
schung vom Westen nach Osten. Genauer gesagt nach Ost- 
und Mitteleuropa, genauer gesagt in die Visegrad-Gruppe, 
d. h. nach Polen, Ungarn, die Slowakei und die Tschechische 
Republik.

Vortrag von Rafał Riedel, Politikwissenschaftler an der Uni-
versität Opole (Polen), im Rahmen des gemeinsamen Pro-
jektes «Exploring Liechtenstein’s and Poland’s Perspectives 
on European Integration» (EEA Grants). 

5.6.2023: Das Schweizerische Zivilgesetzbuch
Die Rechtshistorikerin Sibylle Hofer (Universität Bern) und 
Hilmar Hoch, Präsident des StGH, referierten zum Schwei-
zerischen Zivilgesetzbuch und zu einem möglichen liechten-
steinischen Zivilgesetzbuch in Anlehnung an das Schweize-
rische ZGB. 

TAGUNGEN

13.–14.4.2023: Workshop «Empirical 
Macroeconomics»
Internationaler Workshop an der Universität Innsbruck zum 
Thema «Empirical Macroeconmics: The Transmission of 
Macroeconomic Shocks and Policy Challenges» in Koopera-
tion mit dem Liechtenstein-Institut. Der Workshop richtete 
sich an Forschende aus Wissenschaft und Praxis, die mit 
makroökonomischen Methoden und mit innovativer Nut-
zung von Wirtschaftsdaten Konjunkturschwankungen und 
die damit verbundenen wirtschaftspolitischen Herausfor-
derungen untersuchen.

Insgesamt nahmen 25 Forschende von Notenbanken, Auf-
sichtsbehörden und akademischen Einrichtungen aus ganz 
Europa am Workshop teil.

Der Workshop wurde von Martin Geiger (Liechtenstein-Ins-
titut) gemeinsam mit Max Breitenlechner und Hans Schar-
ler (beide Universität Innsbruck) sowie Marios Zachariadis 
(Universität Zypern) organisiert. Das Programm bestand aus 
fünf Hauptthemen, die in Vorträgen und anschliessenden 
Diskussionen behandelt wurden:

• Inflation, der Trade-off zwischen Inflation und Arbeitslo-
sigkeit und Implikationen für die Geldpolitik

• Identifikation makroökonomischer Schocks
• Globale Finanzmärkte
• Makroökomische Risiken, Unsicherheit und Finanz-

marktstabilität
• Unkonventionelle Geldpolitik

12.–14.10.2023: Spaces of Social Policies: 
Achievements and Prospects of Historical 
Research Perspectives
Tagung am Liechtenstein-Institut im Kontext des For-
schungsprojekts «Die Welt der Sozialpolitik in einem sehr 
kleinen Staat: Fürsorge in Liechtenstein, 19.–21. Jahrhun-
dert». Tagungsorganisation: Stephan Scheuzger, Liechten-
stein-Institut

14.10.2023: «A National Microhistory? Poor Relief in 
Liechtenstein, 19th and 20th Centuries.»  
«International Conference Spaces of Social Policies: 
Achievements and Prospects of Historical Research 
Perspectives.»
Vortrag von Stephan Scheuzger im Rahmen der von ihm or-
ganisierten Tagung 
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Weitere Tätigkeiten unserer Forscher:innen

Georges Baur
Mitgliedschaft: 
• CENTENOL (Centre for the Europeanisation of Norwegi-

an Law, Uni Bergen): Mitglied von zwei Arbeitsgruppen 
zum EWR-Sozial- und Arbeitsrecht

Lehrtätigkeit:
• «EU-, US- und weitere Sanktionen»; Vorträge im Rahmen 

des Lehrgangs «Internationale Sanktionen», Universität 
Liechtenstein (20.4.2023, 1.6.2023, 25.10.2023)

Weitere Vorträge: 
• «Personenfreizügigkeit» IVR-Lunch, Vortrag an der Uni-

versität Zürich (30.3.2023)
• «Regulating EU External Trade: The EEA Agreement. Vor-

trag an der Universität Leiden (4.4.2023)
• «Der freie Personenverkehr. EU-Schweiz-EFTA», Vortrag 

an der Senioren-Uni Luzern (25.5.2023)
• Gastvorlesung EWR (im Rahmen des Lehrgangs «Inter-

nationales Wirtschaftsrecht»), Universität Liechtenstein 
(13.10.2023)

• Gastvorlesung zum EWR an der Universität Zürich 
(8.12.2023)

Cyrus Beck
Lehrtätigkeit:
• Vorlesung «Digitalisierung und Recht» im CAS Datenma-

nagement und Informationstechnologien, Universität 
Zürich, Mai 2023

Weitere Vorträge: 
• Das Liechtenstein-Institut als Mittelpunkt der Liech-

tenstein-Forschung. – Aktuelle Forschungsprojekte am 
Liechtenstein-Institut mit einem Fokus auf das Projekt 
«Umweltrecht». Präsentationen im Rahmen des X. Bien-
nalen Treffens der Leiter:innen und wissenschaftlichen 
Betreuer:innen von Österreich-Bibliotheken im Ausland. 
Österreichische Akadmie der Wissenschaften, Wien 
(7.11.2023)

• Natur als Rechtssubjekt? Vortrag im Kunstmuseum 
Liechtenstein im Rahmen der Ausstellung «Parlament 
der Pflanzen II» in Kooperation mit der Liechtensteini-
schen Kunstgesellschaft (24.8.2023)

Andreas Brunhart
Mitgliedschaften:
• Seit 2013 Mitglied der Statistikkommission der Regierung
• «Arbeitsgruppe Fachkräftemangel» der Regierung: 

Andreas Brunhart ist Mitglied der seit April 2023 tätigen 
Arbeitsgruppe, in der neben den zuständigen Ministe-
rien und Amtsstellen auch die Wirtschaftskammer, die 
LIHK, der Bankenverband und externe Experten vertre-
ten sind.

• World/European Economic Survey (ifo-Institut): Andreas 
Brunhart beteiligt sich seit Ende 2018 an der vierteljähr-
lichen WES/EES-Expertenumfrage des ifo-Instituts in 
München, an der über 1000 Ökonominnen und Ökono-
men aus etwa 120 Ländern teilnehmen

Weitere Vorträge: 
• Inflation und Arbeitskräftemangel aus konjunktur- und 

wachstumsanalytischer Perspektive. Vortrag und Podi-
umsdiskussionsteilnahme anlässlich der Veranstaltung 
«FOKUS Wirtschaft» der Gemeinde Gamprin (21.3.2023)

• Arbeitskräftemangel aus makroökonomischer Perspek-
tive. Vortrag anlässlich der ersten Sitzung der «Arbeits-
gruppe Fachkräftemangel» der Regierung. Amt für Volks-
wirtschaft, Schaan (21.4.2023)

• Vortrag im Rahmen des «Wirtschaftsausblick 2023 – 
wie weiter mit der Globalisierung?» Stiftung Zukunft.li,  
Schaan (11.5.2023)

• «Liechtenstein: Economic Characteristics». Vortrag an-
lässlich eines informellen Besuchs einer Delegation des 
Internationalen Währungsfonds am Liechtenstein-Insti-
tut (28.7.2023)

• Gastvortrag zu den volkswirtschaftlichen Charakteristika 
Liechtensteins in der Veranstaltung «Macroeconomics» 
der Universität Liechtenstein, Vaduz (31.10.2023)

• Vortrag im Rahmen des 8. Gutenberger Ethik-Forums 
zum Thema «Die Macht des Geldes», Haus Gutenberg, 
Balzers (23.11.2023)

• Vortrag zu den Aktivitäten des Liechtenstein-Instituts 
und zu den volkswirtschaftlichen Charakteristika Liech-
tensteins anlässlich eines Arbeitsgesprächs der «Mem-
bership Mission»-Delegation des Internationalen Wäh-
rungsfonds am Liechtenstein-Institut (28.11.2023)

Weiteres:
• Mehrmalige Besuche im Berichtsjahr von Delegationen 

des Internationalen Währungsfonds im Rahmen der 
liechtensteinischen Beitrittsverhandlungen (zusammen 
mit Martin Geiger) 

Christian Frommelt
Lehrtätigkeit: 
• Lehrbeauftragter Private Universität im Fürstentum 

Liechtenstein (UFL): Politisches System Liechtensteins 
• Lehrgang Politisches System Liechtenstein (Einführungs-

tag Landesverwaltung)

Weitere Vorträge: 
• Ausblick auf Gemeindewahlen 2023 – Vortrag am Liech-

tensteinischen Gymnasium anlässlich des Tags der politi-
schen Bildung (7.2.2023)

• Kommentierung der Gemeindewahlen im Landeskanal 
(5.3.2023)

• Kommentierung der Gemeindewahlen für Vaterland On-
line (2.4.2023)
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• Challenges of External Differentiated Integration: What 
lessons can be drawn from the European Economic Area 
(EEA). Vortrag im Rahmen der Veranstaltung «European 
Union from Inside and Outside: Differentiated Perspecti-
ves on the Integration of Europe». University of Warsaw 
(24.4.2023)

• Liechtenstein’s legal and political system in the context 
of the EEA. Präsentation anlässlich eines Besuchs der 
EFTA-Überwachungsbehörde am Liechtenstein-Institut 
(27.4.2023)

• Alternativen zum EU-Beitritt: Erfahrungen im EWR, mass-
geschneiderte Lösungen für die Schweiz? Referat im 
Rahmen des Seminars «Europäische Integration: Pers-
pektiven & Herausforderungen» an der Universität Zürich 
(13.6.2023)

• Medien-«Monopol», eine Gefahr für die Demokratie? 
Teilnahme an einer Podiumsdiskussion mit Norbert Jan-
sen, Patrik Schädler und Carmen Dahl, Liechtensteiner 
Presseclub, Gasthof Löwen, Vaduz (15.6.2023)

• Diverse Kurzvorträge zum politischen System Liechten-
steins aus Anlass von Besuchen am Liechtenstein-Institut

Fabian Frommelt
Mitgliedschaften: 
• Arbeitsgemeinschaft deutschsprachiger Portale zur Regi-

onalgeschichte und Landeskunde
• Arbeitskreis für interregionale Geschichte des mittleren 

Alpenraumes (AIGMA)  

Martin Geiger
Lehrtätigkeit: 
• Vorlesung Makroökonomie,  Universität Liechtenstein

Weitere Vorträge, Konferenzteilnahmen:
• Teilnahme am Annual Meeting of the International Asso-

ciation of Applied Econometrics, Oslo (29.6.2023)
• Behavioral Macroeconomics Workshop Bamberg 

(30.6.2023, online)
• Teilnahme an Diskussionsrunde zum Thema Wohlstand 

und Wachstum in Liechtenstein, auf Einladung des 
Vereins perspektiv, Turm auf dem Lindaplatz, Schaan 
(25.8.2023)

• Teilnahme Annual Meeting of the Austrian Economic As-
sociation, Wien (28.9.2023)

• Vortrag zu den Aktivitäten des Liechtenstein-Instituts 
und zu den volkswirtschaftlichen Charakteristika an-
lässlich eines Arbeitsgesprächs der «Membership Missi-
on»-Delegation des Internationalen Währungsfonds am 
Liechtenstein-Institut (28.11.2023)

Begutachtung für Fachzeitschriften: 
• Referierte 2023 Beiträge für das «Journal of Internatio-

nal Money and Finance» und das «Journal of Experimen-
tal and Behavioral Finance»

Weiteres: 
• Mehrmalige Besuche im Berichtsjahr von Delegationen 

des Internationalen Währungsfonds im Rahmen der 
liechtensteinischen Beitrittsverhandlungen (zusammen 
mit Andreas Brunhart)

Patricia Hornich
Mitgliedschaft: 
• Mitarbeit in der Vernetzungsgruppe für Menschen mit 

Behinderung und Unterstützungsbedarf («sichtwech-
sel») aufgrund der Expertentätigkeit im Rahmen ver-
schiedener EU-Expertennetzwerke

Wilfried Marxer
Mitgliedschaften: 
• Deutsche Vereinigung für Politikwissenschaft
• Schweizerische Vereinigung für politische Wissenschaft
• Congress of Local and Regional Authorities.
• Beirat der österreichischen Initiative «mehr demokratie»
• Beirat der Swiss Democracy Foundation/Schweizer De-

mokratiestiftung 

Thomas Milic
Lehrtätigkeit: 
• Einführung in die Statistik, Pflichtvorlesung, Universität 

Zürich, Frühjahrssemester 2023
• Abstimmungsverhalten in der Schweiz, Forschungssemi-

nar an der Universität Zürich, Frühjahrssemester 2023
• Kantonale Wahlen und Abstimmungen, Forschungssemi-

nar an der Universität Zürich, Herbstsemester 2023
• Abstimmungsverhalten in der Schweiz, Forschungssemi-

nar an der Universität Zürich, Herbstsemester 2023
• Insight Liechtenstein, Vorlesung (zusammen mit C. From-

melt) an der Universität Liechtenstein, Frühjahrssemes-
ter 2023

Weitere Vorträge: 
• Vortrag «Populismus – (k)ein Thema in Liechtenstein?» 

an der DISUD-Wissenschaftstagung «Gesellschaft im 
Wandel – zwischen Aufruhr und Stabilität» in Esslingen 
(29./30.9.2023)

• Vortrag «Stadt vs. Land: Auch [Oder: «Alles»] eine Frage 
der Mobilisierung?» an der Veranstaltung «Der Stadt-
Land-Graben: Entwicklungen und neueste Forschung aus 
der Schweiz», Bern, 30.11.2023

Weiteres: 
• Reviewer für verschiedene Fachzeitschriften
• Länderspezifisches Coding für das V-Dem-Projekt (Varie-

ties of Democracy)

Jörg Paetzold
Mitgliedschaft: 
• CESifo Research Network Fellow
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Lehrtätigkeit: 
An der Universität Salzburg: 
• Vorlesung (mit Übung) Mikroökonomik
• Vorlesung Wirtschaftspolitik 
• Doktorandenseminar 
• Vorlesung (mit Übung) Mikroökonometrie
• Proseminar Ausgewählte Themen der Volkswirtschafts-

lehre 
• Forschungsseminar VWL 
• Vorlesung Fundamentals of European Union Studies

Konferenzorganisation: 
• Organisation der Jahrestagung der Nationalökonomi-

schen Gesellschaft Österreich (NOeG), Salzburg (28.–
29.9.2023)

Weiteres: 
• Referierte 2023 Beiträge für das «Journal of the Europe-

an Economic Association» und das «Scandinavian Jour-
nal of Economics».

• Vorsitzender der Besetzungskommission Assoz. Profes-
sur «Econometrics & Data Science» (Universität Salz-
burg)

• Gast-Editor für Empirica Special Issue: NOeG2023 (Fach-
zeitschrift)

Philippe Rochat
• Reviewer für die Fachzeitschrift International Review of 

Administrative Science

Emanuel Schädler
Mitgliedschaften: 
• Stiftungsrat der Stiftung Heimat- und Familiengeschichte 

Triesenberg (seit 1.1.2018)
• Mitglied der weiteren rechtswissenschaftlichen Fakultät 

der Universität Bern als ein Mittelbauvertreter, in diesem 
Rahmen Mitglied der Kommission für Gleichstellung und 
Nachwuchsförderung der rechtswissenschaftlichen Fa-
kultät der Universität Bern sowie seit 2021 Mitglied der 
Bibliothekskommission (seit 2020)

• Stiftungsrat der Liechtensteinischen Landesbibliothek 
(seit 1.11.2023)

Weitere Vorträge: 
• «Liechtensteinische Verfassungen in Analyse: Kräfte, 

Konflikte, Konzepte im Laufe der Geschichte» beim «Ar-
beitskreis Verfassungsgeschichte» anlässlich dessen Tref-
fens 2023 in Zürich (14.2.2023)

• Co-Vorträge «Das Recht in Liechtenstein zur Zeit des Na-
tionalsozialismus einschliesslich einer Fallbetrachtung» 
am Gymnasium Vaduz sowie an der Oberschule Eschen 
im Rahmen des übergreifenden Schulprojekts «Zivil-
courage» (2.5. und 25.5.2023).

Stephan Scheuzger
Mitgliedschaften: 
• Stiftungsrat des Liechtensteinischen Landesmuseums
• Vorstand des Berner Forums für Kriminalwissenschaften, 

Universität Bern
• European Network in Universal and Global History (ENI-

UGH)
• Assoziierter Forscher des Center for Global Studies, Wal-

ter-Benjamin-Kolleg, Universität Bern 
• Experte für Maturitätsprüfungen im Fach Geschichte im 

Kanton Bern

Lehrtätigkeit: 
• Vorlesung: «Ausschaffen – Deportationen als Mittel der 

Migrations- und Bevölkerungskontrolle», ETH Zürich, 
Frühlingssemester 2023

• Vorlesung «Techniken des modernen Strafens – eine glo-
bale Geschichte», ETH Zürich, Herbstsemester 2023

Weitere Vorträge, Konferenzen (Organisation, Teilnahme): 
• «Zwischen Globalgeschichte und nationaler Geschichte: 

Zu den Konzepten und Methoden transnationaler Ge-
schichte», Referat im Rahemn des Atelier du transnati-
onal / Atelier zur transnationalen Geschichte, Deutsches 
Historisches Institut Paris (5.4.2023).

• «From the Local to the Global: The Conventionalization 
of Truth Commissions in the 1990s in Its Political Con-
texts». Referat im Panel: «Globalizing Institutions of 
Dealing with the Past: Politics and the Establishment of 
Truth Commissions and International Fora of Justice in 
the 1990s», Seventh European Congress on World and 
Global History, Universität Leiden, Den Haag (29.6.– 
1.7.2023)

• «Globalizing Institutions of Dealing with the Past: Politics 
and the Establishment of Truth Commissions and Inter-
national Fora of Justice in the 1990s» (zusammen mit 
Prof. Dr. Linge Engbo Gissel, Dr. Alexa Stiller), Panel or-
ganisiert im Rahmen des Seventh European Congress on 
World and Global History, Universiteit Leiden, Den Haag 
(29.6.– 1.7.2023) 

• «Denen eine Stimme geben, die keine Stimme gehabt 
haben? Die Bedeutung von Zeugnissen in der Produkti-
on und Präsentation von Wissen über die Vergangenheit 
durch Wahrheitskommissionen». Referat in der Sekti-
on: «Fakten zwischen historischer Forschung und Ver-
gangenheitsaufarbeitung: ‹commissioned history› und 
Wissensproduktion für die und mit der Öffentlichkeit», 
54. Deutscher Historikertag, Universität Leipzig (19.–
22.9.2023)

• «Fakten zwischen historischer Forschung und Vergan-
genheitsaufarbeitung: ‹commissioned history› und 
Wissensproduktion für die und mit der Öffentlichkeit» 
(zusammen mit Prof. Dr. Annette Weinke), Sektion or-
ganisiert im Rahmen des 54. Deutschen Historikertags, 
Universität Leipzig (19.–22.9.2023).
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Medienpräsenz

Das Liechtenstein-Institut verfügt über eine hohe Präsenz 
in den in- und ausländischen Medien. 2023 publizierten die 
Forschenden des Liechtenstein-Instituts wiederum zahlrei-
che Gastkommentare in den inländischen Zeitungen. Darü-
ber hinaus erschienen diverse Interviews. 

Insgesamt nahmen so rund 130 Medienbeiträge Bezug auf 
die Forschungstätigkeit des Liechtenstein-Instituts. Zahl-
reiche Beiträge beziehen sich auf die Präsentation von 
Umfrageergebnissen oder Auftragsstudien, die das Liech-
tenstein-Institut durchführte. Es wurden aber auch andere 
Publikationen des Liechtenstein-Instituts redaktionell auf-
gegriffen.

Gastkommentare in der Lie:Zeit
• Frommelt, Fabian: Zur Entwicklung sozialer Ungleichheit. 

Nr. 112, Februar 2023.
• Schiess, Patricia: Post- und Zollvertrag im Vergleich. Nr. 

113, März 2023.
• Hornig, Eike-Christian: Auf den (Holz-)Weg gebracht. Nr. 

114, April 2023.
• Beck, Cyrus: Justizreform und Instanzenzug. Nr. 115, Mai 

2023.
• Büchel, Toni: Das Bauernland im Kopf. Nr. 116, Juni 2023.
• Schädler, Emanuel: Sagenwelt und Rechtsvorstellungen. 

Nr. 117, August 2023.
• Goop, Cornelius: 1848: Das andere Jubiläum. Nr. 118, 

September 2023.
• Milic, Thomas: Liechtensteins Regierungssystem: Ein 

Sonderfall? Nr. 119, Oktober 2023.
• Baur, Georges: Gefühlt neutral, faktisch neutral oder 

blockfrei? Nr. 120, November 2023.
• Scheuzger, Stephan: Vom Mittelpunkt der Geschichte. Nr. 

121, Dezember 2023.

Weitere Gastbeiträge
Geiger, Martin: Wachstumsmonitoring der liechtensteini-
schen Wirtschaft. Gastbeitrag. Lie-Zeit Nr. 113, März 2023.

Frommelt, Fabian: «Unser ‹Volksblatt› befasst sich grund-
sätzlich nicht mit Landespolitik». Liechtensteiner Volksblatt, 
4. März 2023.

Milic, Thomas: Der «politische» Scheidgraben zwischen 
Oberland und Unterland – wie tief ist er noch? In: Maga-
zin des Liechtensteiner Vaterlands zum Staatsfeiertag 2023, 
S. 40–41.

Patricia Schiess
Lehrtätigkeit: 
• Titularprofessorin für öffentliches Recht und Verfas-

sungsvergleichung an der Universität Zürich
• Master-Modul «Verfassungsvergleichung / Ausländi-

sches Verfassungsrecht», Universität Zürich, Frühjahrs-
semester 2023

• Lehrveranstaltung: Ausgewählte Probleme aus dem 
liechtensteinischen öffentlichen Recht, Private Universi-
tät im Fürstentum Liechtenstein (UFL), 29.4.2023

• Gastprofessur: Das EWR-Mitglied Liechtenstein, heraus-
gefordert durch die Übernahme von EU-Rechtsakten und 
durch das wegen des Zollanschlussvertrages in Liechten-
stein anwendbare Schweizer Recht, Universität Wien,  
2 SWS, 6. bis 15.11.2023

Weitere Vorträge: 
• «Aufarbeitung der Corona-Pandemie in Liechtenstein», 

Folge 433 des Video-Podcasts «Ars boni» des Depart-
ment of Innovation and Digitalisation in Law der Uni-
versität Wien, der sich mit den Themen Digitalisierung 
– Recht – Medien – Covid befasst (23.8.2023)

• «Die Rundfunkfinanzierung Österreichs, Deutschlands, 
Liechtensteins und der Schweiz im Vergleich». Referat 
am Jour fixe Europarecht an der Rechtswissenschaftli-
chen Fakultät der Universität Wien (8.11.2023)
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Kurzbeiträge im Wirtschaft Regional 
In der Rubrik «Kurz gefasst» liefern Forschende des Liech-
tenstein-Instituts Gastbeiträge zu aktuellen wirtschaftspo-
litischen Diskussionen, volkswirtschaftlichen Themen und 
eigenen Forschungsergebnissen. Zusätzlich wird monatlich 
eine Abbildung mit Bezug zur liechtensteinischen Volkswirt-
schaft erstellt und kurz kommentiert.

Lie:Zeit, Dezember 2023

Wirtschaft Regional, 27. Oktober 2023

11polit:zeit12/2023

Vom Mittelpunkt der Geschichte

Meine Tochter behandelt im Gym-
nasium zurzeit, was Geschichte 
ist. Dabei lernt sie auch, dass 
sich die Geschichte dem mensch-

lichen Handeln in der Vergangenheit widmet. 
Indes ist diese grundlegende Aussage nicht 
mehr so selbstverständlich, wie sie es noch vor 
einigen Jahren war. Dipesh Chakrabartys 2022 
auch auf Deutsch erschienenes Buch The Cli-
mate of History in a Planetary Age (Deutsch: Das 
Klima der Geschichte im planetarischen Zeitalter) 
legt das Nachdenken über die Mittelpunktslage 
des Menschen in der Geschichte nahe.

Die Dezentrierung etablierter Perspektiven auf 
die Vergangenheit hat vielen wichtigen Ent-
wicklungen in der Geschichtswissenschaft in 
den vergangenen Jahrzehnten zugrunde gele-
gen. Das Denken und Handeln weniger privi-
legierter Gesellschaftsschichten hat verstärkte 
Aufmerksamkeit erhalten. Auch die Frage nach 
den Frauen in der Geschichte hat wesentlich zur 
Überwindung der Idee beigetragen, dass diese 
Geschichte das Werk «grosser Männer» sei. Der 
Nationalstaat ist in seiner Bedeutung als mass-
gebender Betrachtungsrahmen von Geschichte 
relativiert worden. Die Dominanz eurozentri-
scher Sichtweisen auf die Geschichte und auf 
den «Westen» als Ausgangs- und Referenzraum 
der wesentlichen Entwicklungen in den ver-
gangenen Jahrhunderten erodiert. Der indische 
Historiker Chakrabarty, seit 1995 Professor an 
der University of Chicago, hatte dazu bereits 
mit seinem Buch Provincializing Europe (2000) 
(Deutsch: Europa als Provinz) einen vielzitierten 
Beitrag geschrieben.

Nun sieht Chakrabarty die Notwendigkeit, in 
dieser Dezentrierung über die Menschheitsge-
schichte hinauszugehen und die herkömmliche 
Trennung von Kultur und Natur zu überwin-
den. Der Mensch ist spätestens seit der indus-
triellen Revolution ein geologischer Akteur 
geworden. Durch die Verbrennung fossiler 
Energieträger, durch topographische Umwäl-
zungen infolge von Rohstoffgewinnung oder 
durch die Vernichtung von Lebensräumen 
greift er in Entwicklungen ein, die bis dahin 
nicht nach Jahrhunderten, sondern nach Jahr-
millionen zählten. In verschiedenen Disziplinen 
wird deshalb seit einiger Zeit das Konzept eines 
neuen Erdzeitalters diskutiert. Wir leben dem-

nach im Anthropozän – dem Zeitalter men-
schengemachter planetarischer Veränderungen.
Dass die Erderwärmung und der Verlust an Bio-
diversität menschengemacht sind, bedeutet für 
Chakrabarty gerade nicht, dass ein anthropo-
zentrisches Geschichtsbild weiter gestärkt wird. 
Vielmehr legen diese Entwicklungen nahe, die 
Rolle der Menschheit im Rahmen der grösseren, 
planetarischen Geschichte zu denken. Natur ist 
nicht mehr Umwelt menschlichen Handelns. 
Durch sein Eingreifen in die Geosphären hat 
sich der Mensch zu einem Teil ungleich um-
fassenderer Entwicklungen gemacht. Und diese 
Entwicklungen haben nicht nur Auswirkungen 
auf das menschliche Leben, welche die Men-
schen nicht vorhersahen und nicht wollten. Sie 
haben das Potenzial, die Lebensgrundlagen der 
gesamten Menschheit zu bedrohen.

Die Menschheit ist existenziell darauf ange-
wiesen, sich als Teil eines grösseren Ganzen zu 
begreifen. Und das bedeutet für Chakrabarty 
auch, dass sie sich als eine Menschheit, als Gat-

tung – neben anderen Gattungen – begreift. Das 
läuft den herkömmlichen Einstellungen der Ge-
schichtswissenschaft entgegen, die differenziert 
auf Reiche, Nationen, Schichten, ethnische und 
religiöse Gruppen und bisweilen Individuen 
blickt. Bei seinem Plädoyer zur Überwindung 
des anthropozentrischen Geschichtsbildes weiss 
aber auch Chakrabarty, dass es eine politische 
Frage bleibt, wie die Menschen angesichts des 
Klimawandels und anderer ökologischer Krisen 
handeln. So ist die komplexe Aufgabe, vor die 
Chakrabarty die Geschichtsschreibung gestellt 
sieht, die Verbindung der Zeit der menschlichen 
Geschichte mit den immensen geologischen 
Zeiträumen der Geschichte des Planeten. Dass 
es für ein solches neues Geschichtsverständnis 
noch keine einfachen Anleitungen gibt, die sich 
etwa auch schon der Generation der Heran-
wachsenden an den Schulen vermitteln liessen, 
legt sein Buch ebenfalls offen.

Stephan Scheuzger  
Forschungsbeauftragter Geschichte am Liechtenstein-Institut

Gastkommentar

Die demografische Entwicklung 
stellt ein Problem für das Pensions-
system dar und verschärft den Ar-
beitskräftemangel. Sie hängt dabei 
von der Fertilitätsrate und der Le-
benserwartung ab. In dieser 
Hinsicht ist die «Babyboomer»-Ge-
neration auffallend, weil sie in einer 
Zeit geboren wurde, als die Gebur-
tenraten noch hoch waren, und seit 

damals in einer Zeitphase leben, in 
der die Lebenserwartung konstant 
angestiegen ist. 

Die Babyboomer sind in der oben 
abgebildeten Bevölkerungsstruktur 
für Liechtenstein (2022) in den Al-
tersklassen 50–69 sichtbar. Liechten-
steins Alterspyramide verformte sich 
in den letzten Jahrzehnten und würde 
mittlerweile eher als «Zwiebel» oder 

«Urne» bezeichnet (wie in den meis-
ten anderen wohlhabenden Staaten 
auch). Abgesehen davon lassen sich 
in Liechtenstein zwei weitere typi-
sche Bevölkerungsmuster erkennen: 
Der Frauenüberhang im höheren Al-
ter aufgrund der höheren weiblichen 
Lebenserwartung und der Jungen-
überhang wegen der leicht höheren 
Mädchensterblichkeit.

Gastkommentar 

Erstmalig: Eine Im-
portsteuer auf CO2 
Erstmals hat eine grosse Handelsmacht 
die Einführung einer Importsteuer oder 
eines Strafzolls auf CO2-Emissionen 
beschlossen. Die EU spricht allerdings 
lieber von einem CO2-Grenzausgleichs-
system. Seit dem 1. Oktober müssen die 
Importeure für Einfuhren in die EU von 
bestimmten Waren die CO2-Emissionen 
erheben und an die Europäische Kom-
mission melden. Ab 2026 wird dann 
schrittweise eine CO2-Abgabe auf diesen 
Importen erhoben. 

In der EU existiert bereits eine Steuer auf 
Kohlenstoff, aber eben nur innerhalb der 
EU. Kraftwerke und grosse Industrieanla-
gen zahlen für jede emittierte Tonne CO2. 
Dafür wurde ein Emissionshandelssys-
tem eingeführt. Mit Emissionszertifika-
ten, die etwa 90 Euro pro Tonne kosten, 
werden Anreize zur Reduktion von 
Emissionen geschaffen. Damit lastet die 
EU die Kosten der Umweltverschmut-
zung den Verursachern an und geht den 
Weg Richtung Kostenwahrheit – bravo. 
Allerdings besteht dabei die Sorge, dass 
strengere Umweltauflagen ihren Volks-
wirtschaften im globalen Wettkampf 
schaden. Unternehmen können in Län-
der abwandern, die keinen CO2-Preis 
haben, und die Europäer können ihre 
kohlenstoffintensiven Produkte aus 
Ländern ohne CO2-Preis beziehen. 
Zudem sind die Anreize für nicht EU-
Staaten gross, Trittbrettfahrer zu sein, 
also von den CO2-Reduktionen zu profi-
tieren, ohne selbst die dazu notwendigen 
Kosten tragen zu müssen.  

Mit dem CO2-Grenzausgleich soll diesen 
Sorgen begegnet werden. Die EU verfolgt 
damit folgende Ziele: Erstens will sie die 
Verlagerung von Produktion und Treib-
hausgasemissionen ins Ausland verhin-
dern. Zweitens will sie Wettbewerbs-
nachteile für die europäischen Produzen-
ten vermeiden. Drittens will sie andere 
Länder dazu bewegen, die CO2-Emissio-
nen ebenfalls zu bepreisen. Viertens will 
sie die Effektivität und Effizienz in der 
Klimapolitik verbessern. Klimaschutz ist 
eben das Paradebeispiel für ein globales 
Problem, das nur im Verbund gelöst 
werden kann. 

Die Kritik lässt nicht lange auf sich war-
ten. Die Lage im Welthandel sei schon 
heute kritisch, neue Barrieren völlig fehl 
am Platz. Daher könne die Einführung 
von Klimazöllen Handelsstreitigkeiten 
auslösen, wird bemängelt. Einige Länder 
bezeichnen die Massnahme als diskrimi-
nierend, als puren Protektionismus und 
plumpe Industriepolitik. Zudem habe das 
Grenzausgleichssystem das Potenzial, 
sich zu einem wahren Bürokratiemonster 
zu entwickeln.  

Dass der Grenzausgleich andere Länder 
aufschreckt, ist allerdings Teil des Pro-
gramms, ansonsten wäre er wohl wir-
kungslos. Der Grenzausgleich gilt grund-
sätzlich für Einfuhren aus allen Staaten 
ausserhalb der EU. Ausgenommen wer-
den Länder, die ein gleichwertiges Emis-
sionshandelssystem haben. Zu diesen 
Ländern gehört die Schweiz. Sie wird sich 
in den nächsten Jahren nicht am Grenz-
ausgleichssystem beteiligen, weil sie die 
regulatorischen und handelspolitischen 
Risiken als hoch einschätzt. Für Liechten-
stein als EWR-Mitglied hängt die Umset-
zung von der Frage ab, ob die Regelungen 
EWR-relevant sind.
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Arbeitskräftemangel: Die Berufslehre 
muss dringend aufgewertet werden 
Ob Hausbau oder Strassenbau, ob Spenglerei 
oder Sanitärinstallation, ob Schreiner oder Zim-
mermann, ob Beratung für Brillen oder Compu-
terkauf – in jeder Branche arbeiten in Liechten-
stein gut ausgebildete Fachleute. Zumeist ausge-
bildet in einer Berufslehre nach dem dualen 
Ausbildungssystem mit Berufsschule und Lehr-
stelle, später eventuell noch Weiterbildungen in 
berufsspezifischen Fachkursen. Jedes Jahr zeigt 
die Lehrabschlussfeier des Gewerbes, wenn die 
jungen Berufsleute ihr Diplom erhalten, wie 
reichhaltig das Angebot an Berufsmöglichkeiten 
ist.  

Dieser kurze Überblick könnte zur Annahme 
verführen, alles sei in bester Ordnung. Ist es aber 
nicht, denn der Mangel an qualifizierten Arbeits-
kräften machte auch um das Gewerbe keinen 
Bogen. Vielmehr suchen fast alle gewerblichen 
Unternehmen qualifizierte Arbeitskräfte. Die 
Bevölkerungsentwicklung hinterlässt nicht nur bei 
der AHV deutliche Spuren, die sich noch verschär-
fen werden, sondern ebenso bei der Rekrutierung 
von Arbeitskräften: Es gehen mehr Arbeitskräfte 
in den wohlverdienten Ruhestand, als Schulab-
gänger eine Berufslehre beginnen. Sie füllen die 
frei werdenden Arbeitsplätze nur teilweise aus.  

Zu dieser Bevölkerungsentwicklung kommt 
hinzu, dass Eltern ihren Nachkommen zuneh-
mend eine akademische Ausbildung empfehlen. 
Je mehr Schülerinnen und Schüler ein Studium 
anvisieren oder aufnehmen, umso mehr fehlen 
Lernende für die Berufsausbildung. Um Missver-
ständnissen vorzubeugen: Damit soll keineswegs 
das Studium gegen die Berufslehre ausgespielt 
werden, denn wir brauchen auch auf der akademi-
schen Ebene gut ausgebildete Führungskräfte in 
der Wirtschaft, Anwälte, Ärzte oder Architekten. 
Die Erfahrung aber zeigt, dass nicht alle Gymna-
siastinnen und Gymnasiasten nach der Matura 

eine akademische Laufbahn beschreiten oder 
dass etliche das Studium vorzeitig abbrechen. 
Dafür können sehr unterschiedliche Gründe 
ausschlaggebend sein. Möglicherweise hat das 
anvisierte Berufsfeld nicht den Erwartungen 
entsprochen, möglicherweise stand der Wunsch 
des Studiums im Vordergrund, weil eine universi-
täre Ausbildung in der Gesellschaft mehr Prestige 
als eine Berufslehre geniesst.  

Die Wirtschaftskammer hat in den vergangenen 
Jahren verschiedene Massnahmen getroffen, um 
die Berufslehre aufzuwerten. Den Schülerinnen 
und Schülern wird im Rahmen der Berufscheck-
Woche die gewerbliche Berufswelt realistisch 
gezeigt. Mit «100pro!» hat die Wirtschaftskammer 
eine Institution geschaffen, die mit ihren Angebo-
ten sowohl den Lehrlingen als auch den Lehrbetrie-
ben entgegenkommt. Weil sich auch die gewerbli-
che Wirtschaft zunehmend spezialisiert, hätten 
ohne Verbundlehre einige Berufe gar nicht mehr für 
eine Ausbildung angeboten werden können. 
Unsere Überzeugung ist, dass wir einen zukunfts-
gerichteten Weg eingeschlagen haben. Die «Agen-
da Werkplatz 2025plus», konzipiert als Zukunfts-
strategie für die gewerbliche Wirtschaft, weist 
deshalb der Berufsbildung und der beruflichen 
Weiterbildung einen wichtigen Stellenwert zu.  

Aber wir sind uns bewusst, dass es noch weitere 
Anstrengungen braucht. Ein Blick über unsere 
Landesgrenzen zeigt, wie andere Länder, Bundes-
länder oder Regionen die Notwendigkeit erkannt 
haben, die Berufsausbildung aufzuwerten. Zum 
Beispiel plant der Freistaat Bayern, die Berufsaus-
bildung bis zur Meisterprüfung kostenlos  anzu-
bieten, vergleichbar mit den kostenlosen Studien-
plätzen. Ein solches Modell halten wir auch für 
Liechtenstein für denkbar. Damit würde die 
Berufsausbildung aufgewertet, aber auch die 
Wettbewerbsfähigkeit unseres Gewerbes gegen-
über den gewerblichen Unternehmen in der 
unmittelbaren Nachbarschaft gestärkt. Nicht 
zuletzt könnte damit die Berufsbildung, wenn es 
um das gesellschaftliche Ansehen und Prestige 
geht, eine Aufwertung gegenüber einer akademi-
schen Ausbildung erfahren. Vorhanden ist bereits 
die Möglichkeit, über eine Berufsausbildung eine 
höhere Fachhochschule oder gar eine Universität 
zu absolvieren. Gerade solche Fachkräfte, die 
einen Beruf von Grund auf gelernt und sich dann 
auf verschiedenen Ebenen weitergebildet haben, 
braucht unsere Wirtschaft. Einfachere Arbeiten 
werden in Zukunft noch stärker als bisher von 
Maschinen, Apparaten oder Robotern erledigt. 
Aber an der Spitze braucht es helle und gut ausge-
bildete Köpfe, die diese Hilfsmittel produktiv und 
gezielt einzusetzen wissen. 

«Die Zukunftsstrategie  
«Agenda Werkplatz 2025plus» 

weist der Berufsbildung und der 
beruflichen Weiterbildung einen 

hohen Stellenwert zu.»

Martin Meyer, Präsident Wirtschaftskammer 
 

Martin Meyer, Präsident 
der Wirtschaftskammer 
Liechtenstein

Andreas Brunhart 
Ökonom am Liechtenstein-Institut

Peter Eisenhut 
Ökonom und  
Präsident der  
Stiftung Zukunft.li

«Babyboomer» dominieren Liechtensteins Altersstruktur

Gastkommentar 

Fragwürdige  
Kita-Subventionen  
Die demografische Entwicklung und der 
damit verbundene akute Arbeitskräfte-
mangel befeuern die Diskussion um die 
Erwerbsbeteiligung von Männern und 
insbesondere von Frauen. Es stellt sich 
die Frage, welche politischen Massnah-
men am geeignetsten sind, um die 
Erwerbstätigkeit von Müttern zu stei-
gern. Denn obwohl die Aufteilung in den 
letzten 10 Jahren etwas gleichberechtig-
ter geworden ist, bleibt das traditionelle 
Modell das am meisten gewählte: Die 
Väter arbeiten mehrheitlich Vollzeit  
(80 Prozent), während die Mütter Teil-
zeit oder gar nicht erwerbstätig sind 
(ebenfalls 80 Prozent).  

Die Stiftung Zukunft.li hat zur Frauen -
erwerbstätigkeit in Liechtenstein im 
Frühjahr 2021 ein Impulspapier ver -
öffentlicht. Besondere Merkmale sind 
die geringe Erwerbstätigkeit der Frauen 
(rund 70 Prozent) und die nur margina-
len Veränderungen in den letzten Jahren. 
Wenn Frauen nach der Geburt des ersten 
Kindes wieder ins Erwerbsleben einstie-
gen, dann arbeiten sie vorwiegend bis zur 
Pensionierung in einem reduzierten 
Pensum.  

Wie könnte die Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und im Speziellen von Müttern 
erhöht werden? In der Schweiz entschei-
det am 1. März der Nationalrat über ein 
massives Subventionspaket, um die 
Kitatarife bis zu 20 Prozent zu senken. 
Eine aktuelle Analyse von Josef Zwei-
müller von der Universität Zürich hat 
selbst den Autor überrascht und frus-
triert. Denn die Hoffnung, dass man mit 
staatlich unterstützten tieferen Tarifen 
für Kitas die Beschäftigung der Frauen 
anheben könnte, hat sich nicht bestätigt. 
Der Effekt liegt fast bei null. Diese Er-
kenntnis wird durch einen Blick auf 
Österreich untermauert. Obwohl in 
unserem Nachbarland die staatlichen 
Finanzspritzen deutlich grosszügiger 
ausfallen, haben die Mütter ihre Er-
werbstätigkeit kaum ausgeweitet. Und  
in Liechtenstein sind die finanziellen 
Rahmenbedingungen sowohl für Fremd-
betreuungskosten als auch für die Steuer-
belastung aufgrund eines Zweiteinkom-
mens sehr attraktiv und trotzdem liegt 
die Frauenerwerbsquote im europäi-
schen Vergleich im hinteren Mittelfeld.  

Kita-Subventionen machen dann Sinn, 
wenn das Zusatzeinkommen von den 
Betreuungskosten und höheren Steuern 
weggefressen wird. Höhere staatliche 
Unterstützungen nach dem Giesskan-
nenprinzip bewegen die Mütter aber 
offenbar nicht zu einer Aufnahme der 
Erwerbsarbeit oder zu einer nennens-
werten Erhöhung ihrer Pensen. Das 
Problem, wenn man es als solches be-
zeichnen will, liegt offensichtlich tiefer 
oder an anderen Orten begraben. Ge-
mäss dem Autor der aktuellen Studie 
dominiert nach wie vor eine traditionelle, 
konservative Denkweise bezüglich der 
Rollenverteilung.  

Nichtsdestotrotz: Es gibt viele gute 
Gründe, um das wirtschaftspolitische 
Ziel «Erhöhung der Erwerbsbeteili-
gung der Frauen» zu verfolgen. Dabei 
bleibt unklar, welcher Mix von fami -
lienpolitischen Massnahmen dafür 
geeignet ist. Einmal mehr erweisen 
sich aber staatliche Finanzspritzen 
nicht als das Gelbe vom Ei. 

Peter Eisenhut 
Ökonom und  
Präsident Stiftung 
Zukunft.li

Die Grafik zeigt die Entwicklung 
des realen Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) pro beschäftigte Person in 
Vollzeitäquivalenten (VZÄ) – eine 
Kennzahl für die Produktivität in ei-
ner Volkswirtschaft. Um die länger-
fristige Entwicklung besser kennt-
lich zu machen, wird ein Trend 
 berechnet und dargestellt. Im Jahr 
2021 lag das Produktivitätsniveau 

mit rund 191 000 CHF unter jenem 
der Jahre 1999, 2007 oder 2018 
 (gemessen in Preisen von 2021) 
und nur noch leicht über dem Ni-
veau der Schweiz. Nachdem das 
Produktivitätswachstum (Wachs-
tumsrate des Trends von BIP pro 
VZÄ) in Liechtenstein bis in die 
1990er-Jahre sehr hoch gewesen 
war, nahm es danach in der Ten-

denz stark ab und pendelte sich in 
den letzten Jahren bei ungefähr  
0 Prozent ein. Das niedrige Produk-
tivitätswachstum ist ein wesent -
licher Faktor für die insgesamte 
Verlangsamung des liechtensteini -
schen Wirtschaftswachstums. Wei-
tere Faktoren für das gegenwärtig 
schwächere Wachstum sind der 
 demografische Wandel und das 

 weniger  dynamische globale 
Wirtschaftswachs tum. 
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Private Altersvorsorge: Sicher  
durch Berufsleben und Pension 
Über zehn Jahre hat es gedauert, bis Liechten-
steins Rentnerinnen und Rentner im Januar 
wieder in den Genuss einer AHV-Erhöhung 
gekommen sind. Dass dies ein richtiger und 
wichtiger Schritt war, steht ausser Frage. Kurz 
darauf wurde aber bekannt, dass die AHV auf-
grund der negativen Börsenentwicklung im 
vergangenen Jahr einen Verlust von über  
400 Millionen Franken hinnehmen musste. 
Liechtensteins wichtigstes Sozialwerk steht zwar 
immer noch auf finanziell gesunden Beinen, 
jedoch auch vor grossen Herausforderungen. Die 
Angehörigen der Babyboomer-Jahrgänge kom-
men nach und nach ins Rentenalter. Also müssen 
in den kommenden Jahren weniger Beitragszah-
ler für mehr Pensionisten aufkommen. Ohne der 
Politik vorgreifen zu wollen, scheint es derzeit so, 
dass grössere Rentenerhöhungen in Zukunft eher 
die Ausnahme als die Regel sein werden. Unter 
Druck sind aber auch die Pensionskassen auf-
grund von Börsenentwicklungen und demografi-
schem Wandel und damit die Umwandlungssät-
ze, mit denen die Versicherten rechnen dürfen. 

Wer seinen Lebensstandard nach dem Eintritt ins 
Rentenalter halten möchte, ist also mehr denn je 
auf die private Vorsorge, die dritte Säule, ange-
wiesen. Doch dieses Unterfangen gestaltet sich 
ebenfalls schwieriger als noch vor einigen Jahren. 
Auch privaten Aktiensparern kommt die Entwick-
lung an den Märkten alles andere als entgegen. 
Gleichzeitig steigen die Hypothekarzinsen, was 
die Attraktivität von Immobilieninvestitionen 
schmälert, und die Zinsen auf Sparkonten oder 
Festgelder steigen lange nicht im gleichen Mass.  

Viele Versicherungsunternehmen bieten aber 
zusätzliche Möglichkeiten zum Aufbau von 

privatem Alterskapital – mit einer Reihe weiterer 
Vorteile. Die verschiedenen Arten der Spar-
 Lebensversicherungen ermöglichen einen länger-
fristigen Vermögensaufbau und sichern sowohl 
für das Alter als auch für den Todesfall ab. Ver-
stirbt der Versicherte während der Vertragslauf-
zeit, wird das angesparte Kapital an seine Hinter-
bliebenen oder Personen seiner Wahl ausgezahlt, 
es kann aber beispielsweise auch in eine Stiftung 
fliessen. Lebt er zum Ende der Laufzeit noch – 
was sicher alle Seiten hoffen –, erfolgt die einmali-
ge Auszahlung des angesparten und durch Rendi-
ten vermehrten Kapitals. Zwischen einer Einmal-
zahlung und einer lebenslangen Rente wählen 
kann hingegen, wer sich beispielsweise für eine 
fondsgebundene Rentenversicherung entschei-
det. Wählt er die Rente, erhält der Versicherungs-
nehmer zusätzlich zu AHV und Pensionskasse 

eine dritte monatliche Auszahlung. Bei der Viel-
zahl der Angebote den Überblick zu behalten, ist 
nicht immer einfach. Was aber klar ist: Jeder und 
jede sollte eine zusätzliche Absicherung für das 
Alter haben, welche die gesetzlichen Modelle 
ergänzt. Daher lohnt es sich, den Rat eines Versi-
cherungs- und Finanzexperten einzuholen. Denn 
so verschieden wie Lebenssituationen und Be-
dürfnisse sein können, so vielfältig sind auch die 
Vorsorgemodelle. Mit professioneller Beratung 
findet jeder und jede die individuell am besten 
passende Lösung. Was aber auch klar ist: Es gibt 
im Erwerbsleben kein falsches Alter, um mit dem 
Ansparen einer dritten Säule zu beginnen. Wer 
relativ frisch ins Berufsleben eingestiegen ist, 
kann zwar vielleicht nur kleine Beträge einzahlen, 
profitiert aber von langjährigen Renditen. Wer 
später einsteigt, kann vermutlich höhere monatli-
che Einzahlungen tätigen und profitiert ebenfalls 
von der Rendite. Auch dies ist ein Grund dafür, 
dass sich ein Beratungsgespräch mit dem Ziel 
einer individuellen Lösung stets anbietet. So 
überstehen Sie turbulente Zeiten an den Märkten 
bestmöglich, profitieren in wirtschaftlich prospe-
rierenden Zeiten von einer ansehnlichen Rendite 
und im Alter vom guten Gefühl, sich und Ihre 
Lieben abgesichert zu wissen. 

I  Freitag, 24. Februar 2023

«Jeder und jede sollte eine 
 zusätzliche Absicherung für  
das Alter haben, welche die 
 gesetzlichen Modelle ergänzt.  
Es lohnt sich, den Rat eines 
 Versicherungs- und 
 Finanzexperten einzuholen.»

Caroline Voigt  
Geschäftsführende Präsidentin des 
 Liechtensteinischen Versicherungsverbandes  
 

Caroline Voigt  
Geschäftsführende 
Präsidentin des LVV

Martin Geiger 
Ökonom am  
Liechtenstein-Institut

Produktivität in Liechtenstein hoch, aber stagnierend

Wirtschaft Regional, 24. Februar 2023
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Post- und  
Zollvertrag im 

Vergleich

«Der Postvertrag  
ist gleichsam der  
ältere Bruder des  

Zollvertrags.»

In diesen Tagen feiert der Zollvertrag seinen 
100. Geburtstag. Rund zwei Jahre zuvor, im 
November 1920, hatten Liechtenstein und 
die Schweiz den Postvertrag geschlossen: Das 
Übereinkommen «betreffend die Besorgung 
des Post-, Telegraphen- und Telephondiens-
tes im Fürstentum Liechtenstein durch die 
schweizerische Postverwaltung».

Beide Verträge garantierten Liechtenstein 
die gleiche Behandlung wie der Schweiz. 
Im Falle des Postvertrags bedeutete dies im 
Wesentlichen, dass für Anrufe von Liechten-
stein in die Schweiz und umgekehrt derselbe  
Tarif wie für ein Gespräch in der Schweiz galt 
und Briefe von Liechtenstein in die Schweiz 
gleichviel kosteten wie solche innerhalb der 
Schweiz. Als Bedingung für diese Gleich- 
berechtigung verlangten sowohl der Zoll- als 
auch der Postvertrag, dass die einschlägigen 
Schweizer Normen auch in Liechtenstein  
gelten. 

Neuverhandlung des Postvertrags
Nach langen Verhandlungen schlossen die 
Vertragspartner 1978 einen neuen Postver-
trag. Die Schweiz wünschte nämlich die «vol-
le Abgeltung der von den PTT-Betrieben für 
Liechtenstein erbrachten Leistungen». Sie be-
hauptete, 1920 sei «den ungleichen Grössen-
verhältnissen der beiden Staaten in Bezug auf 
die Kostenanrechnung zu wenig Beachtung 
geschenkt worden.» Liechtenstein zahle seit 
seinem «wirtschaftlichen Aufschwung» zu 
wenig an die Schweizer Infrastruktur. 1978 
erhielt Liechtenstein dafür die ausdrückliche 
Anerkennung des Post- und Fernmelderegals. 
Dadurch war nun klar, dass Liechtenstein 
Radio- und Fernsehkonzessionen erteilen 
und die Gebühren einziehen durfte.
 
Änderungen mit dem EWR-Beitritt
Wegen des EWR-Beitritts wurden der Zoll- 

und der Postvertrag per 1. Mai 1995 geän-
dert. Zudem wurden zu beiden Verträgen 
zusätzliche Vereinbarungen getroffen. Diese 
sahen vor, dass in Liechtenstein Schweizer 
Recht und EWR-Recht nebeneinander An-
wendung finden. Beim Abweichen des EWR-
Rechts sollte für Liechtenstein im Verhältnis 
zu den Partnern des EWR-Abkommens das 
EWR-Recht angewendet werden und nicht 
das widersprechende Schweizer Recht. Trotz 
dieser Freiheit wünschte Liechtenstein bald 
das Ende des Postvertrags. Die Regierung war 
bereits 1996 zum Schluss gekommen, dass die 
mit dem EWR-Beitritt eingegangene Pflicht 

zur Liberalisierung des Fernmeldewesens eine 
rasche Neuausrichtung des Telekommuni-
kationsrechts verlangte und das Land eigene  
Behörden errichten musste. 

Per 31. März 1999 lösten die Schweiz und 
Liechtenstein den Postvertrag einvernehm-
lich auf. Der Zollvertrag ist hingegen heute 
noch in Kraft. Er sieht nur für den Zolldienst 
die Besorgung durch Schweizer Behörden vor. 
Da der EWR keine Zollunion ist, ist hier das 
Reibungspotenzial auf Ebene Staatsvertrag 
geringer, als es dies beim Postvertrag war.

Gastkommentar

Patricia Schiess
Forschungsbeauftragte Recht  

am Liechtenstein-Institut
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Haben Andorra und San Marino nun den 
besseren Europa-Deal als Liechtenstein? 
Experte Baur erklärt, was das neue Abkommen der Mikrostaaten zur EU bedeutet – und weshalb Norwegen sie nicht im EWR haben wollte. 

Elias Quaderer 
 
Zwei Mikrostaaten feiern einen 
aussenpolitischen Erfolg: Nach 
jahrelangen Verhandlungen ver -
kündeten am 12. Dezember  An-
dorra und San Marino in Brüs-
sel, dass sie sich mit der EU über 
ein umfassendes Assoziierungs-
abkommen geeinigt haben. Das 
Abkommen gewährt den bei -
den Ländern den vollen Zugang 
zum Binnenmarkt der EU, so 
wie ihn auch die drei EWR-Staa-
ten Liechtenstein, Norwegen 
und Island haben. Nach Ansicht 
des EU-Kommissionsvizepräsi-
denten Maros Sefcovic geht der 
Deal mit San Marino und An-
dorra sogar noch einen Schritt 
weiter als jener mit den EWR-
Staaten. Es sei das «umfas-
sendste Abkommen, das die EU 
je mit Drittstaaten geschlossen 
hat», eine Art «EWR Plus». 

Heisst das, dass die beiden 
Kleinstaaten nun den besseren 
Europa-Deal als Liechtenstein 
haben? Georges Baur, Europa-
experte und Forscher am Liech-
tenstein-Institut verneint. Nach 
seiner Einschätzung enthält das 
Abkommen keine konkreten 
Vorzüge gegenüber Liechten-
steins EWR-Lösung. 

Einwanderungsquote nach 
Liechtensteiner Vorbild 
Rein technisch gesehen sei die 
Bezeichnung «EWR+» aber zu-
treffend: Andorra und San Ma-
rino werden künftig engere Be-
ziehungen zur EU unterhalten 
als die EWR-Staaten. Dies erge-
be sich unter anderem dadurch, 

dass die beiden Staaten durch 
eine Zollunion sowie einen 
Wäh rungsvertrag mit der EU 
verbunden sind.  

Baur zweifelt allerdings, ob 
eine Annäherung an die EU in 
diesen Bereichen auch im Inte-
resse Liechtensteins wäre. «Die 
Zollunion und den Währungs-
vertrag haben wir derzeit mit 

der Schweiz und es bestehen 
meines Wissens keine politi-
schen Wünsche, dies zu än-
dern.» 

In einem umstrittenen 
Punkt orientiert sich der Deal 
von Andorra und San Marino 
mit der EU sogar an Liechten-
stein: bei der Personenfreizügig-
keit. Die beiden kleinen, aber 

wohlhabenden Staaten befürch-
teten nämlich, dass sie im Falle 
eines freien Personenverkehrs 
von Arbeitsmigranten aus der 
EU überrannt werden.  

Nun konnte aber eine Lö-
sung gefunden werden: Analog 
zu Liechtenstein erhalten An-
dorra und San Marino feste Ein-
wanderungsquoten für EU-Bür-

gerinnen und -Bürger. Zudem 
haben die beiden Staaten in die-
sem Bereich lange Übergangs-
fristen vereinbart und können 
während dieses Zeitraums auch 
weiterhin verlangen, dass Zuzü-
ger Strafregisterauszüge vorle-
gen. «Dies ist ein grosses Zuge-
ständnis der EU», so Baur. 

Misstrauen der EU bei 
Finanzvorschriften 
Im Bereich der Finanzdienstvor-
schriften zeigte sich die EU hin-
gegen hart: Innerhalb von zehn 
Jahren müssen San Marino und 
Andorra sämtliche Regulatorien 
der EU übernehmen. Dies ge-
schieht unter enger Begleitung 
durch die europäischen Finanz-
aufsichtsbehörden. Für Baur ist 
dies ein Ausdruck vom Miss-
trauen «grösserer Nachbarstaa-
ten gegenüber den kleineren, 
dass diese eine griffige Aufsicht 
betreiben respektive betreiben 
können».  

Andere am Binnenmarkt 
teilnehmende EU-Mitgliedsstaa -
ten und auch das EWR-Dreier-
gespann Liechtenstein, Norwe-
gen und Island hatten dagegen 
30 Jahre Zeit, um ihren Finanz-
dienstleistungssektor zu entwi-
ckeln und Schritt für Schritt die 
Änderungen mitzuvollziehen. 

Norwegen «torpedierte» 
Beitritt zum EWR 
Mit Blick auf diese Bedingun-
gen stellt sich die Frage: Wären 
Andorra und San Marino nicht 
besser gefahren, wenn sie sich 
für das Liechtensteiner Modell 
entschieden und sich um eine 

EWR-Mitgliedschaft bemüht 
hätten?  

Tatsächlich hätte es anfangs 
auch die EU bevorzugt, wenn 
die beiden Mikrostaaten dem 
EWR beigetreten wären, erläu-
tert Europaexperte Baur. Doch 
diese Option wurde von Norwe-
gen «torpediert». Oslo hatte 
Zweifel, ob Andorra und San 
Marino für eine solche Mitglied-
schaft gewappnet wären. Aber 
es gibt noch einen weiteren 
Grund, weshalb Norwegen 
grundsätzlich dagegen ist, dass 
weitere Staaten dem «EWR-
Club» beitreten: Der Europäi-
sche Wirtschaftsraum ist in der 
norwegischen Politik ein innen-
politischer Kompromiss . «Er ist 
die Position zwischen jenen, die 
der EU beitreten und jenen, die 
höchstens etwas ‹bilaterales› 
wollen», erklärt Baur. Und jedes 
weitere EWR-Mitglied könnte 
diesen innenpolitischen Kom-
promiss «stören». 

Andorra stimmt im Herbst 
2024 über EU-Deal ab 
Trotz alledem ist Baur aber 
überzeugt: Andorra und San 
Marino konnten ein gutes Ab-
kommen mit der EU aushan-
deln. Es sei «die bestmögliche 
Vorbedingung, um inskünftig 
eine gedeihliche wirtschaftliche 
Entwicklung zu garantieren».  

Von diesen Vorzügen des 
Abkommens müssen allerdings 
auch die Bürger Andorras über-
zeugt werden: Im Herbst 2024 
findet im Pyrenäenstaat eine 
Volksabstimmung über den EU-
Deal statt. 

Nach der Einschätzung von Georges Baur enthält das Abkommen von Andorra und San Marino mit der 
EU keine Vorzüge gegenüber Liechtensteins EWR-Lösung. Bild: Daniel Ospelt (18.3.2019)

Mühle-Sanierung sorgte für erhebliche Kritik im Gemeinderat 
Das Projekt zum Erhalt des Landgasthofes Mühle in Vaduz sei nicht zukunftsfähig, nicht nachhaltig und nicht ehrlich budgetiert. 

Der Landgasthof Mühle bleibt 
stehen. Das verkündete die Ge-
meinde Vaduz Ende November 
per Medienmitteilung. Der 
2020 einstimmig von dem alten 
Gemeinderat dem Abriss ge-
weihte Gasthof soll nun für 3,4 
Millionen Franken «pragma-
tisch ertüchtigt» werden. So be-
schloss es der neue Gemeinde-
rat. Wie die Gemeinde damals 
auf Nachfrage erklärte, fiel der 
Entscheid mit 6 zu 7 Stimmen 
jedoch denkbar knapp aus, was 
darauf schliessen liess, dass er-
hebliche Zweifel an dem Projekt 
bestehen. Tatsächlich gebe es 
Bedenken wegen der Folgekos-
ten, die der Gemeinde durch die 
Investition in die Mühle entste-
hen, liess die Gemeinde Vaduz 
auf weitere Nachfrage wissen. 

Weitere Sanierungen  
über Unterhalt abrechnen? 
Aus dem kurz vor Weihnachten 
veröffentlichten Sitzungsproto-
koll des Gemeinderates geht 
nun hervor, dass zahlreiche wei-
tere Kritikpunkte am Projekt auf 
den Tisch gekommen sind.  

Ganz offensichtlich ist be-
reits heute klar, dass es mit der 
sogenannten «pragmatischen 

Ertüchtigung» nicht getan sein 
wird. Gemäss Protokoll erklärte 
der als Gast zur Sitzung 
geladene Projektleiter Hochbau, 
dass Massnahmen wie beispiels-
weise die Sanierung von Rissen 
in der Fassade oder der Einbau 
neuer Fenster für  die Wiederan-
siedlung eines Gastronomiebe-
triebes «nicht zwingend erfor-
derlich» sind.  Das alles könne 
«im Laufe der Zeit über die In-
vestitions- oder Unterhaltskos-
ten» erledigt werden.  

Die in den nächsten 20 Jah-
ren zu erwartenden Investitions-
kosten wurden dem Gemeinde-
rat aber nicht vorgelegt. Dass 
diese über den Unterhalt ver-
bucht werden sollen, sei unehr-
lich, kritisierte ein Gemeinde-
ratsmitglied. 

Fossile Heizung ohne  
energetische Sanierung 
Ein weiterer Schritt, um die Mil-
lionensanierung möglichst nicht 
als solche aussehen zu lassen, 
geht auf Kosten der ökologi-
schen Nachhaltigkeit. Gemein-
derätin Christine Tinner-Ram-
pone (FBP) bemängelte gemäss 
Protokoll, dass nichts in Sachen 
«Energietechnik» und «Nach-

haltigkeit» in die Sanierung mit-
einbezogen wird. Ihrer Vorbild-
funktion und dem Energiestadt-
Label werde die Gemeinde da-
mit nicht gerecht, kritisierte ein 
weiteres Ratsmitglied.  

Tatsächlich soll sogar die 
fossile Heizanlage des 1976 er-
stellten Gebäudes «instand ge-
setzt» und weiterbetrieben wer-
den. Ob dies nach der Abände-
rung des Baugesetzes, die am 21. 
Januar zur Abstimmung steht, 
überhaupt noch ohne weitere 
Sanierungsmassnahmen erlaubt 
wäre, ist fraglich. 

Tinner-Rampone: Bessere 
Projekte wurden unterbreitet 
Doch auch der gesellschaftliche 
Mehrwert eines gemeindeeige-
nen Gastronomiebetriebes in 
der Mühle wurde hinterfragt.  

Der Gemeinde wären Vor-
schläge von Dritten für zu-
kunftsfähige Projekte unterbrei-
tet worden, betonte FBP-Ge-
meinderätin Tinner-Rampone. 
«Beispielsweise Alterswohnun-
gen, Kinderbetreuungsplätze 
oder andere interessante Ange-
bote und Möglichkeiten» hätten 
entstehen können. Um jedoch 
den Gastronomiebetrieb im be-

stehenden Mühle-Charme zu 
ermöglichen, muss auch ein 
Grossteil der Liegenschaft unge-
nutzt stehen bleiben. Ein Teil-
rückbau wäre aufgrund der ver-
zahnten Bauweise viel zu teuer 
gekommen. Tinner-Rampone 
sprach in diesem Zusammen-
hang von einem «Geisterhaus», 
welches für die nächsten 20 Jah-
re bestehen werde. 

Muss Gemeinde Vaduz  
ein Restaurant betreiben? 
Ob in Vaduz überhaupt Bedarf 
für ein weiteres Restaurant be-
steht, stellte Tinner-Rampone 
indes in Frage. Ein anderer Ge-
meinderat war der Ansicht, dass 
es jedenfalls nicht die Aufgabe 
der Gemeinde wäre, einen Res-
taurantbetrieb zu führen. 

Ein weiterer Gemeinderat 
sieht auch eine grosse Heraus-
forderung darin, einen Pächter 
zu finden. Zwar hat laut Bürger-
meisterin Petra Miescher ein In-
teressent «kurz sein Interesse 
zur Pacht bekundet». Das kriti-
sche Ratsmitglied verwies aber 
darauf, dass Fragen wie Pacht-
zins oder Nebenkosten noch gar 
nicht angesprochen worden sei-
en. Vorschläge über die Höhe ei-

nes möglichen Pachtzinses lä-
gen dem Gemeinderat auch 
nicht vor. 

Miescher verliest  
E-Mail der IG Mühle 
Ob die Befürworter Argumente 
für die Mühle-Sanierung in die 
Diskussion einbrachten und 
welche das waren, geht aus dem 
Gemeinderatsprotokoll nicht 
hervor.  

Auf Anfrage des «Vater-
lands» hiess es Ende November 
seitens der Gemeinde nur, dass 
«von der Bevölkerung» immer 
wieder der Wunsch geäussert 

worden sei, das seit 2018 ge-
schlossene Restaurant im Quar-
tier Mühleholz zu erhalten. 

Gemäss Sitzungsprotokoll 
verlas Bürgermeisterin Petra 
Miescher eingangs die E-Mail ei-
nes Vertreters der IG Mühle, die 
Gruppierung um Altbürgermeis-
ter Karlheinz Ospelt. In der  
E-Mail ermutige der IG-Vertre-
ter den Gemeinderat dazu, 
«sich der speziellen Bedeutung 
des Restaurants Mühle, beson-
ders für Seniorinnen und Senio-
ren, bewusst zu werden». 

Auf Antrag von Jakob Becker 
(Freie Liste) beschloss der Ge-
meinderat, das Abstimmungser-
gebnis namentlich zu publizie-
ren. Für die Mühle-Sanierung 
stimmten: Bürgermeisterin Pe-
tra Miescher (VU), Florian Meier 
(FBP), André Rumpold (FBP), 
Josef Feurle (VU) Antje Moser 
(VU), Daniela Ospelt (VU) und 
Pascal Büttiker (DpL). 

Dagegen waren Ruth Ospelt-
Niepelt (FBP), Priska Risch-
Amann (FBP), Christine Tinner-
Rampone (FBP), Philip Thöny 
(FBP), Natascha Söldi (VU) und 
Jakob Becker (FL). 
 
David Sele

Gemeinderätin Christine 
Tinner–Rampone (FBP). 

Bild: Daniel Schwendener 
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Eingetrübter Wachstumsausblick 
Das heimische Wirtschaftswachstum verlangsamt sich, wie aus dem «Wachstumsmonitor 2022» des Liechtenstein-Instituts hervorgeht. 

Dunja Goop 
 
Wie steht es um das wirtschaft-
liche Wachstum in Liechten-
stein? Dieser und anderen Fra-
gen gingen die beiden Öko- 
nomen des Liechtenstein-
Instituts, Andreas Brunhart und 
Martin Geiger, in der dritten 
Auflage des «Wachstumsmoni-
tors» auf den Grund. Die Publi-
kation bündelt insgesamt 75 In-
dikatoren, welche die langfristi-
ge Wachstumsentwicklung der 
liechtensteinischen Volkswirt-
schaft aus verschiedenen Blick-
winkeln abbilden. Für den 
jüngsten «Wachstumsmonitor» 
wurden die Indikatoren um die 
derzeit aktuellen Themen Bio-
diversität, Klimawandel und 
Energie erweitert. 

Hoher Wohlstand, langsamer 
wachsende Wirtschaft 
Anlässlich der gestrigen Prä-
sentation der Publikation ka-
men Martin Geiger und An-
dreas Brunhart zu dem Fazit: 
Der Wohlstand in Liechten -
stein ist extrem hoch, die Wirt-
schaft wächst weiter, wenn-
gleich nicht in einem so hohen 
Tempo wie auch schon. «Be-
reits seit der Jahrtausend -
wende steigt das Produktions-
wachstum nicht mehr so stark 
an. Ein Wohlstandsphänomen, 
welches auch in anderen  
Ländern beobachtet werden 
kann», erklärte Andreas in die-

sem Zusammenhang Brun-
hart. Gleichwohl stellten die 
beiden Ökonomen fest, dass 
die liechtensteinische Volks-
wirtschaft durch die Finanz-
krise ausgelöste Hänger in 
puncto Wachstum und Pro-
duktivität gut überwunden 
habe. 

Auch wenn die Wachs-
tumsentwicklung in Liechten-
stein als positiv bewertet wer-

den könne, würden im Lichte 
der «gegenwärtigen makro-
ökonomischen sicherheitspo-
litischen und ökologischen 
Herausforderungen die Span-
nungsfelder für das heimische 
Wirtschaftswachstum sichtba-
rer und drängender». Daher 
müsse die grundsätzlich posi-
tive Bewertung des liechten-
steinischen Wirtschaftswachs-
tums unter Berücksichtigung 

zahlreicher Einschränkungen 
gesehen werden. 

Schwächere  
Wachstumssignale 
Gerade am aktuellen Rand 
habe sich die Wachstumsent-
wicklung eingetrübt und die po-
sitive Tendenz der wichtigsten 
Indikatoren für aggregiertes 
Wirtschaftswachstum sei abge-
flacht. So würde etwa das Brut-

toinlandsprodukt (BIP) insge-
samt schwächere Wachstums-
signale liefern. Gründe dafür 
könnten etwa im relativ schwa-
chen Produktivitätswachstum 
oder in der verhaltenen Ent-
wicklung des Finanzdienstleis-
tungssektors verortet werden, 
so die Ökonomen. Insbesonde-
re hätten sich allerdings auch 
die Rahmenbedingungen im 
Sinne des makroökonomischen 
Umfelds verändert. Positiv kön-
ne indes festgehalten werden, 
dass die Coronarezession 2020 
nur einen zeitlich begrenzten 
BIP-Einbruch ausgelöst habe, 
der zu einem Grossteil schon 
wieder kompensiert worden 
sei. 

Arbeitsmarkt ist Rückgrat 
der FL-Volkswirtschaft 
Auch weitere positive Aspekte 
wurden benannt – etwa der star-
ke, liquide Arbeitsmarkt in 
Liechtenstein, welchen Martin 
Geiger gestern als «ganz starkes 
Rückgrat der Liechtensteiner 
Volkswirtschaft» bezeichnete. 
Der sehr gut ausgelastete heimi-
sche Arbeitsmarkt sei auch im 
internationalen Vergleich sehr 
stark und eine Ausnahme.   

Ein Indikator, welcher beim 
aktuellen Wachstumsmonitor 
zum ersten Mal betrachtet wor-
den ist, befasst sich derweil  
mit dem Anteil der fossilen 
Energie am Gesamtverbrauch 
von Energie in Liechtenstein. 

Dazu Martin Geiger: «Über eine 
langfristige Betrachtung sehen 
wir, dass der Anteil an fossiler 
Energie insgesamt zurückgeht, 
und zwar von 75 auf 50 Pro-
zent.» Dies bedeute, dass sich 
die Bemühungen, welche Liech-
tenstein unternimmt, nunmehr 
niederschlagen würden. Mit 
Blick auf die von Liechtenstein 
angestrebten Energie- und Kli-
maziele sehe man aber auch, 
«dass noch grosse Herausforde-
rungen vor uns liegen». 

 

Hinweis: 
Der «Wachstumsmonitor – Aus-
gabe 3 (2022)» kann auf der 
Website des Liechtenstein-In-
stituts unter Publikationen ein-
gesehen werden. 

Präsentierten den Wachstumsmonitor 2022: Martin Geiger (l.) und Andreas Brunhart, ihres Zeichens 
Ökonomen am Liechtenstein-Institut. Bild: Tatjana Schnalzger

Andreas Brunhart 
Liechtenstein-Institut 
 

«Seit der Jahrtau-
sendwende steigt das 
Produktionswachs-
tum nicht mehr so 
stark an. Ein Wohl-
standsphänomen, 
das auch in anderen 
Ländern beobachtet 
werden kann.»

Ein wohlklingendes Violoncellokonzert des Nachwuchses 
Von Tschaikowski über Beethoven bis Rachmaninow: Sechs Schüler von Ivan Monighetti bescherten den Gästen einen genussvollen Abend. 

Gestern Abend verzauberten 
die sechs Schülerinnen und 
Schüler aus der Klasse von Ivan 
Monighetti das Publikum im 
vollbesetzten Vaduzer Rathaus-
saal. Die Darbietungen im Rah-
men der Reihe Residenzkon-
zerte der Musikakademie in 
Liechtenstein standen dabei 
ganz im Zeichen des Violoncel-
los. Die jungen Talente wurden 
von Ofelia Montalvan am Kla-
vier begleitet.   

Tolle Darbietungen des 
talentierten Nachwuchses 
Als erstes betrat die 13-jährige 
Jana Bojanowski aus Deutsch-
land die Bühne. Im Gepäck hatte 
sie die «Romanze ohne Worte» 
für Violoncello und Klavier,  
op. 23, des russischen Kompo-
nisten und Cellisten Carl Davi-
doff. Gefühlvoll spielte sich das 
Nachwuchstalent durch das 
Stück und erlaubte sich dabei 
keinen einzigen Fehler. Auch 

ihre zweite Darbietung, Aram 
Chatschaturjans «Allegro a bat-
tuta» aus dem Konzert für Vio-

loncello und Orchester in e-Moll 
vermochte das Publikum zu 
überzeugen und Bojanowski 

konnte damit beweisen, dass sie 
es mit schnelleren Stücken ge-
nauso aufnehmen kann. Als 

nächstes war Kanon Huang, die 
10-jährige Cellistin aus Taiwan, 
an der Reihe. Zuerst spielte sie 
«Valse Sentimentale», op. 51. 
Nr. 6, von Peter Iljitsch Tschai-
kowski und legte dann mit 
David Poppers «Allegro mode-
rato» aus dem Cellokonzert  
Nr. 2 in e-Moll, op. 24, nach. Die 
junge Musikerin zeigte sich auf 
der Bühne überaus selbstsicher 
und spielte sich gekonnt durch 
die Kompositionen. Auf Popper 
folgte der 1. Satz (Andante) aus 
dem symphonischen Konzert in 
e-Moll, op. 125, von Sergei Pro-
kofjew. Das Stück wurde von der 
18 Jahre alten Anna Lugovkina 
aus Russland zum Besten gege-
ben. Sie konnte die Gäste in Va-
duz von ihrem Können ebenfalls 
eindrücklich überzeugen.  

Jung, leidenschaftlich 
und überaus ehrgeizig 
Als vierte der sechs Schüler war 
es schliesslich an Michelle Zhu 

aus Singapur, auf der Bühne 
Platz zu nehmen. Die 16-Jährige 
hatte für ihren Auftritt Ludwig 
van Beethovens das Andante – 
Allegro vivace aus der Cello- 
sonate Nr. 4 in C-Dur, op. 102  
Nr. 1, vorbereitet und spielte 
sich fehlerfrei und sichtbar lei-
denschaftlich durch das Stück. 
Auch der 28-jährige Marcel Jo-
hannes Kits aus Estland hatte 
eine bekannte, aber ebenso  
herausfordernde Komposition 
ausgewählt: Er spielte zwei Sät-
ze, Andante und Allegro scher-
zando, aus der Cellosonate e in 
g-Moll, op. 19, von Sergei Rach-
maninow. Schliesslich betrat als 
letztes Nachwuchstalent Petar 
Pejcic aus Serbien die Bühne. 
Zum Abschluss des gelungenen 
und hochkarätigen Konzert-
abends gab es vom 21-Jährigen 
«Le Grand Tango» von Astor 
Piazzolla zu hören. Das Publi-
kum dankte den jungen Talen-
ten mit grossem Applaus. (jka)

Die Schülerinnen und Schüler stellten eindrücklich ihr Können unter Beweis.  Bild: Carsten Huber
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Wachstumsmonitoring der 
liechtensteinischen Wirtschaft

Wie entwickelt sich die liechtensteinische Wirtschaft langfristig? Wo liegen Chancen und 
wo Herausforderungen? Antworten auf diese Fragen gibt der Wachstumsmonitor des 

Liechtenstein-Instituts, der das langfristige Wirtschaftswachstum des Landes aus 
verschiedenen Blickwinkeln untersucht. Vor Kurzem erschien die dritte Ausgabe.

Text: Martin Geiger, Ökonom, Liechtenstein-Institut

Was ist Wirt-
schaftswachs-
tum und wie 
kann es gemes-

sen werden?
Als Wirtschaftswachstum wird 
der Prozess verstanden, mit dem 
sich der materielle Wohlstand und 
damit indirekt auch die wahrge-
nommene Wohlfahrt eines Lan-
des über die Zeit vermehren. Aus 
dieser Sicht ist Wirtschaftswachs-
tum ein mehrdimensionales Phä-
nomen. Um es umfassend bewer-
ten und quantifizieren zu können, 
müssen neben klassischen volks-
wirtschaftlichen Kennzahlen wie 
dem Bruttoinlandsprodukt auch 
langfristige Determinanten für 

das Wachstum evaluiert werden. 
Dazu gehören zum Beispiel das 
individuelle Wohlbefinden oder 
der Umgang mit natürlichen Res-
sourcen. 

Die im Wachstumsmonitor des 
Liechtenstein-Instituts erfassten 
Indikatoren lassen sich in sechs 
Dimensionen einteilen: das tat-
sächlich gemessene, aggregierte 
volkswirtschaftliche Wachstum, 
externe Wachstumseinf lüsse 
(«makroökonomisches Umfeld») 
und die Produktionsfaktoren 
«Arbeitsmarkt», «Bildung/Inno-
vation», «Ressourcen/Nachhal-
tigkeit» sowie «Investitionen/In-
frastruktur». Für jede Dimension 

werden verschiedene Datenrei-
hen untersucht und in Hinblick 
auf die aktuelle Situation sowie 
die Tendenz beurteilt. Auf dieser 
Grundlage können die einzelnen 
Dimensionen und das Wirt-
schaftswachstum in Liechtenstein 
insgesamt systematisch bewertet 
werden. Eine Reihe von Heraus-
forderungen und Wachstumsri-
siken lassen sich insbesondere in 
den Dimensionen «makroökono-
misches Umfeld», «Ressourcen/
Nachhaltigkeit» und «Investiti-
onen/Infrastruktur» identifizie-
ren, die in der Abbildung leicht 
negativ (hellrot) bis neutral (gelb) 
dargestellt werden.

Bewertung des liechten-
steinischen Wirtschafts-
wachstums
Die klassischen aggregierten Wirt-
schaftsgrössen wie beispielsweise 
das Bruttoinlandsprodukt (siehe 
Box) oder die Beschäftigungsent-
wicklung, aber auch teilaggregier-
te Kennzahlen wie die sektorale 
Wertschöpfung weisen in den 
meisten Bereichen eine positive 
Wachstumsentwicklung auf. Das 
Wohlstandsniveau ist in Liech-
tenstein sehr hoch und bei vielen 
Indikatoren – beispielsweise beim 
Bruttonationaleinkommen pro 
Kopf – im weltweiten Spitzenfeld.

Nach starken Wachstumsjahren 
Mitte der 2010er-Jahre ging das 
aggregierte Wirtschaftswachstum 
zwar in den letzten Jahren etwas 
zurück, die Wachstumsentwick-
lung in Liechtenstein ist aber 
insgesamt als positiv zu bewer-
ten. Im Lichte der gegenwärtigen 
makroökonomischen, sicherheits-
politischen und ökologischen 
Herausforderungen werden die 
Spannungsfelder für das heimi-
sche Wirtschaftswachstum je-
doch sichtbarer und drängender. 

Das makroökonomische Umfeld 
birgt gegenwärtig viele Heraus-
forderungen für das langfris-
tige Wirtschaftswachstum in 
Liechtenstein. Betrachtet man 
längerfristige weltweite Trends, 
kann insgesamt eine markante 
Abflachung des globalen Wirt-
schaftswachstums beobachtet 
werden, was auch für Liechten-
stein in Form einer schwächeln-
den internationalen Nachfrage 
Konsequenzen hat. Einerseits 
geht das mit einer gewissen glo-
balen Angleichung einher, da 
die Schwellenländer mittlerweile 
stark aufgeholt haben und somit 
wieder weniger dynamisch wach-
sen. Zusätzlich spielen dabei glo-
bale demografische Trends wie 
die Überalterung der Gesellschaft 

Wie setzt sich das Wirtschaftswachstum zusammen?

eine Rolle. Dazu kommen die geopolitische Sicherheitslage, die sich da-
raus ergebenden Implikationen für die europäische Energieversorgung 
sowie die rasanten Preisanstiege der letzten Monate, welche weitere 
makroökonomische Herausforderungen mit sich bringen. Obwohl die 
konkreten Auswirkungen dieser Aspekte für das langfristige liechten-
steinische Wirtschaftswachstum gegenwärtig quantitativ noch nicht 
genau abschätzbar sind, gehen davon grosse Risiken aus. Die durch 
Preisanstiege notwendige Anhebung der Zinsen könnte beispielsweise 
die Zahlungsfähigkeit von liechtensteinischen Haushalten belasten, die 
im internationalen Vergleich zudem hoch verschuldet sind.

Neben den herausfordernden makroökonomischen Entwicklungen be-
stehen auch Risiken in Hinblick auf die Nachhaltigkeit und die ökolo-
gische Tragfähigkeit des Wirtschaftswachstums. Einerseits werden die 
Auswirkungen des Klimawandels immer sichtbarer. Andererseits ist 
eine klare Abkehr von der immer noch sehr ressourcenintensiven Wirt-
schaftsaktivität in vielen Bereichen noch nicht erkennbar, obwohl diese 
Trendumkehr für die Erreichung der deklarierten Emissions- und Kli-
maziele notwendig wäre. Das hohe Wohlstandsniveau in Liechtenstein 
geht nach wie vor mit erheblichen Kosten für die Umwelt und Risiken 
für die langfristige Tragfähigkeit einher. Ein Ausdruck dafür ist der 
Umgang mit den räumlichen und natürlichen Ressourcen, welche im 
Kleinstaat Liechtenstein noch begrenzter als andernorts sind. Es werden 
also weiterhin zu viele Treibhausgase emittiert, es wird zu wenig in öko-
logischen Ausgleich investiert, zu stark auf motorisierten Individualver-
kehr gesetzt, zu viel Fläche versiegelt und zu ressourcenintensiv konsu-
miert, um dem Klimawandel wirksam zu begegnen und die Vitalität 
des Lebensraums für nachkommende Generationen zu gewährleisten. 
Zwar wird der technologische Fortschritt einen wichtigen Beitrag zur 
Bewältigung der drängenden ökologischen Herausforderungen leisten, 
ohne Verhaltensanpassungen bei Konsum und Produktion können die 
Emissions- und Klimaziele allerdings nicht erreicht werden. Dafür sind 
sowohl effizienter Ressourceneinsatz als auch individuelle Zurückhal-
tung zur Schonung natürlicher Ressourcen notwendig.

Innovationspotential als Chance für liechtensteinisches 
Wirtschaftswachstum
Die grundsätzlich positive Bewertung des liechtensteinischen Wirt-
schaftswachstums muss also unter Berücksichtigung zahlreicher Ein-

schränkungen gesehen werden. Wachstumsrisiken stellen aber nicht 
nur Herausforderungen dar, sie bieten auch Chancen für Innovationen. 
Und hinsichtlich Innovationspotential ist Liechtensteins Wirtschaft 
gut aufgestellt: Die liechtensteinische Volkswirtschaft ist eine der in-
novativsten der Welt. In keinem anderen Land werden mehr Patente 
pro Kopf angemeldet und nirgends geben die Unternehmen so viel für 
Forschung und Entwicklung aus. 

Reiche Gesellschaften tragen überproportional zum 
Klimawandel bei. Laut dem World Inequality Lab hatten 
die reichsten 10 Prozent der Weltbevölkerung 2021 einen Ein-
kommensanteil von 52 Prozent und einen Vermögensanteil 
von 76 Prozent. Gleichzeitig hatten diese reichsten 10 Prozent 
im Jahr 2019 einen Anteil von 48 Prozent am weltweiten 
CO2-Ausstoss und verursachten damit pro Kopf etwa fünfmal 
so viel CO2 wie der Weltdurchschnitt.

Bewertung des Wachstums des liechtensteinischen BIP

Daten: Amt für Statistik, UNO, Weltbank, Schätzungen und Berechnungen 
Liechtenstein-Institut

Bruttoinlandsprodukt

Lie:Zeit, März 2023
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Beitrag von Fabian Frommelt in der letzten Ausgabe des Liechtensteiner Volksblatts vom 4. März 2023

6�|�Letzte Ausgabe 

«Unser ‹Volksblatt› 
befasst sich grundsätzlich 
nicht mit Landespolitik»
Hintergrund Die Einstellung einer traditionsreichen Zeitung wie des Liechtensteiner «Volksblatts» wirft neben der Frage 
nach den Umständen des Endes auch jene nach den Anfängen auf. Was war das für eine Zeit damals, im Gründungsjahr 1878, 
und was für eine Zeitung? Was bewegte das Land vor 145 Jahren und was erfuhren die Leserinnen und Leser bei der Lektüre 
der ersten Nummern des «Volksblatts»? Ein Gastbeitrag von Fabian Frommelt.

Der Initiant und Herausgeber 
des «Volksblatts», der Vadu-
zer Hofk aplan Johann Franz 
Fetz (1809–1884), hielt in 

seinem am 16. August 1878 publizier-
ten Programm fest, das «Volksblatt» 
befasse sich «grundsätzlich nicht mit 
Landespolitik». Diese sei Sache von 
Regierung und Landtag und der «be-
rechtigten Bürger».
Unpolitisch war das «Volksblatt» un-
ter Fetz jedoch nicht, wie seine so-
gleich festgehaltenen Grundauffas-
sungen zeigen: «Unser Ländchen 
[ist] kein politisches, sondern viel-
mehr ein administratives Stäät-
chen» – das Land werde nicht poli-
tisch gestaltet, sondern nur verwal-
tet. Denn trotz der Wahl eines «ge-
setzgebenden Landtags» sei die seit 
1862 bestehende konstitutionelle 
Verfassung «nicht republikanisch» 
und «eben so wenig [sei] sie sozial-
demokratisch», sondern «freisin-
nig». Darunter verstand der Schwei-
zer Fetz aber keinen politischen Li-
beralismus: Nicht das «Volk» sei hier 
der Souverän, sondern der «konsti-
tutionell-souveraine Landesfürst», 
der «allgemeine Landesvater», mit 
dem das Land eine «politisch-admi-
nistrative Familie» bilde. «Ächte 
Bürgertugend» bestehe darin, zur 
«Förderung der Eintracht, des Ge-
deihens und des Wohlstandes» auf 
alle «einseitigen, eigennützigen Son-
derideen und Ansichten» zu ver-
zichten. Als gute Landeskinder soll-
ten die Bürger eigene, abweichende 
Meinungen zurückstellen, und in 
diesem Sinne werde auch das «Volks-
blatt» wirken. Unerwähnt liess Fetz 
in seinem Programm den Katholizis-
mus, der neben dem politischen Sta-
tus quo als zweiter Grundpfeiler das 
junge «Volksblatt» prägte.
Der Inhalt des «Volksblatts» sollte 
vier Rubriken umfassen: 1. Amtliche 
und nichtamtliche Publikationen, 2. 
«Vaterländisches», insbesondere 
Auszüge der Landtagsverhandlun-
gen und -beschlüsse sowie Ereignis-
se aus den Gemeinden, 3. Neuigkei-
ten aus dem Ausland sowie 4. «Aller-
lei für Scherz und Ernst zur Unter-
haltung und Belehrung». Was das 
«Volksblatt» seinen Leserinnen und 
Lesern dazu mitteilte, wird im Fol-
genden anhand von Beispielen aus 
den 17 «Volksblatt»-Ausgaben des 
ersten Jahrgangs bis Ende 1878 vor-
gestellt.

Das Ende der «Münzwirren»
Das herausragende innenpolitische 
Ereignis des Jahres 1878 war die Be-
endigung der sogenannten Münz-
wirren, die das Land seit 1876 er-
schütterten. Der Landtag hatte da-
mals mit den Stimmen der elf Ober-
länder Abgeordneten die Goldwäh-
rung und damit faktisch den Schwei-
zer Franken als gesetzliches Zah-
lungsmittel eingeführt, nachdem 
der Wert des bisher geltenden öster-
reichischen Silberguldens stark ge-
sunken war. Weil das wirtschaftlich 
nach Österreich ausgerichtete Unter-
land bei der österreichischen Silber-
währung bleiben wollte, legten die 
nur vier Unterländer Abgeordneten 
aus Protest ihre Mandate nieder. Im 
Januar 1877 demonstrierten mehrere 
Hundert Unterländer in Vaduz und 
drohten mit dem Anschluss an Ös-
terreich. Noch im Januar löste Fürst 

Johann II. den Landtag auf und setz-
te das umstrittene Münzgesetz per 
Notverordnung ausser Kraft. Nach 
einer gescheiterten Neuwahl im Ap-
ril 1877 und monatelangen Verhand-
lungen beschloss der im Oktober 
neu gewählte Landtag die Schaffung 
zweier Wahlkreise: Dem Oberland 
standen fortan sieben und dem klei-
neren Unterland fünf der 15 Abge-
ordneten zu – die drei übrigen Abge-
ordneten wurden nicht gewählt, 
sondern vom Fürsten ernannt. Da 
der Fürst (ausser bei der Landtags-
wahl 1906) jeweils zwei Oberländer 
und einen Unterländer berücksich-
tigte, verfügte das Unterland neu 
über insgesamt sechs Abgeordnete. 
Diese konnten von den Oberländer 
Abgeordneten bei Verfassungsände-
rungen nicht mehr übergangen wer-
den. Im April/Mai 1878 fand erstmals 
eine in die beiden Wahlkreise ge-
trennte Landtagswahl statt.
Für das «Volksblatt» war die Sache 
aber noch nicht beendet. Da Öster-
reich ab 1879 die Zölle in Goldwäh-
rung erheben und die Finanzbeam-
ten in Gold entlöhnen werde, kam 
am 11. Oktober die Frage auf, ob es 
aufgrund der zu erwartenden weite-
ren Abwertung des Silberguldens 
nicht angezeigt wäre, die «Münzfra-
ge» wieder zu erwägen und «ernst-
lich zu studiren?». Dazu kam es aber 
nicht: Liechtenstein blieb beim Sil-
bergulden, bis auch Österreich 1898 
den Wechsel zur Goldwährung (Kro-
ne) vollzog.

Wie weiter mit der Landesschule?
Ein zweites Thema, das den Landtag 
und das «Volksblatt» 1878 beschäf-
tigte, war das Schulwesen, insbeson-
dere die Zukunft der seit 1857 beste-
henden «Landesschule», der einzi-
gen «Realschule» des Landes. Hatte 
diese anfangs 20 bis 30 Schüler ge-
habt, waren es 1878 nur noch zwölf, 
weshalb die Fortführung der Schule 
infrage gestellt wurde. Das «Volks-
blatt» bemängelte, dass einerseits 
mit Fächern wie Physik, Geschichte, 
Geografie oder Fremdsprachen zu 
hoch gesteckte Ziele verfolgt, ande-
rerseits auch «minderfähige» Schü-
ler aufgenommen worden seien: 
«Was soll ein Lehrer mit Kabisköp-
fen machen?» Der Landtag geneh-
migte das Lehrergehalt für ein wei-
teres Jahr und befürwortete die 
Fortführung der Schule, der Ent-
scheid aber liege beim Landesschul-
rat. Die Landesschule bestand dann 
weiter, bis sie 1952 in der Realschule 
Vaduz aufging.
Ebenfalls 1878 beschloss der Land-
tag, die Lehrerlöhne zu erhöhen, 
denn um die «Volkswohlfahrt mit 
dem Volksunterrichte zu heben» sei-
en gute Lehrer und damit auch gute 
Lehrerlöhne notwendig. Neu wurde 
die Bezahlung der Lehrerlöhne voll-
ständig vom Land übernommen, um 
die Haushalte der Gemeinden zu 
entlasten. Diese hatten nur noch für 
die Lehrerwohnung und das Brenn-
holz zu sorgen. Begründet wurde 
dieser Schritt mit den hohen Zollein-
künften, die der seit 1852 bestehen-
de Zollvertrag mit Österreich-Un-
garn jährlich in die Landeskasse 
spülte. Effektiv machten die «Zoll-
gelder» gemäss dem am 4. Oktober 
im «Volksblatt» publizierten Landes-
voranschlag für 1879 mit 22 000 

Gulden die Hälfte der budgetierten 
Staatseinnahmen aus.
Ein vom Landtag einstimmig und 
diskussionslos beschlossenes Gesetz 
«betreffend die Beaufsichtigung der 
Schuljugend ausserhalb der Schule 
durch die Lehrer» verdeutlicht den 
im Zeitgeist liegenden Trend zur 
staatlichen Kontrolle und Diszipli-
nierung: Zur «Erzielung eines an-
ständigen Betragens auf der Gasse, 
in der Kirche und bei feierlichen 
Umzügen» hatten die Lehrer die ih-
nen gesetzlich zustehende Strafge-
walt gegenüber den Schülern bei 
«Unsittlichkeiten und Exzessen» 
auch ausserhalb der Schule anzu-
wenden, namentlich bei «Balgerei-
en, Obstdiebstählen, Beschädigung 
fremden Eigentumes usw. usw.».

Lebensmittelpreise und Viehschauen
Abgesehen von der Währungsfrage 
und der grossen Bedeutung des Zoll-
vertrags für den Fiskus und der Bil-
dung für die «Volkswohlfahrt» ging 
das «Volksblatt» kaum auf wirt-
schaftliche Fragen ein, und wenn, 
dann auf Belange der dominieren-
den Landwirtschaft. So wurden re-
gelmässig Berichte über regionale 
und internationale (Vieh-)Märkte 
und die dort erzielten Preise sowie 
über die Trauben-, Mais- und Kartof-
felernte publiziert. 
Da die seit den 1830er-Jahren mit 
grossen Kosten durchgeführte «Ent-
wässerung des Binnenlandes» durch 
die Nachlässigkeit der Gemeinden 
bei der Instandhaltung der Kanäle 
und Gräben gefährdet sei, erliess die 
Regierung im Oktober 1878 eine 
«Verordnung betreffend die Beauf-
sichtigung und Instandhaltung der 
Entwässerungsgräben». Die Regie-
rung übernahm die Oberaufsicht 
über die Entwässerungsanlagen, die 
Kosten der Instandhaltung hatten 
die betreffenden Grundeigentümer 
zu tragen.
Ausführlich wurde im «Amtlichen 
Teil» über die am 5. November 1878 
in Vaduz abgehaltene «Vieh-Ausstel-
lung» mit Pferde-, Hornvieh- und 
Schweine-Prämierung berichtet. Die 
Ausstellung belege die dank den Be-
mühungen der Regierung erreichten 
grossen Fortschritte in der Pferde- 
und Rindviehzucht. Kurioserweise 
findet sich in diesem Bericht die (für 
1878) einzige Erwähnung der seit 
den 1860er-Jahren entstandenen 
liechtensteinischen Industrie: Die 
«Firma Enderlin und Jenny Fabrik-
besitzerin in Triesen» nämlich habe 
sich mit zwei Kühen, einem Rind 
und einem Zuchtstier an der Ausstel-
lung beteiligt, welche alle hätten 
prämiert werden müssen, wenn die 
Firma nicht ausdrücklich darauf 
verzichtet hätte.
Zum Fremdenverkehr meldete das 
«Volksblatt», dieser wachse seit weni-
gen Jahren an. Ziele der Touristen 
seien die Gastwirtschaften, Schloss 
Vaduz und die «schönen Berg- und 
Alpenpartien». Das grösste Manko 
sah es in den fehlenden Wegweisern, 
die dem Fremden die Frage nach 
dem Weg aufs Schloss oder ins Alpen-
gebiet ersparen würden.

Über die Balkan-Krise
Ein wichtiger Teil der Berichterstat-
tung betraf das internationale politi-
sche Geschehen, wozu in der Regel 

Berichte von ausländischen Zeitun-
gen übernommen wurden. Viel Raum 
nahm etwa die Balkan-Krise ein: Im 
Russisch-Türkischen Krieg (1877–
1878) unterstützte Russland die nach 
Unabhängigkeit vom Osmanischen 
Reich strebenden Bulgaren, Serben 
und Rumänen und baute im März 
1878 im Frieden von San Stefano sei-
nen Einfluss in der Region massgeb-
lich aus. Die damit unzufriedenen 
europäischen Mächte, vor allem Eng-
land und Österreich-Ungarn, setzen 
im Sommer 1878 auf dem Berliner 
Kongress eine Korrektur der Frie-
densbedingungen zugunsten des eu-
ropäischen Mächtegleichgewichts 
und zulasten der russischen Stellung 
durch. Insgesamt, resümierte das 
«Volksblatt» befriedigt, werde die 
«Macht der Türken in Europa» durch 
den Berliner Vertrag «sozusagen ver-
nichtet» und den Christen volle Reli-
gionsfreiheit zugesichert.
Besonders interessierte sich das 
«Volksblatt» für die Entwicklung in 
Bosnien und in der Herzegowina, 
welche aufgrund der Beschlüsse des 
Berliner Kongresses von Österreich-
Ungarn besetzt wurden. Allerdings 
musste zunächst der Widerstand der 
muslimischen Bevölkerung militä-
risch niederschlagen werden. Ange-
sichts der Schwierigkeiten der «Occu-
pations-Expedition» wurde im 
«Volksblatt» geargwöhnt, «Bismarck 
habe auf dem Berliner-Congress dem 
ganzen Kaiserreich Österreich-Un-
garn in Bosnien und Herzegowina ei-
ne [...] Falle gelegt», zumal die Okku-
pation zu inneren Spannungen zwi-
schen den beiden Reichsteilen Öster-
reich und Ungarn führe. Nachdem 
die Eroberung Ende Oktober gelun-
gen war, stellte das «Volksblatt» fest, 
die administrative Erfassung des Ge-
biets als Provinz mit Kreisen und Be-
zirken sehe «bereits einer Annexion 
gleich». Dazu kam es aber erst 1908 – 
sechs Jahre, bevor das Attentat des 
bosnischen Serben Gavrilo Princip 
auf den österreichischen Thronfolger 
Franz Ferdinand in Sarajewo den 
Ersten Weltkrieg auslöste.

Sozialistengesetz und Kulturkampf
Mit Herzblut referierte Fetz im 
«Volksblatt» auch eine Unzahl an 
Presseberichten über die deutsche 
Innenpolitik, wobei verschiedene 
Elemente seiner politischen Haltung 
deutlich werden: die Verbitterung 
über die Unterdrückung der Katholi-
ken im «Kulturkampf», die Gegner-
schaft zur «Socialdemokratie» und 
die Sympathie zur katholischen Zen-
trumspartei, auch antijüdische Res-
sentiments.
Während die Katholiken im «Kultur-
kampf» brutal verfolgt worden sei-
en, habe man die Sozialdemokraten 
durch «religionslose Schulen» und 
«verderbliche Schriften» wie 
«Schlangen am Busen» genährt. Die 
Sozialdemokratie sei eine «Tochter 
der Freimaurerei» und des Unglau-
bens. Die sozialdemokratische Ge-
sinnung rühre aber auch aus den 
«schlechten Lebensverhältnissen» 
der «Arbeiterklasse» her, welche ih-
rerseits – und hier wurden beden-
kenlos antisemitische Stereotype 
verbreitet – vom «ruinierenden 
Schwindel der Grossen, der Geld-
herren, der Juden, der Wucherer» 
verursacht sei. Nur die Bekämpfung 

dieser Zustände werde auch die So-
zialdemokratie schwächen.
Das nach den beiden (gescheiterten) 
Attentaten auf den deutschen Kaiser 
Wilhelm im Mai und Juni 1878 von 
Reichskanzler Bismarck auf den 
Weg gebrachte Sozialistengesetz 
wurde jedoch vom «Volksblatt» in 
Übereinstimmung mit der deut-
schen Zentrumspartei abgelehnt. 
Die Bekämpfung der Sozialdemo-
kratie mit Ausnahmerecht, Polizei- 
und Militärgewalt sei wirkungslos 
und kontraproduktiv – denn sie tref-
fe nur die Symptome statt die Ursa-
chen. Wichtiger seien die «soziale 
Reform» und die Wiederbelebung 
«des religiösen Volksbewusstseins». 
Nach der Annahme des Gesetzes am 
21. Oktober mit den Stimmen der 
Nationalliberalen und der Konser-
vativen berichtete das «Volksblatt» 
kritisch über die Auflösung und das 
Verbot sozialistischer Vereine, 
Druckschriften und Zeitungen, die 
Ausweisung von Sozialisten und den 
Polizeistaat. Das Sozialistengesetz 
blieb bis 1890 in Kraft.
So wie nun die Sozialdemokraten, 
unterdrücke Bismarck im Kultur-
kampf schon lange auch die Katholi-
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Während der Gulden (ganz oben) beinahe die Bevölkerung Liechtensteins 
spaltete, richteten sich die Augen Europas 1878 auf die Weltausstellung in 
Paris (links) oder Darwins Lehre (oben). (Fotos: Wikimedia Commons)

ken, schrieb Fetz. Hoffnungsvoll be-
richtete er aber im «Volksblatt» vom 
20. September von Anzeichen einer 
Beilegung des Konflikts zwischen 
Staat und Kirche, um nur zwei Mo-
nate später festzustellen, Bismarcks 
Friedensbemühungen gegenüber 
Papst Leo XIII. hätten nur dazu ge-
dient, die Zustimmung der Zent-
rumspartei zum Sozialistengesetz zu 
erhalten; nachdem dies vergeblich 
war, sei auch der Friedenswille erlo-
schen. Aber dies stimmte nicht: Die 
1878 begonnene Annäherung setzte 
sich fort, 1887 wurde der Konflikt 
beigelegt.

«Allerlei für Scherz und Ernst»
Neben den Ausflügen in die hohe Po-
litik bot das «Volksblatt» seiner Le-
serschaft unter «Vaterländisches», 
«Ausland» und «Allerlei für Scherz 
und Ernst» Kurzmeldungen zu ver-
schiedensten Begebenheiten. Dazu 
gehörten Nachrichten über die At-
tentate auf den spanischen König Al-
phons und den italienischen König 
Humbert oder über die Niederlage 
der anti-katholischen Kräfte bei der 
Nationalratswahl in der Schweiz 
ebenso wie über einen «grässlichen 

Mord» in Grüsch und über Brandfäl-
le in Werdenberg und im Mühleholz. 
Auch über den Ausbruch des Gelb-
fiebers in den US-Südstaaten und in 
Westafrika, über Erdbeben in 
Deutschland, Überschwemmungen 
in Ägypten und Hungersnöte in Chi-
na und Marokko wurde berichtet.
Relativ knapp waren die Informatio-
nen zur Weltausstellung, die vom 1. 
Mai bis zum 31. Oktober 1878 in Paris 
stattfand. Zu deren Attraktionen ge-
hörte unter anderem das elektrische 
Licht, das eine Neuheit war, aber 
auch ein grosses Aquarium, ein 
mächtiger Fesselballon und der Kopf 
der Freiheitsstatue, die dann 1886 
im New Yorker Hafen errichtet wur-
de. Das «Volksblatt» teilte dazu 
kaum mehr mit, als dass die Ausstel-
lung über 16 Millionen Besucher hat-
te – und 189 Taschendiebe und 26 
Diebinnen verhaftet wurden.

Die «Affen-Theorie»
Eine im «Volksblatt» ausführlich be-
handelte Episode zeigt, wie sehr die 
hereinbrechende Moderne und die 
wissenschaftliche Entwicklung 
nicht nur das vom christlichen und 
kirchlichen Denken durchdrungene 

Blatt eines Hofkaplans herausfor-
derten, sondern wohl weite Kreise 
der Gesellschaft: Am 18. Mai 1878 
hielt der k.k. Gymnasial-Professor 
und ehemalige k.k. Bezirksschulins-
pektor Ludwig Teimer im Vorarl-
berger Lehrerverein in Dornbirn ei-
nen Vortrag «über die Fortschritte 
in der Naturwissenschaft». Teimer 
sprach über die «bis zur einfachsten 
Eizelle zurückgeführte Entwick-
lungsgeschichte der höchst organi-
sierten Thiere und des Menschen». 
Nach dieser – so der Feldkircher Bi-
schof Amberg in einer im «Volks-
blatt» zitierten Klage beim Vorarl-
berger Landesausschuss – «falschen 
Lehre» und «Affen-Theorie» des 
«Affen-Vaters» Darwin hätten 
«Thier, Aff und Mensch die nämli-
che Abstammung», womit die «Er-
schaffung des Menschen durch Got-
tes Allmacht geradezu geleugnet 
werde». Bei den Katholiken hätten 
diese «ausgesprochenen atheisti-
schen – gottesleugnenden – Grund-
sätze» die grösste Entrüstung aus-
gelöst, zumal die Beifall spenden-
den 130 anwesenden Volksschulleh-
rer zur Erziehung katholischer Kin-
der berufen seien.

Auch Liechtensteiner Lehrer, kriti-
sierte das «Volksblatt», hätten am 
Vortrag teilgenommen und applau-
diert: Entweder aus Dummheit, weil 
sie den Inhalt nicht verstanden, oder 
weil sie der «gottlosen Lehre» zuge-
stimmt hätten. Der Vorfall habe eine 
ernste Besprechung und Beschlüsse 
in der Pastoralkonferenz der liech-
tensteinischen Geistlichkeit nach sich 
gezogen. Denn die Seelsorger hätten 
dafür zu sorgen, dass in den Schulen 
«nicht eine Affen-Dressur, sondern ei-
ne katholische Bildung und Erzie-
hung der Jugend stattfinde». Überra-
schen kann diese abwehrende Hal-
tung nicht. Bis Darwins 1878 noch re-
lativ junge Evolutionstheorie Eingang 
in die liechtensteinischen Lehrpläne 
fand, dauerte es noch Jahrzehnte.

Fazit
Dass das «Volksblatt» Ende 1878 über 
genügend Abonnenten verfügte, 
zeigt, dass eine eigene Landeszei-
tung dem Bedürfnis der Bevölke-
rung entsprach. Mit der wöchentli-
chen Herausgabe einer vierseitigen 
Zeitung erbrachte der nebenberufli-
che Einmannredaktor Fetz eine an-
erkennenswerte Leistung. Den Vor-

satz, keine Politik zu machen, erfüll-
te er nicht – dafür verfügte seine Zei-
tung aber über ein klares Profil. De-
ren christlich-klerikale und konser-
vative Ausrichtung mag lange Zeit 
dem Denken grosser Teile der Bevöl-
kerung entsprochen haben. Um auch 
anderen Ansichten Raum zu geben, 
bedurfte es eines zweiten Blattes, 
das 1914 mit den «Oberrheinischen 
Nachrichten» entstand. Dass nun mit 
dem Ende des «Volksblatts» wieder 
eine Reduktion auf nur mehr eine 
(Tages-)Zeitung erfolgt, ist zu bedau-
ern. Eine politische und weltan-
schauliche Einführung wie im ersten 
Jahrgang des «Volksblatts» ist heute 
aber kaum noch denkbar.
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«Die Idee ist nicht, etwas zu steuern» 
Fördergelder für die Kirche sollen künftig über die alle fünf Jahre stattfindende Volkszählung gelenkt werden. Doch geht das überhaupt? 

Interview: Desirée Vogt 

Mit der geplanten Neuordnung 
von Kirche und Staat soll auch 
die Frage der Finanzierung an-
ders und einheitlich geregelt 
werden. Jede staatlich aner-
kannte Religionsgemeinschaft 
soll einen Sockelbetrag von 
20 000 Franken erhalten. Und 
pro 100 Anhänger der jeweili-
gen Gemeinschaft soll es noch-
mals 1000 Franken zusätzlich 
geben. Doch wie soll festge -
stellt werden, wie gross die 
 Anhängerschaft ist? Die Regie-
rung schlägt vor, dass diese 
 Anhängerschaft bei der ohne-
hin alle fünf Jahre stattfinden-
den Volkszählung gemessen 
werden soll. Doch kann sie die-
se Zahlen wirklich realistisch 
erfassen? Und wenn das Volk 
damit Fördergelder an die Kir-
che lenken kann, ist es dann 
auch ehrlich? Emanuel Schäd-
ler, Forschungsbeauftragter 
beim Liechtenstein-Institut, 
äussert sich dazu.  

Wenn die Volkszählung die 
Anhängerschaft einer Ge-
meinschaft messen soll, ist 
diese dann künftig in Tat und 
Wahrheit nicht viel mehr ein 
«Lenkungsinstrument»?  
Emanuel Schädler: Ich würde 
vielmehr von einem «Abbil-
dungsinstrument» sprechen. 
Die Idee ist gerade nicht, dass 
etwas «gesteuert» oder «ge-
lenkt» wird. Sondern es wird 
die Religionslandschaft in 
Liechtenstein objektiv und 
 neutral in Zahlen erfasst. Diese 
Zahlen werden rechtlich dann 
weiterverwendet als Basis für 
die Finanzierungsfestlegung 
bzw. -höhe.  

Grundsätzlich ist davon 
auszugehen, dass die Anga-
ben in der Volkszählung dem 
Wahrheitsgehalt entspre-

chen – also auch jene zur 
religiösen Angehörigkeit. 
Doch können die Angaben 
auch auf ihre Richtigkeit 
überprüft werden? 
Ich bin kein Statistiker, sondern 
Jurist. Ich kann also nur aus 
meiner juristischen Sicht spre-
chen: Im Religionsverfassungs-
recht haben wir es mit der Ge-
samtbevölkerung und deren 
Aufteilung auf die Kirchen und 
Religionsgemeinschaften zu 
tun. So bleibt uns als Grundlage 
für die Realitätswahrnehmung 
nur das Gesamtbild der Volks-
zählung. Die Volkszählung ist 
eine Vollerhebung und nimmt 
damit auch unter den verschie-
denen statistischen Erhebun-

gen in Liechtenstein eine Son-
derstellung ein. In einem gewis-
sen Sinne kann ihre regelmäs -
sige Durchführung als eine Art 
Überprüfung ihrer selbst be-
trachtet werden.  

Angenommen, ich bin ge-
tauft und gefirmt und damit 
auch römisch-katholisch: 
Kann ich dennoch eine 
andere Angabe machen, 
wenn ich mich einem ande-
ren Glauben mehr verbun-
den fühle? Oder anders 
gefragt: Bin ich das, was ich 
ankreuze? Oder kreuze ich 
an, was ich bin? 
Was die vorliegende Frage des 
neuen Finanzierungskonzepts 

betrifft: Beides zugleich. Das 
heisst: Aus Sicht des Staates ist 
man das, was man ankreuzt. 
Und man kreuzt an, was man 
auch wirklich ist bzw. welcher 
Kirche oder Religionsgemein-
schaft man sich auch wirklich 
zugehörig fühlt. Dass man beim 
Fragebogen der anonymen 
Volkszählung wahrheitsge -
mässe Angaben machen muss, 
schreibt das Statistikgesetz in 
Artikel 13 vor. Einzelne Falsch-
deklarationen fallen übrigens 
als Ausreisser bei einer solch 
umfassenden Befragung so vie-
ler Personen nicht ins Gewicht. 
Oder man kreuzt letztlich, 
wenn man sich in einem ganz 
unüberwindbaren Zuordnungs-

konflikt und Zweifel gefangen 
fühlt, gar nichts an – «keine An-
gabe» – dann stellt man sich 
ganz ausser Betracht. 

Noch anders gefragt: Wäre es 
zulässig, eine andere Religi-
onsgemeinschaft anzukreu-
zen, der ich nicht zugehöre, 
die ich aber gerne staatlich 
finanziell besser unterstützt 
sehen möchte? 
Nein, das ist unzulässig, weil 
eben per Statistikgesetz eine 
Wahrheitspflicht gilt.  

Einige Glaubensgemein-
schaften verfügen doch 
bestimmt über Daten über 
ihre Anhängerschaft. Wo 

werden solche Daten erfasst? 
Werden diese abgeglichen? 
Ich gehe davon aus, dass die 
Kirchen und Religionsgemein-
schaften durchaus über teilwei-
ses Zahlenmaterial verfügen. In 
vielerlei Hinsicht sind aber ge-
rade die kleineren Kirchen und 
Religionsgemeinschaften im 
Blindflug unterwegs. Sie sind 
faktisch heute nur informiert, 
wenn ihre Gläubigen sich direkt 
bei ihnen melden. Umso dring-
licher sind sie darauf angewie-
sen, relevante Daten staatli-
cherseits gesammelt und über-
mittelt zu erhalten. Der 
Entwurf des Religionsgemein-
schaftengesetzes sieht in Arti -
kel 24 vor, dass die Einwohner-
kontrollen der Gemeinden, das 
Zivilstandsamt und das Auslän-
der- und Passamt künftig die 
einschlägigen Daten erfassen 
sollen. 

Was wäre, wenn bspw. die 
grösste Glaubensgemein-
schaft, also die römisch-ka-
tholische Kirche, die Zahlen 
aus der Volkszählung als 
unrealistisch betrachtet und 
dagegen angeht? 
Aus meiner Sicht wäre derartige 
Kritik – von welcher Seite sie 
auch immer ausginge – ein Wi-
derstand, dessen Gründe man 
genauer erforschen müsste. 
Denn seit Jahrzehnten wird 
eine aufwendige und detaillier-
te Volkszählung durchgeführt. 
Sie wird immer wieder von ver-
schiedensten Seiten herange-
zogen für verlässliche statisti-
sche Belege und Übersichten. 
Und nun, wenn die Volkszäh-
lung als eine statistische 
Grundlage für finanzielle Un-
terstützungen der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften die-
nen soll, wäre sie plötzlich an-
geblich unpräzise? Diese Kritik 
könnte ich so nicht nachvoll -
ziehen.  

Emanuel Schädler, Forschungsbeauftragter «Recht» beim Liechtenstein-Institut.  Bild: Tatjana Schnalzger (28.11.22)
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Junge FBP möchte ein«gerechteres»  
Wahlrecht: Was das konkret bedeutet 
«Doppelter Pukelsheim»: Die Jungpartei will das Rechensystem abändern, wie Stimmen in Landtagssitze umgewandelt werden. 

Elias Quaderer 
 
Für ein gerechteres Wahlrecht in 
Liechtenstein kämpfen: Dieses 
Ziel habe sich die Junge FBP ge-
setzt, seit sich deren Vorstand im  
April neu formiert hat. «Es muss 
etwas verändert werden», so die 
Jungpartei in einer Stellung -
nahme von vergangener Woche. 
Entsprechend habe ihr Vorstand 
einen Gesetzestext ausgearbei-
tet, «der die Bedenken bezüg -
lich der Ungleichheit zwischen 
Unterländer und Oberländer 
Wählerinnen und Wählern auf-
greift». Was konkret damit ge-
meint ist, bleibt die Jungpartei 
allerdings schuldig, in ihrer Stel-
lungnahme auszuführen. Auf 
Nachfrage erklärt Vorstandsmit-
glied Raphael Ott, dass der Vor-
schlag der Jungen FBP darauf 
abzielt, das Rechenverfahren 
abzuändern, wie Wählerstim-
men in Landtagssitze verwan-
delt werden.  

Nach dem jetzigen Wahl-
recht wird die Sitzverteilung für 
jeden Wahlkreis – Ober- und Un-
terland – einzeln berechnet. Da-
durch «könne eine Partei durch 
Glück oder Pech stark über- 
oder unterrepräsentiert wer-
den», so Ott. Der Vorschlag der 
Jungen FBP wolle dagegen, dass 
die Sitzverteilung über das 
ganze Land berechnet wird und 
erst im Anschluss die Sitze auf 

die beiden Wahlkreise verteilt 
werden. «Neu ist also jede Wäh-
lerstimme eine Parteistimme, 
wodurch jedem Wähler die glei-
che Stimmkraft zugesichert 
wird», hält das Vorstandsmit-
glied fest. Bis der ausgearbeitete 
Gesetzestext vorliegt, wird es 
aber noch eine Weile dauern. 
Derzeit werde ihr Vorschlag 
noch juristisch überprüft, teilt 

die Jungpartei mit. Und im An-
schluss an die Prüfung werde 
die Junge FBP das weitere Vor-
gehen mit der FBP-Landtags-
fraktion besprechen. 

Ein perfektes Verfahren zur 
Sitzzuteilung existiert nicht 
Es bleibt die Frage: Trifft die Ein-
schätzung der Jungen FBP tat-
sächlich zu? Besteht durch das 

aktuelle Wahlverfahren die Ge-
fahr, dass Parteien stark über- 
oder unterrepräsentiert werden? 
Thomas Milic, Politologe am 
Liechtenstein-Institut, meint 
dazu: «Ob eine Sitzverteilung 
‹gerecht› ist oder nicht, ist nicht 
bloss eine mathematische Frage, 
sondern auch, und ich würde gar 
sagen, vor allem eine politische 
Frage.» Zudem existiere ein per-

fekt-proportionales Sitzzutei-
lungsverfahren schlichtweg 
nicht: «Egal, welches Verfahren 
der Sitzzuteilung man wählt, ir-
gendjemand wird am Ende im-
mer bevorteilt, während ein an-
derer benachteiligt wird.»  

Dennoch gebe es Verfahren, 
die das Proportionalitätsziel 
eher erreichen als andere. Zu 
nennen sei der «doppelte Pu-
kelsheim» – ein Verfahren, das 
bereits in neun Schweizer Kan-
tonen angewandt wird. Dieses 
Verfahren würde dem Ziel der 
Jungen FBP entsprechen, da hier 
die Sitzverteilung nach den kan-
tonsweit bzw. landesweit erhal-
tenen Stimmen der Parteien er-
folgt. Und es liefert gemäss Milic 
kantonsweit auch die proportio-
naleren Ergebnisse als das «Ha-
genbach-Bischoff-Verfahren» – 
das Rechensystem, das derzeit 
bei den Liechtensteiner Land-
tagswahlen angewandt wird. 

FBP wäre stärkste Partei mit 
«doppeltem Pukelsheim» 
Vor diesem Hintergrund ist da-
von auszugehen, dass sich der 
Vorschlag der Jungen FBP am 
«doppelten Pukelsheim» orien-
tieren wird. Aber wie würde 
dieses neue Rechensystem die 
Ergebnisse der Liechtensteiner 
Wahlen verändern? Würde man 
den «doppelten Pukelsheim» 
auf die Landtagswahlen 2021 

anwenden, dann «würde die 
VU ein Mandat weniger, die 
DpL ein Mandat mehr erzie-
len», rechnet Politologe Milic 
vor. Das heisst: Aus den letzten 
Landtagswahlen wäre die FBP  
mit zehn Mandanten als stärks-
te Kraft hervorgegangen. Damit 
hätte sie Anspruch auf den 
 Regierungschefposten erheben 
können. Die VU hätte sich unter 
dem «doppelten Pukelsheim» 
hingegen mit neun Landtagssit-
zen und folglich mit der Rolle 
des kleinen Koalitionspartners 
begnügen müssen. Die Opposi-
tionsparteien FL und DpL wä-
ren gleichstark mit je drei Sitzen 
im Landtag vertreten. 

Junge FBP für Erhalt der 
beiden Wahlkreise 
Eine andere Möglichkeit, um 
die Diskussion um die unter-
schiedliche Gewichtung von 
Ober- und Unterländer Stim-
men zu beenden, wäre, die 
 beiden Wahlkreise aufzulösen. 
Dies lehnt die Junge FBP jedoch 
ab. Denn erstens werde durch 
die Wahlkreise eine angemes-
sene Repräsentation der beiden 
Landesteile sichergestellt. Und 
zweitens würden die kleinen 
Wahlkreise den Vorteil bieten, 
«Politiker persönlich kennen-
zulernen und sich ein genaue -
res Bild von deren Ansicht und 
Positionen zu machen». 

Die Junge FBP kritisiert, dass mit dem jetzigen Wahlrecht einzelne Parteien «stark über- oder  
unterrepräsentiert werden können». Bild: Keystone

Auch privates Radio kann öffentlich-rechtlichen Status erhalten 
Ein öffentlich-rechtliches Medium muss keineswegs im Besitz des Staates sein, zeigt eine Publikation des Liechtenstein-Instituts. 

Soll Radio L privatisiert werden? 
Auch diese Frage soll der Land-
tag Anfang September beant-
worten, wenn die Zukunft des 
Landessenders auf der Traktan-
denliste steht. Als Grundlage 
stellt die Regierung in ihrem Va-
riantenbericht gut eine A4-Seite 
bereit. In rund 300 Worten 
schildert sie ein einziges Szena-
rio, wonach Radio L so privati-
siert würde, dass es kaum über-
lebensfähig wäre. Laut Regie-
rung würde der Käufer den 
ganzen Besitz des Liechtenstei-
nischen Rundfunks (LRF) inklu-
sive die im Unterhalt teure Sen-
deinfrastruktur sowie das Per -
sonal übernehmen. Staatliche 
Unterstützung gäbe es allenfalls 
noch in Form der Medienförde-
rung. «Eine weitergehende fi-
nanzielle Unterstützung von 
staatlicher Seite ist jedoch aus-
geschlossen, da kein Mehrwert 
gegenüber der heutigen Lösung 
mit einem Staatssender er-
kenntlich ist», findet die Regie-
rung. Das neue private Unter-
nehmen werde keinen Pro-
grammauftrag erhalten. «Damit 
würde auch die gesetzliche 
Pflicht zur neutralen und ausge-
wogenen Berichterstattung 
wegfallen», heisst es weiter.  

Ebendieser gesetzliche Auf-
trag wird jeweils als das Allein-
stellungsmerkmal von Radio L 
angepriesen, um zu erklären, 
dass ein «öffentlich-rechtlicher 

Rundfunk» für Liechtenstein 
unabdingbar sei. 

Operative und redaktionelle 
Unabhängigkeit vom Staat 
Doch so schwarz-weiss wie die 
Darstellung der Regierung ist 
die Ausgangslage mitnichten. 
Das zeigt nun auch Patricia 
Schiess, Forschungsbeauftragte 
Recht am Liechtenstein-
Institut, in der aktuellen Aus-
gabe der Institutspublikation 
«LI Focus» auf. «Alle Medien 
müssen wahrheitsgetreu und 
objektiv berichten sowie das 
Sachgerechtigkeitsgebot beach-
ten», schreibt Schiess. In dieser 
Hinsicht unterscheiden sich die 
gesetzlichen Pflichten des LRF 

und der privaten Medienunter-
nehmen in Liechtenstein also 
bereits heute nicht. Für den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk 
sieht das Gesetz zusätzlich ex-
plizit vor, dass er ausgewogen 
berichten muss und die im Land 
herrschende Meinungsvielfalt 
wiederzugeben hat.  

Aus dem internationalen 
Recht lassen sich laut Schiess im 
Wesentlichen zwei Vorgaben 
bezüglich öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten ableiten: 
Sie müssen redaktionell und 
operativ unabhängig vom Staat 
sein und sie müssen ausrei-
chend finanziert werden. 

Dass der Staat selbst Eigen-
tümer eines öffentlich-rechtli-

chen Rundfunksenders ist, ist 
zwar nicht verboten, aber auch 
nicht vorgeschrieben. Die EU 
spricht mittlerweile von 
«öffentlich-rechtlichen Medi-
enanbietern». Dieser Definition 
entspricht ein Anbieter, der 
nach nationalem Recht mit ei-
nem öffentlichen Auftrag be-
traut ist oder der für die Erfül-
lung eines solchen Auftrags na-
tionale öffentliche Mittel erhält. 
«Er muss nicht als öffentliches 
Unternehmen ausgestaltet 
sein», schreibt Patricia Schiess. 
Folglich könnte auch ein priva-
tes Unternehmen mit einem 
Versorgungsauftrag die öffent-
lich-rechtliche Funktion über-
nehmen.  

Unabhängig davon, ob ein 
Medium als staatliches Unter-
nehmen ausgestaltet ist, einen 
Leistungsauftrag vom Land er-
hält oder über die Medienförde-
rung unterstützt wird, muss es 
Inhalte einordnen und Aussa-
gen hinterfragen. Entsprechend 
dürfte sich der Staat mit einem 
Leistungsauftrag an ein Medi-
um keinen Verlautbarungsjour-
nalismus sichern.  

Wie Patricia Schiess auf An-
frage erklärt, sei es zwar durch-
aus zulässig, vorzuschreiben, 
dass über bestimmte Themen 
wie Politik und Kultur zu berich-
ten ist und für gewisse Inhalte 
Raum gewährt werden muss, 
beispielsweise für Hörerfragen. 

«Aber alles andere wäre ein 
 Regierungsradio. Ein Journalist, 
der seine Fragen zur blossen 
Dekoration der Antworten 
eines Regierungsmitgliedes 
stellt, das würde den internatio-
nalen Vorgaben nie und nimmer 
entsprechen», so Schiess. 

Seriöse Informationen  
für Privatisierung nötig 
Mit Blick auf den September-
Landtag stellt sich nun die Fra-
ge: Was, wenn die Abgeordne-
ten weder den von der Regie-
rung geforderten Ausbau von 
Radio L als Staatsradio noch die 

im Variantenbericht aufge -
zeigte minimale Privatisie-
rungsvariante befürworten, 
sondern ein privates Radio mit 
gewissen Leistungen wie aktu-
ellen Nachrichtensendungen 
wünschen? «Ich denke, das 
würde eine grössere politische 
Diskussion auslösen», sagt Pa-
tricia Schiess. Als Grundlage 
wäre ein Bericht mit verschiede-
nen Privatisierungsvarianten 
nötig. Hierfür sollten Experten 
beispielsweise einen Leistungs-
katalog vorschlagen und die Ab-
geltung für die Leistungen be-
rechnen. Nach dem politischen 
Entscheid könnte der Versor-
gungsauftrag dann ausgeschrie-
ben und ein Vergabeverfahren 
durchgeführt werden.  

Ob ein privates Radiounter-
nehmen mit öffentlich-rechtli-
chem Auftrag am Ende aber 
wirklich kostengünstiger zu ha-
ben ist als das gegenwärtige 
Staatsradio, stellt Schiess je-
doch infrage. Auch ob tatsäch-
lich ein privater Interessent ge-
funden werden kann, müsse 
sich noch zeigen. «Ich bin Juris-
tin und keine Ökonomin. Aber 
wenn ich sehe, dass sich in der 
Schweiz auf 38 Konzessionen 
nur 51 Unternehmen beworben 
haben, dann frage ich mich, ob 
die Nachfrage in Liechtenstein 
so gross wäre.» 
 
David Sele

Würde Radio L privatisiert werden, gäbe es staatliche Unterstützung 
allenfalls noch in Form der Medienförderung. Bild: Archiv

Patricia Schiess 
Rechtswissenschaftlerin 
 

«Ein Journalist, der 
seine Fragen zur 
blossen Dekoration 
der Antworten stellt, 
das würde interna-
tionalen Vorgaben 
nicht entsprechen.»
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Aus dem Bibliotheksjahr 2023

Der Alltag in der Forschungsbibliothek zeichnet sich durch 
Bestandsaufbau, -pflege und -verwaltung, Periodikaver-
waltung, Bestandspräsentation und Katalogpflege aus. 
Auch im Berichtsjahr wurden rund 150 Inhaltsverzeich-
nisse in der Landesbibliothek gescannt und in den Biblio-
thekskatalog integriert. Die Aufnahme der hauseigenen 
Publikationen in den Bibliothekskatalog oder in andere 
fachspezifische Datenbanken und vor allem die Infor-
mationsbeschaffung für die Forschenden stellen weitere 
Hauptaufgaben dar.

Das erste Halbjahr war ausserdem geprägt von den Vorbe-
reitungen zum Tag der offenen Tür. 

Vernetzung
Für eine kleine Bibliothek ist die Vernetzung mit anderen 
Bibliotheken wichtig, um den Austausch über Bibliotheks-
fragen zu pflegen.

Durch die Mitgliedschaft beim Liechtensteinischen Biblio-
theksverbund ist die nationale Vernetzung mit anderen Bi-
bliotheken in Liechtenstein gewährleistet. 

Eine weitere Vernetzung findet mit dem OPL-Arbeitskreis 
Bodensee statt. Er setzt sich aus rund 30 kleinen Biblio-
theken der Bodenseeregion aus Deutschland, Österreich, 
der Schweiz und Liechtenstein zusammen. Verschiedene 
Bibliothekstypen im Kleinformat sind dabei vertreten. An 
den jährlichen Treffen werden die besonderen Herausfor-
derungen einer «One Person Library (OPL)» in einer der 
Kleinbibliotheken rund um den Bodensee diskutiert. Das 
Jahrestreffen 2023 fand am 10. Juli in der Bibliothek des 
Liechtenstein-Instituts statt.

Die Bibliothek des Liechtenstein-Instituts ist ausserdem 
Mitglied des Vereins der Bibliotheken der Regio Bodensee, 
einer Arbeitsgemeinschaft wissenschaftlicher Bibliotheken 

der Bodenseeanrainerstaaten Deutschland, Liechtenstein, 
Österreich und Schweiz. An zwei jährlich stattfindenden Ta-
gungen (Frühjahrs- und Herbsttagung) werden die Heraus-
forderungen der modernen Informationsgesellschaft und 
deren Auswirkungen auf die Bibliotheken besprochen.

Quelle: Verein Bibliotheken der Regio Bodensee 
https://www.bodenseebibliotheken.de/ 

Die Teilnahme am Bibliothekskongress vom 2./3. November 
2023 in Zürich, der von Bibliosuisse (Berufsverband für Bib-
liotheken, Informations- und Dokumentationsstellen in der 
Schweiz) organisiert wurde, bot während zwei Tagen Wei-
terbildung mit Vorträgen, Diskussionen und Besichtigungen 
von Institutionen in und um Zürich.

Neues Bibliothekssystem
Das heutige Bibliothekssystem Aleph ist seit bald 25 Jah-
ren im Einsatz. Die Bibliothek des Liechtenstein-Instituts 
ist Mitglied des Liechtensteinischen Bibliotheksverbunds 
und verwendet ebenfalls Aleph für die Katalogisierung und 
als Online-Katalog für die Bibliotheksnutzer:innen. Im No-

WPK Politik Gymnasium Vaduz. Foto: Rosmarie Lorenz

Am 24. März 2023 verbrachten die Schülerinnen und Schü-
ler des Wahlpflichtkurses Politik des Gymnasiums Vaduz 
mit ihrer Lehrerin Marlies Kessler einen Nachmittag mit vier 
thematischen Blöcken am Liechtenstein-Institut. 

Gymnasiumklasse zu Besuch  
am Liechtenstein-Institut

Kennenlernen und erinnern
Forschungsstätte Liechten-
stein-Institut – geschichtliche 
Bedeutung des Kirchhügels

Forschen und publizieren
Begegnung mit einem  
Forschenden

Suchen und finden
Bibliothek Liechtenstein- 
Institut

Recherchieren und sammeln
Bibliothekskatalog, Website 
Liechtenstein-Institut
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10 214
Medien Gesamtbestand

46
neue Bücher

109
Bücher als Geschenk, vielen Dank!

83
Fernleihen, 

davon 17 Artikel in elektronischer Form

40
laufende Periodika

(20 Zeitschriften, 10 Jahrbücher,
6 Loseblattsammlungen, 4 Zeitungen)

1
Datenbank

154
neu gescannte Inhaltsverzeichnisse

im Bibliothekskatalog

Diverses
1563 Liechtensteinensia  

      3236

Volkswirtschaft 
        411

Geschichte
      1329

32%

17%19%

13%

4%

15%

Politologie 
    1771

Recht
          1904

Zusammensetzung Gesamtbestand per Ende 2023 
(Anzahl Medien)

vember 2022 wurde eine öffentliche Ausschreibung zur 
Anschaffung eines neuen Bibliothekssystems durchgeführt. 
Im März 2023 fanden die Offertpräsentationen statt, an 
denen auch die Bibliothekarin des Liechtenstein-Instituts 
teilnahm, um die Interessen der Forschungsbibliothek zu 
vertreten. Aus der Ausschreibung ging die Firma AlCoda 
GmbH, Bern, mit dem Bibliothekssystem NetBiblio als Sie-
gerin hervor. Die Bibliothek des Liechtenstein-Instituts wird 
zusammen mit der Landesbibliothek ab Frühjahr 2024 auf 
das neue System umsteigen. Die Landesbibliothek wird wei-
terhin als Ansprechstelle bei Supportfragen fungieren und 
die Verbundbibliotheken bei technischen und fachlichen 
Fragen unterstützen.

Die Bibliothek stellt aus – Vorsitz im Europarat
Mit einer Ausstellung zum Anlass «Liechtenstein übernimmt 
den Vorsitz im Ministerkomitee des Europarats» wird der 
passende Bibliotheksbestand im Pausenraum präsentiert.

Rosmarie Lorenz, Bibliothekarin
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Organisation

Der Verein
Das Liechtenstein-Institut ist als gemeinnütziger Verein ge-
mäss liechtensteinischem Personen- und Gesellschaftsrecht 
organisiert. 

Der Verein zählte per 31. Dezember 2023 99 Mitglieder. Die 
Mitgliederversammlung 2023 wurde am 8. Mai 2023 durch-
geführt. Der Bericht des Präsidenten und des Direktors wur-
den zur Kenntnis genommen. Die Mitgliederversammlung 
beschloss die Aufnahme von drei neuen Mitgliedern und 
musste den Austritt eines Mitglieds zur Kenntnis nehmen. 
Auch wurden Jahresbericht und Jahresrechnung 2022 ge-
nehmigt. Anlässlich der Mitgliederversammlung standen 
auch Vorstandswahlen an. Wiedergewählt wurden Guido 
Meier, Judith Oehri, Barbara Fuchs und Barbara Walch. 
Helmut Konrad, der sich seit 2014 im Vorstand des Instituts 
engagiert hatte, stellte sich nicht mehr für eine Wiederwahl 
zur Verfügung. Er wurde im Rahmen der Mitgliederver-
sammlung verabschiedet und verdankt. Neu in den Vor-
stand gewählt wurde Jürg Dinkelmann aus Ruggell.  

Direktor 
Der Direktor vertritt das Liechtenstein-Institut in wissen-
schaftlichen Belangen nach aussen, bereitet die Geschäf-
te des Wissenschaftlichen Rates vor und setzt dessen Be-
schlüsse um. Er ist verantwortlich für die Geschäftsführung 
und Organisation des Instituts. 

Vorstand
Der Vorstand wählt auf Vorschlag des Wissenschaftlichen 
Rates den Direktor, sorgt für die finanziellen Mittel des Insti-
tuts, wählt gemeinsam mit dem Direktor das administrative 
Personal des Instituts und vertritt das Institut in Absprache 
mit dem Direktor nach aussen.

Wissenschaftlicher Rat
Der Wissenschaftliche Rat ist für die Begleitung und Aus-
richtung des Forschungs- und Lehrbetriebs zuständig. 

Begleitgremien
Einzelne grössere Forschungsprojekte am Liechtenstein-In-
stitut wie der Verfassungskommentar oder das Historische 
Lexikon des Fürstentums Liechtenstein online (eHLFL) ver-
fügen über wissenschaftliche Begleitgremien. Mitglieder 
dieser Gremien sind Expertinnen und Experten aus dem In- 
und Ausland.

Private Spenden 2023

Bedeutende private Spender:innen im Jahr 2023 waren: 

• Stiftung Fürstl. Kommerzienrat Guido Feger
• Guido Meier
• Gebhard Sprenger
• Helmuth Merlin Stiftung
• Theres Vogt Familienstiftung  
• Daniel Schily
• Christian Frommelt
• Fürst-Franz-Josef-Stiftung

Wir danken allen privaten Spenderinnen und Spendern, die 
das Liechtenstein-Institut im Jahr 2023 zusätzlich zur öffent-
lichen Finanzierung gefördert haben. Ihre grosszügige Un-
terstützung ist Zeichen der Wertschätzung unserer Arbeit 
und stärkt die wissenschaftliche Unabhängigkeit des Liech-
tenstein-Instituts und seiner Forschung.
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Institutsvorstand

Dr. iur. Guido Meier, Jurist. Rechtsanwalt 
und Treuhänder. Landtagsabgeordneter 
von 1993 bis 1997, Richter am Staatsge-
richtshof von 1985 bis 1993. Präsident 
des Liechtenstein-Instituts seit 1986. 

Dr. Barbara Fuchs, Ökonomin, Abteilungs-
leiterin Entwicklung und Umsetzung von 
innovativen Geschäftsmodellen in der 
Ivoclar Vivadent. Vorstandsmitglied seit 
2017.

Dr. Jürg Dinkelmann, Jurist. Langjähriger 
Leiter der Abteilung Administration und 
Recht des Schulamtes des Fürstentums 
Liechtenstein (1990–2021). Vorstandsmit-
glied seit 2023. 

Judith Oehri, Betriebswirtschafterin HF 
und Psychologin FH. Vorstandsmitglied 
seit 2017.

Dr. iur. Barbara J. Walch, LL.M., Rechtsan-
wältin und Treuhänderin. Vorstandsmit-
glied seit 2020. 

Wissenschaftlicher Rat

Prof. Dr. Sieglinde Gstöhl, Vorsitzende 
des Wissenschaftlichen Rates. Politikwis-
senschaftlerin. Professorin am Europa-
kolleg in Brügge und Direktorin des Stu-
diengangs EU International Relations and 
Diplomacy Studies. Seit 2008 Mitglied des 
Wissenschaftlichen Rates.

Prof. Dr. Regula Argast, Historikerin, 
Bern. Professorin für Geschichte und Ge-
schichtsdidaktik an der Pädagogischen 
Hochschule Bern sowie Lehrbeauftrag-
te an den Universitären Fernstudien 
Schweiz. Seit 2012 Mitglied des Wissen-
schaftlichen Rates. 

Dr. iur. Hilmar Hoch, LL.M., Präsident des 
Staatsgerichtshof. Stellvertretender Vor-
sitzender des Wissenschaftlichen Rates.

Prof. Dr. iur. Andreas Kley, Professor 
für öffentliches Recht, Verfassungsge-
schichte sowie Staats- und Rechtsphilo- 
sophie an der Universität Zürich. Seit 1998 
Mitglied des Wissenschaftlichen Rates. 

Prof. Dr. Andreas Peichl, Leiter des ifo Zen-
trums für Makroökonomik und Befragun-
gen und Professor für Volkswirtschaftsleh-
re an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München. Seit 2021 Mitglied des Wissen-
schaftlichen Rates. 
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Direktion
Prof. Dr. Thomas Meier
Direktor (100 %) (ab 1.11.2023)

In der Forschung tätig
Dr. Georges Baur
Forschungsleiter Recht (80 %) 
Europarecht, Freihandel

Dr. Cyrus Beck, MAS
Forschungsbeauftragter Recht (60 %) 
Verfassungsrecht, Verwaltungsrecht, Geschichte des öffent-
lichen Rechts

Dr. Andreas Brunhart
Forschungsbeauftragter Volkswirtschaft (80 %)
Konjunktur- und Wachstumsanalyse, Kleinstaatenökonomik

Dr. Kristina Budimir
Wissenschaftliche Mitarbeiterin Bildungsbericht (60 %) 

Toni Büchel, MA
Wissenschaftlicher Mitarbeiter Geschichte (30 %) (bis 
30.4.2024)
Mentalitätsgeschichte

Dr. Christian Frommelt
Direktor, Forschungsbeauftragter Politik (100 %) (bis 
31.7.2023)
Europäische Integration

lic. phil. Fabian Frommelt
Forschungsleiter Geschichte (100 %)
Frühe Neuzeit, Historisches Lexikon

Dr. Martin Geiger
Forschungsleiter Volkswirtschaft (100 %) 
Konjunktur- und Wachstumsanalyse

Cornelius Goop, MA
Assoziierter Doktorand; Redaktor Historisches Lexikon 
(40 %) (ab 1.1.2024) 

Céline Heidegger
Studentische Mitarbeiterin Recht (10 %) 

Mag. Patricia Hornich, LL.M.
Wissenschaftliche Mitarbeiterin Politik (20 %)

Dr. Eike-Christian Hornig
Forschungsbeauftragter Politik (80 %) (bis 31.12.2023)
Direct Democracy Navigator

Dr. Thomas Milic
Forschungsleiter Politik (80 %)
politische Psychologie, Wahlforschung 

Beat Ospelt, M.A.
Assoziierter Doktorand  

Mitarbeiter:innen 2023/2024
Stichtag: 1. Mai 2024

Mag. Lukas Ospelt
Wissenschaftlicher Mitarbeiter Geschichte und Recht 
(40 %)

Dr. Jörg Paetzold
Forschungsbeauftragter Volkswirtschaft (40 %) (ab 
1.9.2023)
Finanzwissenschaft, Arbeitsmärkte, Gesundheitsökonomik

Dr. Philippe Rochat
Forschungsbeauftragter Politik (80 %)
politische Partizipation auf Gemeindeebene

Dr. Emanuel Schädler, LL.M.
Forschungsbeauftragter Recht (20 %)
Verwaltungsverfahrensrecht, Rechtsgeschichte, Verfas-
sungsgeschichte, Staatskirchenrecht/Kirchenrecht 

PD Dr. Stephan Scheuzger
Forschungsbeauftragter Geschichte (100 %) 
Geschichte der Sozialpolitik, Geschichte des Strafens

Prof. Dr. iur. Patricia Schiess
Forschungsbeauftragte Recht (80 %)
Verfassungsrecht

lic. phil. hum. Barbara Schneider
Wissenschaftliche Mitarbeiterin Eurydice (20 %)

Mag. Jürgen Schremser
Forschungsbeauftragter Geschichte (30 %) (bis 30.4.2024)
Mentalitätsgeschichte

Freie wissenschaftliche Mitarbeitende
Univ.-Prof. Dr. Peter Bussjäger
Dr. Christian Frommelt (ab 1.8.2023)
Prof. Dr. Andreas Kley
Dr. Wilfried Marxer
Dr. Rupert Quaderer
Dr. Goran Seferovic

Bibliothek
Rosmarie Lorenz
Bibliothekarin (60 %)

Administration
Ruth Allgäuer
Direktionsassistenz (70 %) 

Brigitte Bühler
Direktionsassistenz (80 %) 
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Praktikant:innen

In allen Fachbereichen des Liechtenstein-Instituts werden 
Praktikantinnen und Praktikanten für Aufgaben in laufen-
den Forschungsprojekten eingesetzt. Sie erhalten so Ein-
blick in die praktische Forschungstätigkeit des Instituts. 

Praktikantinnen und Praktikanten 2023
Julia Hasler, Studium der Geschichte an der Universität Zü-
rich (Fachbereiche Geschichte, Politik) (9.1. bis 10.2.2023) 

Sina Thöny, Studium der Geschichte an der Universität Bern 
(Fachbereich Geschichte) (12.6. bis 21.7.2023)

Lukas Berend, Promotionsstudium der Volkswirtschaftsleh-
re an der FernUniversität Hagen (Fachbereich Volkswirt-
schaft) (1.8. bis 31.10.2023)

Julian Meier, Studium International Affairs an der Universi-
tät St. Gallen (HSG) (Fachbereiche Volkswirtschaft und Poli-
tik) (1.9.2023 bis 31.1.2024)

Kleines Land, grosse Forschung 
«Liechtenstein ist so klein, gibt 
es da überhaupt etwas Neues 
zu erforschen?», war die Reak-
tion, als ich einem Freund aus 
dem Ausland erzählte, dass 
ich ein Praktikum am Liech-
tenstein-Institut mache. Die 
Zeit am Institut hat mir gezeigt, 
dass es auch in einem so klei-
nen Land wie Liechtenstein un-
endlich viel zu erforschen gibt.

Während meines fünfmonati-
gen Praktikums konnte ich an 

verschiedenen Projekten im Bereich Politik und Volkswirt-
schaft mitarbeiten. Der Bildungsbericht, die Auswertung 
verschiedener Umfragen oder auch die Beleuchtung der 
Einkommens- und Vermögensverteilung sowie der Umver-
teilung in Liechtenstein und international waren einige der 
Projekte, an denen ich mitarbeiten durfte. Dabei konnte ich 
wertvolle Einblicke in die praktische Forschungsarbeit ge-
winnen.

Als Praktikant am Liechtenstein-Institut war ich Teil eines 
Teams, das sich leidenschaftlich der Forschung über Liech-
tenstein widmet. Die Arbeitsatmosphäre am Liechten-
stein-Institut war äusserst angenehm und das kompeten-
te Team nahm mich herzlich als vollwertiges Mitglied auf. 
Durch die Arbeit und die abwechslungsreichen Gespräche 
konnte ich mir nicht nur fachliches Wissen aneignen, son-
dern auch wichtige Erkenntnisse für meinen zukünftigen 
Weg mitnehmen.

Abschliessend kann ich sagen, dass die Zeit am Liechten-
stein-Institut für mich eine wertvolle Erfahrung im Zwi-
schenjahr zwischen Bachelor- und Masterstudium war. Ich 
möchte mich beim Team des Liechtenstein-Instituts für die 
tolle und angenehme Zusammenarbeit bedanken.

Julian Meier

Das Institut als Bindeglied in der Gesellschaft
Im Rahmen meines Promotionsstudiums der Volkswirt-
schaftslehre habe ich im Spätsommer 2023 ein dreimona-
tiges Praktikum als studentischer Mitarbeiter am Liechten-
stein-Institut absolviert. Gemeinsam mit den Forschern des 
Fachbereichs Volkswirtschaft habe ich die Exponiertheit der 
liechtensteinischen Industrieproduktion in Hinsicht auf in-
ternationale wirtschaftlichen und politische Entwicklungen 
untersucht. Hierbei war es für mich als Praktikant aus dem 
europäischen Ausland von besonderem Interesse, welche 
Ähnlichkeiten und Differenzen sich zwischen Liechtenstein 
und seinen europäischen Nachbarn erkennen lassen. Für 
mich als angehenden Ökonom stellt die liechtensteinische 
Industrie ein äusserst spannendes Forschungsfeld dar.

Während meiner Zeit am Institut ist mir die Bedeutung 
von Forschungsinstituten und deren Funktion in der Ge-
sellschaft erneut bewusst geworden. Zum einen können 
Institute mit ihrem Wissen und Analysen, welche auf jahre-
langer Erfahrung fundieren, wissenschaftliche Akzente im 
politischen Diskurs setzen. Zum anderen dienen Institute 
der Gesellschaft, indem sie für diese einen Wissenstransfer 
leisten und diese somit bei der Einordnung von und dem 
Umgang mit aktuellen Entwicklungen unterstützen.

Im Rückblick auf mein Praktikum und in Anbetracht die-
ser Relevanz von Forschungsinstituten wird mir das Liech-
tenstein-Institut in besonders positiver und schöner Erin-
nerung bleiben. Ich habe mich im Umfeld des Teams des 
Institutes von Beginn an sehr willkommen, integriert und 
berücksichtigt gefühlt und hoffe, dass das Institut sich die-
sen schönen Umgang miteinander bewahrt. 

Lukas Berend
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Bericht der Revisionsstelle zur Jahresrechnung 

Prüfungsurteil 
Wir haben die Jahresrechnung des Vereins LIECHTENSTEIN-INSTITUT bestehend aus der Bilanz zum 31. 
Dezember 2023, der Erfolgsrechnung für das dann endende Jahr sowie dem Anhang, geprüft. 

Nach unserer Beurteilung vermittelt die beigelegte Jahresrechnung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2023 sowie deren 
Ertragslage für das dann endende Jahr in Übereinstimmung mit dem liechtensteinischen Gesetz. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 
Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit dem liechtensteinischen Gesetz und den International 
Standards on Auditing (ISA) durchgeführt. Unsere Verantwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und 
Standards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten der Revisionsstelle für die Prüfung der Jahresrechnung“ 
unseres Berichts weitergehend beschrieben. 

Wir sind von der Gesellschaft unabhängig in Übereinstimmung mit den liechtensteinischen gesetzlichen 
Vorschriften und den Anforderungen des Berufsstands sowie dem International Code of Ethics for 
Professional Accountants (including International Independence Standards) des International Ethics 
Standards Board for Accountants (IESBA Kodex), und wir haben unsere sonstigen beruflichen 
Verhaltenspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als eine Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 
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Verantwortlichkeiten des Vereinsvorstandes für die Jahresrechnung 
Der Verwaltungsrat ist verantwortlich für die Aufstellung einer Jahresrechnung in Übereinstimmung mit den 
gesetzlichen Vorschriften und für die internen Kontrollen, die der Vereinsvorstand als notwendig feststellt, 
um die Aufstellung einer Jahresrechnung zu ermöglichen, die frei von wesentlichen falschen Darstellungen 
aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist. 

Bei der Aufstellung der Jahresrechnung ist der Vereinsvorstand dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Geschäftstätigkeit zu beurteilen, Sachverhalte im Zusammenhang mit der 
Fortführung der Geschäftstätigkeit – sofern zutreffend – anzugeben sowie dafür, den 
Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Geschäftstätigkeit anzuwenden, es sei denn, der 
Vereinsvorstand beabsichtigt, entweder die Gesellschaft zu liquidieren oder Geschäftstätigkeiten 
einzustellen, oder hat keine realistische Alternative dazu. 

Verantwortlichkeiten der Revisionsstelle für die Prüfung der Jahresrechnung 
Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die Jahresrechnung als Ganzes frei von 
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und einen Bericht 
abzugeben, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Mass an Sicherheit, 
aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit dem liechtensteinischen Gesetz und den ISA 
durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets 
aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als 
wesentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie die auf der Grundlage dieser Jahresrechnung getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 
Nutzern beeinflussen. 

Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit dem liechtensteinischen Gesetz und den ISA üben 
wir während der gesamten Prüfung pflichtgemässes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus: 

• Identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen in der Jahresrechnung 
aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion 
auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende 
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern 
resultierendes, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen oder das Ausserkraftsetzen interner Kontrollen 
beinhalten können. 

• Gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen Kontrollsystem, 
um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch 
nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems der Gesellschaft 
abzugeben. 

• Beurteilen wir die Angemessenheit der angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie die 
Vertretbarkeit der dargestellten geschätzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammen-
hängenden Angaben. 

• Ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des vom Vereinsvorstand angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Geschäftstätigkeit sowie auf der Grundlage der 
erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Gegebenheiten besteht, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung 
der Geschäftstätigkeit aufwerfen können. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesentliche 
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem Bericht auf die dazugehörigen Angaben in der 
Jahresrechnung aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum 
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Datum unseres Berichts erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten 
können jedoch die Abkehr der Gesellschaft von der Fortführung der Geschäftstätigkeit zur Folge haben. 

• Beurteilen wir die Darstellung, den Aufbau und den Inhalt der Jahresrechnung einschliesslich der 
Angaben im Anhang sowie, ob die Jahresrechnung die zu Grunde liegenden Geschäftsvorfälle und 
Ereignisse in einer Weise wiedergibt, dass eine sachgerechte Darstellung erreicht wird.  

Wir kommunizieren mit dem Vereinsvorstand unter anderem über den geplanten Umfang und die geplante 
zeitliche Einteilung der Prüfung sowie über bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschliesslich etwaiger 
bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung identifizieren. 

Bericht zu sonstigen gesetzlichen und anderen rechtlichen Anforderungen 

Ferner bestätigen wir, dass die Jahresrechnung dem liechtensteinischen Gesetz und den Statuten entspricht 
und empfehlen, die vorliegende Jahresrechnung zu genehmigen. 

 

Schaan, 28. März 2024 
 
Grant Thornton AG 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rainer Marxer 
Zugelassener Wirtschaftsprüfer 
Leitender Revisor 

ppa Rita Schaeppi Lufi 
Treuhänderin mit eidg. FA 

 

 

Beilage 

• Jahresrechnung (Bilanz, Erfolgsrechnung und Anhang) 
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LIECHTENSTEIN-INSTITUT
9487 Gamprin-Bendern
FL-0001.099.635-4

31.12.2023 31.12.2022
BILANZ CHF CHF 

AKTIVEN

Anlagevermögen

Sachanlagen
10’006 10’006

10’006 10’006

Total Anlagevermögen 10’006 10’006

Umlaufvermögen

Forderungen
168’170 150’741
168’170 150’741

Wertpapiere
1’390’321 1’360’792
1’390’321 1’360’792

774’379 1’053’642

Total Umlaufvermögen 2’332’870 2’565’175

Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 64’343 51’194

TOTAL AKTIVEN 2’407’219 2’626’375

Total Forderungen

Sonstige Wertpapiere
Total Wertpapiere

Guthaben bei Banken, Postscheckguthaben, Schecks und 
Kassenbestand

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen

Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung

Total Sachanlagen
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LIECHTENSTEIN-INSTITUT
9487 Gamprin-Bendern
FL-0001.099.635-4

31.12.2023 31.12.2022
BILANZ CHF CHF 

PASSIVEN

Eigenkapital
Institutsvermögen 152’696 152’696

1’857’479 1’857’479
Gewinnvortrag/Verlustvortrag 175’340 275’753
Ertragsüberschuss (+) / Aufwandüberschuss (-) -149’901 -100’413
Total Eigenkapital 2’035’614 2’185’515

Rückstellungen
Rückstellung Projekt 25’000 0
Total Rückstellungen 25’000 0

Verbindlichkeiten
110’532 115’709

Total Verbindlichkeiten 110’532 115’709

Passive Rechnungsabgrenzungsposten 236’073 325’151

TOTAL PASSIVEN 2’407’219 2’626’375

Sonstige Reserven

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
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LIECHTENSTEIN-INSTITUT
9487 Gamprin-Bendern
FL-0001.099.635-4

01.01.2023 - 01.01.2022 -
31.12.2023 31.12.2022

ERFOLGSRECHNUNG CHF CHF 

17’500 15’750
160’586 250’026
178’000 178’000

5’047 4’949
344’625 337’335

1’250’000 1’250’000
79’423 78’622

0 30’000
0 89’325

12’424 21’608
16’761 3’025

-9’336 -3’322
-6’000 -6’000

-21’832 -9’975
-5’510 -95’807

-25’119 -45’142
1’996’569 2’098’394

Personalaufwand
-1’684’113 -1’656’991

-299’153 -293’992
davon für Altersversorgung -249'899 -245'454

Abschreibungen und Wertberichtigungen
-10’590 -23’305

-17’443 -21’511
-41’641 -71’853
-64’909 -60’062

-7’505 -8’638
-3’794 -4’109
-1’280 -6’693

-36’001 -24’245
-17’355 -24’976

-6’926 -9’555
-19’239 -12’220
-14’488 -9’228

-227’868 -128’984

88’413 57’100
davon aus verbundenen Unternehmen 0 0

-10’446 -28’529
davon an verbundene Unternehmen 0 0

-149’901 -100’413

Veranstaltungsertrag

Beiträge der öffentlichen Hand - Staat

Ertrag aus EU-Projekten
Übrige Erträge
Aufwand Wissenschaftlicher Output

Beiträge der öffentlichen Hand - Gemeinden eHLFL
Ertrag aus Forschungsfonds

Ertrag aus projektbezogener staatlicher Förderung
Dienstleistungen

Mitgliederbeiträge
Spenden Private

Sonstige betriebliche Aufwendungen:

Personalaufwand Externe
Raumaufwand (inkl. Energieaufwand)

Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und für 
Unterstützung

Auf immaterielle Anlagewerte und Sachanlagen

Dienstleistungen Dritter

Übriger Betriebsaufwand

Übriger Personalaufwand

Unterhalt und Reparaturen
Versicherungen/Gebühren/Abgaben

Vorträge/Buchpräsentationen/Anlässe
Kolloquien

Beiträge der öffentlichen Hand - Gemeinden

Rohergebnis

Löhne und Gehälter

Andere Veranstaltungen und Besuche
Wissenschaftlicher Output in elektronischer Form
Wissenschaftlicher Output in gedruckter Form

Verwaltungsaufwand
Informatikaufwand
Bibliotheksaufwand
Werbeaufwand, Öffentlichkeitsarbeit

Zinsen und ähnliche Aufwendungen

Ertragsüberschuss (+) / Aufwandüberschuss (-)

Betriebsergebnis

Erträge aus anderen Wertpapieren und Forderungen des 
Finanzanlagevermögens
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LIECHTENSTEIN-INSTITUT
9487 Gamprin-Bendern
FL-0001.099.635-4

ANHANG ZUR JAHRESRECHNUNG Angaben in CHF

Gesetzliche Pflichtangaben

31.12.2023 31.12.2022
Bürgschaften keine keine
Garantieverpflichtungen keine keine
Pfandbestellungen keine keine
Weitere Eventualverbindlichkeiten keine keine

Es bestehen keine weiteren gemäss Art. 1055 ff. PGR offenlegungspflichtigen Positionen.

Bürgschaften, Garantieverpflichtungen, Pfandbestellungen und weitere 
Eventualverbindlichkeiten



AUF EINEN BLICK

Das Liechtenstein-Institut wurde 1986 als Forschungsinsti-
tut gegründet, um in den Fachbereichen Geschichte, Politik, 
Recht und Wirtschaft liechtensteinrelevante Forschungs-
themen und Forschungsfelder wissenschaftlich zu bearbei-
ten. Das Institut wird von einem Verein getragen und öf-
fentlich sowie privat subventioniert.

Die Forschung erfolgt in Form von mehrjährigen For-
schungsprojekten, vielen kleineren Studien, interdisziplinä-
ren Projekten und internationalen Kooperationen. Neben 
wechselnden Forschungsprojekten werden auch zahlreiche 
Daueraufgaben wahrgenommen, wie etwa der Online-Ver-
fassungskommentar, die Weiterentwicklung des Histori-
schen Lexikons online oder die Wahl- und Abstimmungsfor-
schung. 

Die aus der Forschungsarbeit gewonnenen Erkenntnisse 
sollen in der in- und ausländischen Öffentlichkeit zum bes-
seren Verständnis des liechtensteinischen Staates beitra-
gen, ein weltoffenes und realistisches liechtensteinisches 
Selbstverständnis fördern sowie in wichtigen Fragen die 
Meinungsbildung und Entscheidungsfindung erleichtern.



Liechtenstein-Institut
St. Luziweg 2
9487 Gamprin-Bendern
Liechtenstein
T +423 / 320 33 00
info@liechtenstein-institut.li
www.liechtenstein-institut.li


